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Bei dem hier vorliegenden Bericht handelt es sich um den Abschlussbericht des Moduls 2 

(Literaturanalyse) des Projektes „Entwicklungsmöglichkeiten einer phänomenübergreifend 

ausgerichteten Prävention politisch motivierter Gewaltkriminalität“ (PüG). 
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1 Problemstellung / Praxisbedarf 

Radikalität, abgeleitet vom lateinischen radix = Wurzel, kennzeichnet politische oder 

religiöse Strömungen, die grundlegende, möglichst umfassende, „an der Wurzel 

ansetzende“, gesellschaftliche Veränderungen einfordern. Diese Forderungen münden nicht 

zwangsläufig in Gewalt, sondern führen mitunter, wie etwa bei Gandhi und Martin Luther 

King, zum Gegenteil – einer Antigewalthaltung. Damit ist Radikalität, wie das 

Alltagsverständnis suggeriert, nicht in erster Linie als destruktiv anzusehen, sondern viel 

eher und häufig als Motor individueller und gesellschaftlicher Entwicklungen. Über die 

kritische Auseinandersetzung darüber, wie gesellschaftliche Herausforderungen bearbeitet 

werden, werden nicht selten Prozesse politischer Neuausrichtung angestoßen (vgl. 

Kemmesies 2013). Radikalität dieser Art ist Ausdruck der konstruktiven Kontroverse 

zwischen politischen, kulturellen und/oder religiösen Positionen in pluralistischen 

Gesellschaften und demzufolge wünschenswert. Eine Gesellschaft muss sich auch daran 

messen lassen, wie sie mit „Abweichlern“, selbst wenn diese radikale Positionen vertreten, 

umgeht.  

Ganz in diesem Sinne betont auch der Verfassungsschutz, dass radikale politische 

Auffassungen in einer pluralistischen Gesellschaft ihren legitimen Platz haben, solange sie 

die Grundprinzipien der Verfassung anerkennen (Bundesamt für Verfassungsschutz, o. J.). 

Wird die Verfassung hingegen abgelehnt und der Versuch zu ihrer Überwindung 

unternommen, laufen derartige Bestrebungen Gefahr, in Extremismus umzuschlagen und 

damit die Grundordnung der Gesellschaft zu bedrohen. Unterschiedliche Extremismen – 

seien sie politisch und/oder religiös motiviert – bedienen sich hierbei eines breiten 

Spektrum an Instrumentarien. Diese müssen zwar nicht zwangsläufig gewaltorientiert sein – 

wie etwa die Unterwanderung von Organisationen oder die Formierung eigenständiger 

institutioneller oder außerinstitutioneller Netzwerke zur politischen Einflussmehrung – 

allerdings ist die Befürwortung von Gewaltanwendung als Handlungsoption ein starkes 

Indiz für extremistische Positionen (Backes/Jesse 2005, 25 ff).  
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Wird mittels Rechtsverletzungen versucht, die Durchsetzung politischer Entscheidungen zu 

verhindern, den demokratischen Willensbildungsprozess zu beeinflussen oder die 

außenpolitischen Belange der Bundesrepublik zu gefährden, sprechen wir von Politisch 

motivierter Kriminalität (PMK; zur umfassenden Darstellung der PMK s. Gliederungspunkt 

2.1), die auch extremistischer Natur sein kann. Politisch motivierte Straftaten richten sich 

aber nicht nur gegen den Staat, seine Einrichtungen und Interessen als solche, sondern 

oftmals auch gegen andere Personen, etwa aufgrund ihrer politischen Einstellung, 

Nationalität, Rasse, Hautfarbe, sexueller Orientierung oder Religion. Damit bedroht PMK 

nicht nur die Grundordnung und die Grundrechte eines demokratischen Gemeinwesens, 

sondern vor allem auch die Achtung der im Grundgesetz konkretisierten Menschenrechte. 

Als besonders erschreckende Beispiele sind neben den Taten der RAF in den 1970er und 

1980er Jahren die Anschläge von Hoyerswerda, Rostock, Mölln, Solingen, die jüngst 

aufgedeckte NSU-Mordserie, die in den letzten Jahren gescheiterten Sprengstoffanschläge 

Al Qaidas sowie das Attentat Arid Ukas am Frankfurter Flughafen zu nennen, in denen die 

besondere Qualität dieser Form der Kriminalität zum Ausdruck kommt. Die konsequente 

Verfolgung politisch motivierter Taten ist daher ein besonders bedeutsames 

innenpolitisches und mitunter auch außenpolitisches Anliegen.  

Hinter dem Begriff PMK verbergen sich höchst unterschiedliche Phänomenbereiche, die sich 

nicht nur im Erscheinungsbild und durch konträre ideologische Ausrichtungen und 

politische Ziele auszeichnen, sondern auch in sich durch großen Facettenreichtum 

gekennzeichnet und keineswegs homogen sind. Aufgrund der Qualität dieser Delikte liegt 

ein besonderes Augenmerk auf der politisch motivierten Gewaltkriminalität. Auch wenn 

diese nur einen Anteil von unter 10 % an den gesamten Delikten der PMK ausmachen,1 

stehen solche Delikte besonders im polizeilichen, politischen und öffentlichen Fokus. Neben 

der Bedrohung durch religiös motivierte, islamistische Taten2 stellen Angriffe auf 

Asylbewerberheime, gezielte Gewalttaten gegen Personen einzelner Minderheitengruppen, 

                                                 

1 Jahreslagebild Politisch Motivierte Kriminalität 2013: 31.645 Delikte PMK gesamt, davon 2.848 Delikte PMK 
Gewaltkriminalität (darunter 15 versuchte Tötungsdelikte). 

2 Religiös motivierter bzw. islamistischer Extremismus und Terrorismus stellen eine Teilmenge des 
Phänomenbereichs Politisch motivierte Ausländerkriminalität dar. 
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Brandanschläge durch Täter des linken Spektrums mit wirtschaftlichen Schäden in 

Millionenhöhe, Gewaltanwendung gegen Polizeikräfte und Angriffe auf polizeiliche 

Einrichtungen, offene Konfrontationen zwischen der rechten und der linken Szene sowie 

jüngst die Ausschreitungen der Aktionsgruppen HoGeSa und Pegida Herausforderungen für 

Polizei und Politik dar.  

Um die Kriminalitätsbelastung in diesem Feld möglichst gering zu halten, sind neben den 

repressiven Maßnahmen präventive Ansätze von großer Bedeutung. In der Präventionspraxis 

lag der Schwerpunkt bisher vor allem auf der Bekämpfung des Rechtsextremismus. Hier ist 

eine kaum überschaubare Vielzahl und Vielfalt an Präventionsprogrammen und 

Einzelmaßnahmen verschiedenster Akteure vorzufinden. Entsprechende Programme für 

Linksextremisten und Islamisten existieren bislang eher in einer überschaubaren Anzahl und 

erfahren bis dato nur wenig Zulauf. So wurde etwa das Aussteigerprogramm des 

Verfassungsschutzes HATIF („Heraus aus Terrorismus und islamistischem Fanatismus“) im 

September 2014 aufgrund zu geringer Nachfrage eingestellt. 

Die starke Fokussierung auf den Phänomenbereich Rechts spiegelt sich auch in der 

Forschungslage wider. Während zahlreiche Studien zur PMK -Rechts- durchgeführt wurden, 

ist die Forschungslage vor allem im Phänomenbereich Links eher als unzureichend 

anzusehen. Wirkungsevaluationen finden sich in allen drei Präventionsfeldern eher selten. 

Grundlage effektiver Präventionsmaßnahmen sind differenzierte Kenntnisse des Phänomens 

und seiner Ursachen sowie überzeugende empirische Belege für die Wirksamkeit von 

Maßnahmen. Zwar trifft man in der wissenschaftlichen Literatur je nach Perspektive oder 

Konzeption auf einen breiten Fundus möglicher Ursachen und Bedingungsfaktoren von 

Extremismus, jedoch besteht bis heute weder Einigkeit über die Faktoren, die radikalisierte 

Gewalt befördern und aufrechterhalten, noch darüber, welche Faktoren eine Änderung des 

Verhaltens begünstigen könnten (vgl. Neumann 2013, 7).  

Obwohl die Forschungslage in größeren Bereichen weiterhin als defizitär anzusehen ist, 

lassen sich vorhandene Befunde zu den Ursachen und Risikofaktoren von politischem 

Extremismus zu folgendem Bild verdichten: 
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 Das Leben der Täter ist häufig durch prekäre Lebensbedingungen, enormen 

Entwicklungsstress sowie eine problematische Bildungs- und 

Beschäftigungssituation geprägt und ähnelt damit dem anderer delinquenter 

Jugendlicher.  

 Die psycho-sozialen Verlaufsformen und -dynamiken im Radikalisierungsprozess der 

verschiedenen Extremismen weisen grundlegende Gemeinsamkeiten auf.  

 Der individuelle Anschluss an eine (extremistische) Gruppierung und auch 

Tatbeteiligungen können von unpolitischen Beweggründen mitbestimmt sein: Suche 

nach Geborgenheit, Lebensorientierung, Anerkennung, Abenteuer oder Macht. 

Ideologien sind häufig sekundär, werden von Tätern aber genutzt, um das eigene 

Handeln zu rationalisieren.  

Vor allem zum Phänomenbereich PMK-Rechts- liegen mittlerweile zahlreiche Studien vor, 

die aufzeigen, dass es sich bei den Tätern eben häufig nicht um tiefgreifend ideologisierte 

Personen handelt, sondern die Ideologie oftmals nur als „inhaltsloses Alibi“ zur 

Kompensation psychologischer Defizite, Traumatisierungs- oder permanenter 

Misserfolgserlebnisse dient (Marneros 2003, 11). Aber auch im linken Spektrum scheint die 

Ideologie mitunter nur fragmentarisch vorzuliegen. So stellt etwa das Deutsche 

Jugendinstitut in seinem Ergebnisbericht der wissenschaftlichen Begleitung des 

Bundesprogramms „INITIATIVE DEMOKRATIE STÄRKEN“ fest, dass „entsprechende 

Jugendszenen eher jugendkulturell geprägt sind und allenfalls einzelne Versatzstücke 

autonomer, anarchistischer, antikapitalistischer und antifaschistischer Ideologien zu finden 

seien“ (Deutsches Jugendinstitut 2013a, 96). Zu einem ähnlichen Befund kommt Abdel-

Samad (2005) in einer Analyse der Biographien der Attentäter des 11. September. Als 

Motivationsfaktor terroristischen Handelns könne ihm zufolge nicht die Religion gelten, 

diese diene viel eher als Legitimierung des Handelns. Auch der Anschluss an die radikale 

Organisation scheint, ebenso wie bei linken und rechten Tätern, eher auf andere Faktoren, 

wie etwa Verunsicherung oder soziale Isolation zurückzuführen zu sein. 
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Nicht nur auf Grundlage dieser Erkenntnisse erscheint es lohnenswert, sich mit 

Präventionsansätzen auseinanderzusetzen, die kein bestimmtes Extremismusphänomen 

fokussieren beziehungsweise dessen Ideologie in den Mittelpunkt rücken. 

Insbesondere die linke Szene zeichnet sich durch eine Vielzahl von Anschauungen und 

Programmatiken aus. Versucht man Zielgruppen zu spezifizieren und konkrete Probleme zu 

identifizieren, zerfallen sie in Einzelphänomene wie Antisemitismus oder aktionsorientierte 

Gewalt, die kaum noch unter dem Begriff ‚Linksextremismus‘ als wissenschaftliche Kategorie 

für einen konsistenten Ursachen- und Phänomenkomplex zusammengefasst werden 

können. „Dort, wo die Problemkategorie ‚Linksextremismus‘ übernommen wird, bleibt das 

Phänomen abstrakt und die Zielgruppe unspezifisch“ und erschwert damit eine 

zielgerichtete Prävention. (Deutsches Jugendinstitut 2013b, 46).  

Aber auch phänomenübergreifend lässt sich eine stärkere Ausdifferenzierung der 

Aktionsfelder feststellen. Klassisch linke Aktionsfelder, etwa das Thema Atomkraft oder die 

Austeritätspolitik der EU mit entsprechender Beteiligung an der Blockupy-Bewegung, 

werden zunehmend auch durch rechte Akteursgruppen besetzt. Einige Gruppierungen, wie 

etwa die Anarchokapitalisten oder die Antideutschen, lassen sich gar kaum mehr dem linken 

oder rechten Spektrum zuordnen. Der rechten Szene gelingt es zudem mithilfe einer hoch 

emotionalisierten Thematisierung steigender Asylbewerberzahlen oder sog. 

Armutseinwanderung auch vermeintlich Betroffene des bürgerlichen Spektrums zu 

mobilisieren.  

Zudem müssen, vor allem bei der Frage nach dem Stellenwert der Ideologie in den 

Präventionsansätzen, auch mögliche negative Nebeneffekte berücksichtigt werden. Einer 

dieser nicht-intendierten Effekte eines ideologiefokussierten Ansatzes wäre, dass der 

Ideologie eine Bedeutung beigemessen wird, die der Betroffene aufgrund einer eher 

oberflächlichen Beschäftigung mit der Thematik bisher selbst nicht gesehen hat. Allgemein 

delinquente Personen könnten durch eine unterstellte politische Motivation eine 

Aufwertung empfinden, die sie erst – ganz im Sinne der Co-Terrorismus-These (Kemmesies 

2006b) – in entsprechende extremistische Lager treibt. Dies gilt es ebenso zu vermeiden wie 

negative Etikettierungseffekte, wie sie insbesondere im Zusammenhang mit dem 

islamistischen Extremismus unter dem Stichwort „Generalverdacht“ gegenüber der 
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muslimischen Bevölkerung diskutiert werden. Bei einer auf religiöse Aspekte fokussierten 

Prävention besteht die Gefahr, dass sich junge Muslime erst aufgrund von 

Pauschalverdächtigungen, denen sie sich ausgesetzt sehen, radikalisieren. Aber auch 

(potentielle) Netzwerkpartner zur Prävention aus dem kulturell-religiösen Umfeld reagieren 

eher distanziert, womit deutlich wird, dass nicht-intendierte (Neben-)Effekte nicht nur die 

eigentliche Zielgruppe, sondern auch das präventionsbezogene Umfeld betreffen können. 

Entsprechend der Vielzahl möglicher Risiko- und Schutzfaktoren sowie deren komplexen 

Wechselwirkungen, die deviantes Handeln befördern oder verhindern, setzt Prävention auf 

mehreren Wirkungsebenen an. Die in Deutschland etablierte, ursprünglich aus der 

Krankheitsprävention stammende Systematik ermöglicht es, die verschiedenen 

Wirkungsebenen und Ansatzpunkte der Kriminalprävention abzubilden. Hiernach wird 

unterschieden in die drei Bereiche der universellen, der selektiven und der indizierten 

Kriminalprävention. Diese können jedoch auf Grund der komplexen Beziehungsgeflechte 

zueinander nicht isoliert voneinander betrachtet werden. Häufig betreffen Maßnahmen und 

Projekte mehrere Bereiche der Kriminalprävention. 

Die universelle Kriminalprävention adressiert die Gesamtbevölkerung und versucht die 

Voraussetzungen zu beeinflussen, welche als kriminalitätsfördernd identifiziert wurden. Dies 

schließt Jugendhilfe- und Bildungsarbeit ebenso mit ein wie städtebauliche und 

Aufklärungsmaßnahmen.  

Im Bereich der selektiven Kriminalprävention wird versucht, durch die Beeinflussung 

potentieller Täter und kriminogen wirkender Situationen mögliche Kriminalitätsursachen zu 

beseitigen. Dies kann sowohl durch Unterstützung von Personen in Problemlagen erfolgen 

als auch durch die Erhöhung des Tataufwandes oder durch die Reduzierung Tat fördernder 

Umgebungen, wie etwa unbeleuchteter Gebiete. 

Indizierte Kriminalprävention hingegen versucht durch geeignete Maßnahmen nach einer 

begangenen Straftat eine erneute Straffälligkeit bzw. Opferwerdung zu verhindern. Dies 

kann von verschiedensten Hilfestellungen im Rahmen der allgemeinen Lebenshilfe bis hin 

zu speziellen Therapiemaßnahmen reichen.  
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Betrachtet man die derzeitige Präventionspraxis im Bereich des politischen Extremismus, 

scheinen vor allem im Bereich der universellen, die Gesamtgruppe adressierende Prävention 

bereits überwiegend phänomenübergreifende Ansätze genutzt zu werden. Das 

umfangreiche Repertoire erstreckt sich hierbei von frühkindlicher Förderung, der 

Vermittlung allgemeiner sozialer Kompetenzen über Jugendhilfe- und Bildungsarbeit, 

unterstützende Angebote der Familienhilfe bis hin zu Maßnahmen, die die Beseitigung 

sozialer Problemlagen zum Ziel haben. Ein Fokus auf spezielle Kriminalitätsphänomene 

besteht hierbei nicht, vielmehr wird davon ausgegangen, dass die Maßnahmen eine Wirkung 

entfalten, die alle Bereiche abweichenden Verhaltens positiv beeinflusst.  

Selektive und indizierte Extremismusprävention, welche Personen „at risk“ und bereits 

auffällig gewordene Personen adressiert, findet hingegen derzeit vorwiegend 

phänomenspezifisch statt. Phänomenunabhängig sind jedoch Angebote, die eher auf 

Lebenshilfe für bereits zu Tätern Gewordene ausgerichtet sind und etwa durch die 

Vermittlung von Ausbildungs-, Arbeitsplätzen und Wohnungen eine Rückfälligkeit oder 

Rückkehr in entsprechende Szenen verhindern sollen. Auch hier steht nicht die Aufarbeitung 

einer Ideologie im Fokus. 

Die Bundesregierung hat im Koalitionsvertrag vom 27.11.2013 angekündigt, die 

Extremismusprävention zu bündeln und zu optimieren. Programme wie „Zusammenhalt 

durch Teilhabe" sollen in diesem Zusammenhang verstetigt werden. Hierbei handelt es sich 

um ein Präventionsprogramm des Bundesministeriums des Innern zur Förderung einer 

selbstbewussten, lebendigen und demokratischen Gemeinwesenskultur gegen Extremismus 

in ländlichen und strukturschwachen Gegenden – ein phänomenübergreifender Ansatz. 

Als Ergebnis des NSU-Untersuchungsausschusses (2013, 828) wurde empfohlen, langfristige 

Bildungsstrategien zur Förderung der Empathiefähigkeit und Konfliktlösung zu einem 

zentralen Kern von Präventionsmaßnahmen zu machen – ebenfalls ein 

phänomenübergreifender Ansatz. 
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1.1 Zielsetzung des Forschungsprojektes PüG 

Ziel des Projektes ist es zu prüfen, ob und welche Entwicklungsmöglichkeiten einer 

phänomenübergreifend ausgerichteten Prävention politisch motivierter Gewaltkriminalität 

vor dem Hintergrund aktueller Forschungserkenntnisse einerseits sowie der bestehenden 

Landschaft der diversen Präventionsangebote und der mit diesen gemachten 

Praxiserfahrungen andererseits bestehen. In diesen Prozess sollen Evaluationsergebnisse 

und Experteneinschätzungen einfließen, anhand derer Schlussfolgerungen für das weitere 

präventive Handeln gezogen werden können.  

Eine Evaluation oder Bewertung bestehender Maßnahmen ist nicht Ziel des Projektes und 

kann auf Grund der empirisch-analytischen Konzeption des Projekts auch nicht geleistet 

werden. Da Präventionsmaßnahmen Teil eines komplexen Gefüges unterschiedlicher 

Lebensweltbedingungen und Einflussfaktoren der jeweils adressierten Zielgruppe sind, wäre 

eine Analyse der Wirkungseffekte nur ansatzweise möglich. Mit den Ergebnissen soll 

Orientierung bezüglich der Gestaltungsmöglichkeiten einer ursachenorientierten 

Kriminalprävention gestiftet werden, um fehlinvestierte Mittel und Mühen ebenso zu 

vermeiden wie nicht intendierte negative Effekte. 

Das PüG-Projekt gliedert sich in fünf aufeinander aufbauende Module:  

Modul 1 umfasste die Durchführung eines Workshops mit Experten aus der 

Gewaltforschung und dem Gewaltpräventionsbereich, in dessen Rahmen die Projektidee 

vorgestellt und die Entwicklungsmöglichkeiten eines phänomenübergreifenden 

Präventionsansatzes diskutiert wurden. Im Anschluss an den Workshop folgte eine 

Überarbeitung des Projektkonzepts sowie eine Anpassung der Untersuchungsmethoden.  

Anhand der vergleichenden Analyse nationaler und internationaler Biographiestudien 

wurden im Modul 2 relevante Tat- und Tätermerkmale, Ursachen und Risikofaktoren der 

Täterwerdung und vor allem die Relevanz der Ideologie für den Radikalisierungsprozess 

herausgearbeitet. Das Hauptaugenmerk wurde auf Biographiestudien gelegt, da sich in 

Biographien die unterschiedlichen Einfluss-/Risikofaktoren, die zu Radikalisierung führen, 

konkretisieren. 
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Bezugnehmend auf diese Ergebnisse aus den ersten beiden Modulen werden im Modul 3 

nationale Präventionsprogramme staatlicher und ziviler Träger hinsichtlich der Frage 

ausgewertet, inwieweit in der präventiven Praxis bereits phänomenübergreifende Ansätze 

umgesetzt werden und ob bestehende phänomenspezifische Projekte auch auf andere 

Phänomenbereiche übertragbar sind. Abschließend erfolgt, ebenfalls im Rahmen des dritten 

Moduls, die exemplarische Aufarbeitung des jeweiligen Präventionsverständnisses sowie der 

Umsetzung präventiver Projekte in den Ländern USA, Niederlande und Großbritannien, um 

hier eventuell weitere Handlungsempfehlungen generieren zu können. 

Die bis dahin gewonnen Erkenntnisse werden im Modul 4 im Rahmen einer 

Expertenbefragung durch die Einschätzung von Experten aus dem Bereich Prävention 

ergänzt. Hier geht es vor allem um die Umsetzbarkeit von und Erfahrungen mit 

phänomenübergreifenden Ansätzen aus der konkreten Präventionspraxis.  

Modul 5 sieht schließlich die Rückkopplung der gewonnen Ergebnisse und Erkenntnisse in 

die Präventionspraxis vor. 

2 Theoretischer Hintergrund 

2.1 Politisch motivierte Kriminalität (PMK)3 

Gegenstand der vorliegenden Untersuchung ist die politisch motivierte Gewaltkriminalität. 

Da Delikte wie Brand- und Sprengstoffanschläge, Widerstandsdelikte oder 

Landfriedensbrüche im Bereich der PMK eine besondere Bedeutung besitzen, werden diese 

entgegen dem Gewaltbegriff der polizeilichen Kriminalstatistik (PKS), aber auch teilweise 

                                                 

3 Das folgende Kapitel basiert, wenn nicht anders gekennzeichnet, im Wesentlichen auf den Informationen zum 
polizeilichen Definitionssystem Politisch motivierte Kriminalität (PMK) von der Kommission Staatsschutz (KST) 
mit Stand 01. Juli 2010. 
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entgegen dem allgemeinen Verständnis von Gewalt, in das Definitionssystem PMK mit 

einbezogen.  

Eine Straftat gilt laut aktueller Definition dann als politisch motiviert, wenn die Umstände 

der Tat oder die Einstellung des Täters darauf schließen lassen, dass sie sich gegen eine 

Person aufgrund ihrer politischen Einstellung, Nationalität, Volkszugehörigkeit, Rasse, 

Hautfarbe, Religion, Weltanschauung, Herkunft, sexuellen Orientierung, Behinderung oder 

ihres äußeren Erscheinungsbildes bzw. ihres gesellschaftlichen Status richtet. PMK zielt auf 

die Veränderung der Gesellschaft auch unter Anwendung von Gewalt und/oder der Nutzung 

von verbotener, häufig menschenverachtender Propaganda ab. Je nachdem, welche Ziele 

und Ideologien der Täter verfolgt, wird die Straftat entweder der PMK-Links-, -Rechts- oder 

der Politisch motivierten Ausländerkriminalität (PMAK) und darunter u.a. der islamistisch 

motivierten Kriminalität zugeordnet.  

Der PMK werden Straftaten zugeordnet, wenn in Würdigung der Umstände der Tat 

und/oder der Einstellung des Täters Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass sie: 

- den demokratischen Willensbildungsprozess beeinflussen sollen, der 

Erreichung oder Verhinderung politischer Ziele dienen oder sich gegen die 

Realisierung politischer Entscheidungen richten, 

- sich gegen die freiheitlich demokratische Grundordnung bzw. eines ihrer 

Wesensmerkmale, den Bestand und die Sicherheit des Bundes oder eines 

Landes richten oder eine ungesetzliche Beeinträchtigung der Amtsführung von 

Mitgliedern der Verfassungsorgane des Bundes oder eines Landes zum Ziel 

haben, 

- durch Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen 

auswärtige Belange der Bundesrepublik Deutschland gefährden, 

- gegen eine Person gerichtet sind, wegen ihrer politischen Einstellung, 

Nationalität, Volkszugehörigkeit, Rasse, Hautfarbe, Religion, Weltanschauung, 

Herkunft oder aufgrund ihres äußeren Erscheinungsbildes, ihrer Behinderung, 
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ihrer sexuellen Orientierung oder ihres gesellschaftlichen Status [sog. 

Hasskriminalität] und die Tathandlung damit im Kausalzusammenhang steht, 

bzw. sich in diesem Zusammenhang gegen eine Institution/Sache oder ein 

Objekt richtet. 

Darüber hinaus werden Taten gem. §§ 80-83, 84-86a, 87-91, 94-100a, 102-104a, 105-108e, 

109-109h, 129a, 129b, 234a und 241a StGB erfasst, da es sich bei diesen Tatbeständen um 

Staatsschutzdelikte handelt, selbst wenn im Einzelfall eine politische Motivation nicht 

festgestellt werden kann. 

Politisch motivierte Gewaltkriminalität stellt eine Teilmenge der PMK da. Entgegen dem 

Gewaltbegriff der PKS umfassen PMK-Gewalttaten auch solche Delikte, die eine besondere 

Gewaltbereitschaft des Täters erkennen lassen, wie etwa Brand- und Sprengstoffdelikte 

oder gefährliche Eingriffe in den Schiffs-, Luft-, Bahn- und Straßenverkehr. Folgende Delikte 

werden unter der politisch motivierten Gewalt subsumiert: 

 

- Tötungsdelikte 

- Körperverletzungen 

- Brand- und Sprengstoffdelikte 

- Landfriedensbruch 

- Gefährliche Eingriffe in den Schiffs-, Luft-, Bahn- und Straßenverkehr 

- Freiheitsberaubung 

- Raub 

- Erpressung 

- Widerstandsdelikte 

- Sexualdelikte 
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Die Einordnung der Tat als politisch motiviert orientiert sich neben äußeren Merkmalen des 

Täters vor allem an Merkmalen der Opfer, wie etwa dem Migrationshintergrund. Hierbei 

wird zumeist von der Gruppenzugehörigkeit des Opfers auf die Einstellung des Täters und 

damit die Tatmotivation zurückgeschlossen (s. etwa: Kopp/Betz 2007, 28). 

Diese Kategorisierungspraxis lässt daher keinen Rückschluss zu, inwieweit es sich tatsächlich 

um die zielgerichtete politische Tat eines ideologisierten Täters oder um eine ideologisch 

kaum untermauerte und eher gewaltorientierte Tat, resultierend aus Gruppendynamik, 

Gewaltbereitschaft und Langeweile, handelt. Dies birgt die Gefahr, dass Taten erst durch die 

Einordnung der Sicherheitsbehörden einen politisch motivierten Anstrich bekommen und 

Täter als Extremisten eingestuft werden, obwohl der Tat keine politische Motivation 

zugrunde lag (ebd. 16).  

2.2 Zum Phänomenbegriff 

Die folgende Untersuchung hat die Prävention strafbewehrten Gewalthandelns, welches 

unter Bezugnahme auf links-, rechts-, oder islamistisch orientierte Anschauungen bzw. 

Ideologien verübt wird, zum Gegenstand und fokussiert nicht auf die Radikalisierung als 

solche. Dies resultiert zum einen aus dem Umstand, dass Radikalität auch Ausdruck von 

nicht gewaltsam ausgetragenen Kontroversen bzw. einer lebendigen, bis zu einem gewissen 

Grad wünschenswerter Streitkultur in pluralistischen Gesellschaften ist. Zum anderen liegt 

der Fokus dieser Untersuchung im Handlungsfeld der Polizei, deren Aufgabe die Aufklärung 

und die Verhinderung von Straftaten ist. Aus diesem Grund greifen wir bei der 

Begriffsdefinition der Phänomene Links-, und Rechtsextremismus sowie Islamismus in 

dieser Untersuchung auf das Begriffsverständnis der Sicherheitsbehörden zurück4:  

                                                 

4 Die Verfasser sind sich des Umstandes bewusst, dass je nach Erkenntnisinteresse und jeweiligem Bedarf eine 
Vielzahl an Begriffsdefinitionen vorliegt, die versuchen, die einzelnen Phänomene in ihrer Komplexität 
handhabbar zu machen. So liegen auch den von uns ausgewerteten Studien teils deutlich differente Begriffs- 
und Phänomenverständnisse zugrunde. Da das Ziel der Untersuchung aber explizit nicht ist, Radikalität als 
solche und mit dieser verbundene Ideologien zu prävenieren, sondern deren Umschlagen in 
Rechtsverletzungen, sind differente Begriffsverständnisse im Rahmen dieser Untersuchung nicht substanziell. 
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Linksextremismus 

Folgt man dem Begriffsverständnis des Verfassungsschutzes, handelt es sich bei 

linksextremistischen Personen um Personen, die ihr politisches Handeln an 

revolutionär-marxistischen oder anarchistischen Vorstellungen ausrichten und anstelle 

der bestehenden Staats- und Gesellschaftsordnung ein sozialistisches bzw. 

kommunistisches System oder eine anarchistische Gesellschaft anstreben. Hierzu 

bringen sie sich in gesellschaftliche Proteste ein und versuchen, diese in ihrem Sinne 

zu instrumentalisieren. Die Aktionsformen der Linksextremisten reichen von offener 

Agitation bis hin zu verdeckt begangenen, teilweise auch schweren Gewalttaten, 

wobei einzelne Autonome auch die Verletzung von Personen in Kauf nehmen. 

Im Jahr 2013 umfasste das Personenpotenzial im gewaltbereiten linksextremistischen 

Bereich laut Angaben des Bundesamtes für Verfassungsschutz etwa 6.900 Personen 

(darunter 6.100 Autonome)5. Diese üben Gewalt vor allemals Straßenmilitanz oder als 

klandestine, das bedeutet im Verborgenen geplante und durchgeführte Aktionen, 

bspw. bei Brandstiftungen und Sachbeschädigungen, aus.  

 

Rechtsextremismus  

Rechtsextremismus tritt in verschiedenen Ausprägungen nationalistischer, 

rassistischer und antisemitischer Ideologieelemente und mit unterschiedlichen, sich 

daraus herleitenden Zielsetzungen auf. Rechtsextremistische Personen vertreten in der 

Regel die Auffassung, die Zugehörigkeit zu einer Ethnie, Nation oder Rasse entscheide 

über den Wert eines Menschen. Dieses rechtsextremistische Werteverständnis steht in 

                                                                                                                                                        

Zudem geht es in dieser Untersuchung primär um die Prüfung struktureller Gemeinsamkeiten, so dass eine 
Untersuchung der Phänomene auch ohne einen definierten Extremismusbegriff möglich ist.  

 

5 Internetauftritt des Bundesamtes für Verfassungsschutz, http://www.verfassungsschutz.de/de/arbeitsfelder 
/af-linksextremismus/zahlen-und-fakten linksextremismus/zuf-li-2013-personenpotenzial.html (31.03.2015). 
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einem fundamentalen Widerspruch zum Grundgesetz, welches die Würde des 

Menschen in den Mittelpunkt stellt. 

Laut Schätzungen des Bundesamtes für Verfassungsschutz betrug im Jahr 2013 die 

Anzahl an gewaltbereiten Rechtsextremisten 9.600 Personen6. 

 

Islamismus 

Islamismus ist der Missbrauch der Religion Islam für politische Ziele und Zwecke. Die 

islamistische Ideologie geht von einer göttlichen Ordnung aus, der sich Gesellschaft 

und Staat unterzuordnen haben. Dieses Verständnis steht im Widerspruch zur 

freiheitlichen demokratischen Grundordnung. Verletzt werden dabei vor allem die 

demokratischen Grundsätze der Trennung von Staat und Religion, der 

Volkssouveränität, der Gleichstellung der Geschlechter sowie der religiösen und der 

sexuellen Selbstbestimmung. Der Islamismus ist kein einheitliches Phänomen. 

Verschiedene Strömungen mit differentem Politisierungsgrad unterscheiden sich 

sowohl hinsichtlich ihrer Ideologie als auch der Mittel, die zur Zielerreichung 

eingesetzt werden. Im Blickpunkt der Öffentlichkeit aber auch der 

Sicherheitsbehörden stehen insbesondere salafistische sowie jihadistische 

Strömungen. Das Bundesamt für Verfassungsschutz geht für das Jahr 2013 von einem 

islamistischen Personenpotenzial von 43.190 Personen aus. Wie viele von diesen 

Personen als gewaltbereit einzustufen sind, ist unklar7. 

                                                 

6 Internetauftritt des Bundesamtes für Verfassungsschutz, http://www.verfassungsschutz.de/de/arbeitsfelder 
/af-rechtsextremismus/zahlen-und-fakten-rechtsextremismus/zuf-re-2013-gesamtuebersicht.html 
(31.03.2015). 

7 Internetauftritt des Bundesamtes für Verfassungsschutz, http://www.verfassungsschutz.de/de/arbeitsfelder 
/af-islamismus-und-islamistischer-terrorismus/zahlen-und-fakten-islamismus/zuf-is-2013-gesamtuebersicht 
.html (31.03.3015). 
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2.3 Zum Prozess einer ‚gelingenden‘ Sozialisation 

Der Begriff ‚Sozialisation‘ bezeichnet den durch die Interaktion mit den sozialen und 

materiellen Umwelten bedingten Prozess der Persönlichkeitsentwicklung, in dessen Verlauf 

soziale Werte und Normen sowie gesellschaftliche Rollenbilder verinnerlicht werden, um 

soziale Handlungsfähigkeit herzustellen. Sozialisation ist ein Prozess lebenslangen Lernens, 

ein stetes Wechselspiel zwischen Umwelt- und angeborenen Individualfaktoren, in dessen 

Rahmen das Individuum sich immer weiter entwickelt. Das Individuum als gesellschaftlich 

handlungsfähiges soziales Wesen kann daher nur im Kontext der es umgebenden 

natürlichen und sozialen Umwelt verstanden werden. Relevante Sozialisationsinstanzen sind 

vor allem Familie, Schule sowie Peergruppen. Der Sozialisationsprozess kann in zwei Phasen 

unterschieden werden, in die primäre und die sekundäre Sozialisation. Im Rahmen der 

primären Sozialisation wird dem Individuum über die unmittelbaren Bezugspersonen und 

deren Anschauung und Lebensweise eine spezifische Rolle im sozialen Umfeld zugewiesen, 

aus welcher heraus es die Welt erfährt. Die größte Bedeutung kommt hierbei in der Regel 

der Mutter zu, die zunächst die elementaren Grundbedürfnisse nach Wärme, Nahrung und 

Geborgenheit befriedigt. Sekundäre Sozialisation hingegen meint den fortwährenden 

Prozess der Auseinandersetzung mit der Welt außerhalb der primären Sozialisationsinstanz 

(in der Regel die Herkunftsfamilie), innerhalb dessen Anschauungen, Bewertungen und 

Verhaltensweisen in der Regel stabilisiert werden und neue Rollen (etwa: als Mitschüler, 

Freund, Vereinsmitglied) übernommen werden. 

Laut Berger und Luckmann (1987) kann der Sozialisationsprozess dann als gelungen 

angesehen werden, wenn ein möglichst hohes Maß an Symmetrie zwischen subjektiv 

wirklicher bzw. wahrgenommener und gesellschaftlich zugewiesener Identität herrscht (ebd. 

180) – d. h. eine möglichst hohe Passung zwischen weitgehend selbsterschlossener 

personaler Identität („so sehe ich mich – so will ich sein“) und zugewiesener sozialer 

Identität (etwa als Frau oder Mann, Akademiker, Künstler, Profi-Sportler, Schüler, Rentner 

etc.). Kann eine derart gelingende Sozialisation seitens der relevanten 

Sozialisationsinstanzen nicht gewährleistet werden, können sozial erwünschte 

Verhaltensmuster nicht verinnerlicht und gesellschaftliche Rollenmodelle nicht adäquat 

erlernt werden. Werden etwa widersprüchliche Identitäten vermittelt (etwa als ‚Gläubiger‘ in 

der Herkunftsfamilie und ‚Atheist‘ in der Peer-Group), herrscht gar eine Konkurrenz der 
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Wirklichkeitsbestimmungen oder bestehen große Widersprüche zwischen primärer und 

sekundärer Sozialisation, wird das Verhältnis subjektiv wirklicher und gesellschaftlich 

zugewiesener Identität asymmetrisch und es entsteht die Möglichkeit des Abweichens von 

der Norm bzw. devianter Karrieren (ebd. 179). 

Im Rahmen der Identitätsfindung wird das Individuum mit den unterschiedlichsten, auch 

devianten Rollenmustern, konfrontiert, die es anzunehmen oder abzulehnen gilt. Vor allem 

in entwicklungskritischen Phasen dieses Prozesses, allen voran in der Pubertät, verstärkt 

sich der Wunsch nach mehr Verantwortung und bestehende Routinen und 

Handlungsmuster werden zunehmend in Frage gestellt. Vor allem Peergroups, die 

unabhängig vom elterlichen Einfluss sind, bieten den idealen Raum, eigene 

Persönlichkeitsentwürfe zu testen und Tabus zu brechen. Je kleiner hierbei das 

Rollenangebot ist, mit dem Jugendliche konfrontiert sind, desto weniger können sogenannte 

‚Softskills‘ erlernt werden und umso geringer ist das Verständnis für andere Gruppen und 

Individuen, was sich in einer Anfälligkeit für polarisierende Sichtweisen niederschlagen kann 

(Mørch 1998, 47 ff. zitiert nach Olsen 2009, 15). Sehr anschaulich offenbart sich dies aktuell 

in der Pegida- Bewegung: Sie findet dort am meisten Zuspruch, wo die geringsten 

Ausländeranteile zu verzeichnen sind und entsprechend keine Auseinandersetzung mit der 

„anderen Kultur“ stattfinden kann. 

Aber auch der Versuch, den eigenen Identitätsentwurf mit den gegebenen Verhältnissen in 

Einklang zu bringen, kann nachhaltig zu Konflikten führen. Auch solche 

Anpassungsprobleme können sich in kriminellem Verhalten oder radikalen Ansichten 

niederschlagen. Derartige Phänomene haben allerdings zumeist einen episodenhaften 

Charakter und lösen sich mit der zunehmenden Übernahme erwachsenentypischer 

Rollenmuster auf. Diesem Umstand wird etwa durch die Strafunmündigkeit des Kindes 

sowie mit dem Jugendstrafgesetz Rechnung getragen, welches den Erziehungsgedanken in 

den Vordergrund stellt. Verfestigt sich aber Delinquenz oder schlägt Radikalität in 

gewalttätiges, strafbewehrtes Verhalten um, ist staatliche Intervention geboten.  

Um eine solche Entwicklung bereits im Vorfeld zu verhindern, bedarf es der Identifikation 

und des vertieften Verständnisses der Faktoren, die Entstehung, Aufrechterhaltung oder 

Aufgabe delinquenten Verhaltens beeinflussen. Allgemein gilt, dass es sich hierbei in aller 
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Regel um ein Zusammenspiel von Persönlichkeits- und Sozialisationsbedingungen sowie 

den jeweils zu Grunde liegenden gesellschaftlichen Strukturen handelt (vgl. Kemmesies 

2006a). Es zeigt sich, dass Delinquente sowohl aus dem Bereich der politisch motivierten als 

auch der Allgemeinkriminalität häufig einen äußerst prekären soziobiographischen 

Hintergrund aufweisen, der nicht selten von eigenen Gewalterfahrungen, gestörten 

familiären Strukturen und brüchigen Bildungsbiographien gekennzeichnet ist (Lützinger 

2010, 67). Doch bieten diese Faktoren allein keine hinreichende Erklärung für 

normabweichendes Verhalten. Denn auch mehrere und stark ausgeprägte Risikofaktoren 

führen nicht notwendigerweise in die Kriminalität. 

Hier scheinen insbesondere so genannte Schutzfaktoren wirksam zu werden, welche die 

Folgen von belastenden und risikoerhöhenden Faktoren abfedern können und die 

Wahrscheinlichkeit erhöhen, dass auch Kinder mit schwierigen, risikobehafteten 

Sozialisationsbedingungen eine positive Entwicklung nehmen. Als Schutzfaktoren gelten 

allgemein eine gute Beziehung zu mindestens einer primären Bezugsperson, die 

Zugehörigkeit zu einer nicht delinquenten sozialen Gruppe und/oder die Beherrschung 

geeigneter Bewältigungsstrategien. 

Der Fokus der vorliegenden Untersuchung liegt daher nicht ausschließlich auf den 

Risikofaktoren und der Verhütung unerwünschten Verhaltens, sondern auch auf der Frage, 

welche Schutzfaktoren dazu beitragen könnten, vorhandene Probleme zu meistern und eine 

gelingende Entwicklung innerhalb des Jugend- bzw. jungen Erwachsenenalters zu 

ermöglichen. 

2.4 Das Modell der Kontextstruktur des Terrorismus 

Das Modell der Kontextstruktur des Terrorismus/Extremismus (Kemmesies 2006a) dient 

hier als theoretischer Rahmen, weil es die Einflussfaktoren, die als relevant für die 

Entwicklung, Entstehung, aber auch die Beendigung extremistischer Phänomene anzusehen 

sind, abzubilden und systematisch übergeordneten Kriterien zuzuweisen vermag, die 

gleichfalls für die Einordnung bzw. Verortung präventiver Zugängen hilfreich scheinen. 

Dieses Modell ist als vortheoretische Taxonomie zu verstehen. Vortheoretisch deshalb, weil 
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es entgegen klassischer theoretischer Modelle keine Aussagen über Kausalzusammenhänge 

im Sinne von „wenn-dann-Aussagen“ enthält. Vielmehr dient es der taxonomischen 

Einordnung bzw. Klassifikation von Faktoren, die als phänomenrelevant anzusehen sind und 

übergeordnete Bezugsgrößen zugeordnet werden. Bei letzteren handelt es sich um Person, 

Ideologie und Umfeld (s. Abbildung 1).  

 

 

 

 

 

Abbildung 1: Theoretischer Bezugsrahmen (Kemmesies 2006a, 16) 

 

Unter der Bezugsgröße Person werden alle Faktoren subsumiert, die in der Person sowie in 

deren zentralen Persönlichkeitseigenschaften zu verorten sind. Hierunter fallen vor allem im 

Rahmen der Sozialisation erworbene Einstellungen und Werthaltungen, psychische 

Dispositionen sowie Persönlichkeitseigenschaften. aber auch konkrete Fähig- und 

Fertigkeiten.  

Die Ideologie beschreibt das Ideensystem, welchem sich die Person verschrieben hat und 

vor dessen Hintergrund sie agiert. Das jeweilige ideologische Bezugssystem dient vor allem 

der Begründung bzw. Rechtfertigung des Handelns und ist in aller Regel bereits im kulturell-
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gesellschaftlichen Umfeld vorhanden und konkret an bereits bestehende soziale 

Gruppierungen gekoppelt. 

Die Bezugsgröße Umfeld umfasst ein komplexes Gefüge mehrschichtiger Systemebenen, die 

von der Mikrosystemebene bis hin zur Makrosystemebene reichen (s. Abbildung 2).  

 

 

 

 

 

Abbildung 2: Modell der Kontextstruktur des Terrorismus / Extremismus (Kemmesies 2006a, 17) 

 

Unter Mikrosystemen (ebd. 21) werden die sozialen Bezugs- und Kommunikationsräume 

verstanden, die in der Regel durch unmittelbare Face-to-Face-Interaktionen 

gekennzeichnet sind (hier bildet vor allem der Austausch in virtuellen Räumen zwischen 
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Individuen im Internet eine Ausnahme). Hierunter fallen beispielsweise der Familien- und 

Freundeskreis,  aber auch Klassenverbände, Vereinsgruppen, der Kreis der Arbeitskollegen 

oder Nachbarn. In all diesen sozialen Gruppen werden an das Individuum spezifische 

Rollenmuster (z. B.: Sohn, Bruder, Freund) herangetragen, die für Mikrosysteme konstitutiv 

sind und die jeweilige Position des Individuums in der Gruppe bestimmen (ebd. 21). 

Die Mesosystemebene (ebd. 21f.) stellt das Konglomerat der unterschiedlichen Mikrosysteme 

einer Person dar. Je nach Beschaffenheit und Anzahl der Mikrosysteme gestaltet sich die 

Mesosystemebene sehr komplex und die Erwartungen und Anforderungen der einzelnen 

Mikrosysteme an das Individuum können oft widersprüchlich ausfallen. Eine ausgeprägte 

Heterogenität des jeweils individuellen Mesosystems erfordert hohe kognitive 

Anstrengungen vom Individuum, die häufig nicht bewältigt werden können. Vielfach ist 

daher beim Anschluss an eine radikale Gruppierung ein Rückzug aus anderen 

Mikrosystemen – etwa eine zunehmende Distanzierung von der Herkunftsfamilie – 

beobachtbar, um etwaige kognitive Dissonanzen zu minimieren. Im Extremfall kommt es 

zum vollständigen Rückzug in extremistische/terroristische Akteursgruppen im Untergrund, 

um sich informeller und insbesondere formeller Kontrolle in Gestalt des (polizeilichen) 

Verfolgungsapparats zu entziehen. 

Die sozialen Systeme auf der Exosystemebene haben nur einen mittelbaren Einfluss auf das 

Individuum (ebd. 22f.). Die auf dieser Systemebene angesiedelten sozialen Strukturen 

tangieren das konkrete, unmittelbare Umfeld einer Person und beeinflussen deren Denk- 

und Handlungsmuster auf der mikrosozialen und individuellen Ebene. Hierzu zählen vor 

allem größere Institutionen einer Gesellschaft, wie Sicherheitsbehörden, aber auch 

Arbeitsmarktstrukturen und Massenmedien sowie die Kommunikations- und Verkehrsnetze 

einer Gesellschaft. Auch diese Faktoren können radikales Handeln befördern oder 

verhindern – etwa in Gestalt massenmedialer Berichterstattung und konkreter 

sicherheitsbehördlicher Maßnahmen. Die Exosystemebene begrenzt und eröffnet 

gleichzeitig den terroristischen Aktionsraum.  In welcher Form beispielsweise lassen sich die 

Medien im Sinne der Kommunikationsstrategie von Terroristen instrumentalisieren? Welche 

Tatgelegenheitsstrukturen eröffnen sich? Inwieweit gelingt es den Sicherheitsbehörden 

terroristische Aktivitäten zu unterbinden? In welcher Weise lassen sich in institutionellen 
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Räumen – wie etwa Vereine, Schulen, religiöse Institutionen – Sympathisanten bzw. 

Mitstreiter rekrutieren? 

Die Makrosystemebene (ebd. 23ff.) stellt eine übergeordnete Systemebene dar und äußert 

sich in formeller, institutionalisierter Gestalt in Form von Gesetzen oder in informeller 

Gestalt in Form von Weltanschauungen und Werthaltungen, die sich im Alltag greifbar etwa 

in Routinen und Traditionen niederschlagen. 

Relevant in diesem Modell sind vor allem die Wechselwirkungen der differenten 

Systemebenen untereinander. Diese können sich gegenseitig verstärken, moderierend oder 

gar neutralisierend wirken. Das Modell der Kontextstruktur des Terrorismus fordert so zu 

einer ganzheitlichen – vom Individuum bis hin zu den diversen gesellschaftlichen 

Systemebenen reichende – Phänomenreflexion auf. Dies ist, zumindest gemäß aktuellem 

Stand der Forschung, aufgrund der multi-kausalen Bedingtheit von Terrorismus geboten 

(ausführlich: Kemmesies 2006a, 17). 
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3 Methodisches Vorgehen 

3.1 Auswahl der Studien 

Im Fokus der Literaturrecherche standen zunächst Lebenslauf- sowie Biographiestudien, die 

sich auf den deutschen Gesellschafts- bzw. Kulturraum beziehen und in deren 

Hauptaugenmerk Personen standen, die PMK-Gewaltstraftaten begangen hatten oder sich 

mit dem Radikalisierungsprozess als solchem befassten. Die weitgehende Beschränkung auf 

Biographiestudien erfolgte, da sich unterschiedliche Einfluss-/Risikofaktoren, die zu einer 

Radikalisierung führen, in Biographien radikalisierter Personen konkretisieren. Diese Studien 

beziehen sich – in Abhebung zum überwiegenden Teil der Radikalisierungsforschung, der 

sich auf Einstellungsuntersuchungen bezieht – auf Personen, bei denen radikale 

Einstellungen in konkretes strafbewehrtes, gewaltsames Verhalten umgeschlagen sind. Und 

es sind diese Verläufe von Radikalisierungsprozessen, denen präventiv begegnet werden soll. 

Für das Forschungsprojekt relevante Studien wurden über die Schlagwortsuche in 

einschlägigen Datenbanken sowie mittels des Schneeballprinzips über die Referenzliste 

bereits rezensierter Studien identifiziert.  

Während im Bereich Rechts eine Fülle an Studien vorlag, konnten zum Linksextremismus 

sowie zum Islamismus kaum Studien ermittelt werden, welche den im Rahmen der 

Literaturanalyse formulierten Kriterien entsprachen. Daher mussten in diesen Bereichen 

auch solche  Studien einbezogen werden, die zwar nicht biographisch angelegt waren, sich 

aber in empirischer Weise mit der vorgenannten Thematik beschäftigten8. Hierbei wurden 

nur solche Studien berücksichtigt, die auf einer Auswertung von Primärdaten basierten. 

Sofern  deutschsprachige Entsprechungen nicht oder nur bedingt vorlagen, etwa zu 

phänomenübergreifenden Betrachtungen, wurde auch englischsprachige Literatur 

einbezogen. Weiterhin wurden, sofern keine anderen Informationen vorlagen, auch so 

                                                 

8 vgl. Anhang A für eine Übersicht der verwendeten Studien. 
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genannte „Einstellungsstudien“ einbezogen, also Studien, die etwa die Verbreitung 

extremistischer Einstellungen in der Bevölkerung fokussieren. Bei der Interpretation der 

Befunde dieser Studien ist allerdings zu beachten, dass es sich bei den Befragten zumeist 

nicht um Repräsentanten der jeweiligen extremistischen Milieus, sondern um nicht 

selektierte Angehörige der Bevölkerung handelt. Ferner ist einschränkend zu ergänzen, dass 

der direkte Schluss von Einstellungen auf Verhalten irreführend ist (vgl. Backes 2013). 

Beispielsweise spiegeln sich gemessene Einstellungen weder in Parteipräferenzen noch im 

Wählerverhalten wider (ebd. 33f.) und der Rückschluss von bestimmten Einstellungsmustern 

auf die jeweiligen extremistischen Milieus ist mitunter fraglich, da sich etwa eine 

antidemokratische Haltung ebenso in links- wie in rechtsextremistischen Verhaltensmustern 

niederschlagen kann. 

 

Die Auswahl der Studien9 orientierte sich an folgenden Gesichtspunkten:  

 Im Fokus stehen Einflussfaktoren, die als relevant für die Entwicklung, 

Aufrechterhaltung und Loslösung von radikalen und extremistischen Einstellungen 

sowie daraus folgendem Verhalten, insbesondere Gewalthandlungen, anzusehen 

sind.  

 Die Erarbeitung des Themas erfolgt empirisch unter Verwendung eigens erhobener 

Primärdaten. 

 Die ausgewählten Studien weisen einen Betrachtungszeitraum rückblickend bis in 

das Jahr 1989 aus. Diese Entscheidung fußte auf zwei Überlegungen: Zunächst 

umfasst der Zeitraum nach dem Jahr 1989 nur Studien, welche die gesamtdeutsche 

Situation im Blick haben. Zum anderen begann zu jener Zeit die politische 

Sozialisation der noch im Hauptaltersspektrum liegenden politischer motivierter 

(Gewalt-)Täter (nur wenige Täter sind älter als 40 Jahre), wobei die älteren Personen 

                                                 

9
 Eine Übersicht der hier untersuchten Studien kann dem Anhang A entnommen werden. 
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dieses Spektrums zumindest als Zielgruppe für den Bereich der tertiären Prävention 

anzusehen sind. 

Insgesamt wurden 30 Studien identifiziert, die im weitesten Sinne den genannten 

Auswahlkriterien entsprachen.  

 

Die Auswertung der Studien konzentrierte sich auf drei Bereiche:  

 Frage-, Zielstellung der Untersuchung;  

 methodisches (empirisches und analytisches) Vorgehen;  

 die Ergebniszusammenfassung und daraus abgeleitete Schlussfolgerungen, wobei, 

sofern vorhanden, auf Grundlage der Datenbasis gewonnene 

Präventionsempfehlungen besondere Beachtung fanden.  

Dieses Vorgehen wurde zum einen gewählt, um eine möglichst hohe Anzahl von Studien 

berücksichtigen und so den Stand der Forschung möglichst umfassend darzustellen zu 

können; zum anderen ist davon auszugehen, dass für die Auswertung relevante 

Forschungsbefunde in den Ergebniszusammenfassungen der Studien dargestellt sind. Den 

Verfassern ist der Umstand bewusst, dass diese Annahme auf dem idealtypischen Aufbau 

einer wissenschaftlichen Arbeit fußt, welcher so nicht immer vorzufinden ist. Um diesem 

Sachverhalt möglichst gerecht zu werden, wurde mitunter auch der Ergebnisteil der 

jeweiligen Studie in die Auswertung einbezogen. 

Eine Übersicht der in die Auswertung einbezogenen Studien kann dem Anhang A 

entnommen werden. 
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3.2 Erhebungsinstrument 

Zur Auswertung der als relevant identifizierten Studien wurde zunächst ein Erhebungsbogen 

konzipiert, welcher der Verdichtung der Studienergebnisse diente, aber auch eine 

vergleichende Betrachtung der Untersuchungen ermöglichen sollte. Ziel unserer Erhebung 

war es, aus den zu sichtenden Studien mögliche Schutz- und Risikofaktoren 

herauszukristallisieren, welche einer Radikalisierung entgegenwirken, diese befördern, 

aufrecht erhalten, oder die einen Ausstieg aus entsprechenden Szenen begünstigen. Die 

vergleichende Betrachtung der Phänomenbereiche Links, Rechts und Islamistisch 

ermöglicht es, eventuelle Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen den Akteuren 

verschiedener Szenen aufzudecken, und bietet damit einen geeigneten, empirisch fundierten 

Ausgangspunkt für eine ursachenorientierte Prävention politisch motivierter Gewalt. 

Zur Entwicklung des Erhebungsbogens wurde zunächst eine umfassende, die drei 

Phänomenfelder betreffende Literatursichtung vorgenommen, um  als relevant erachtete 

Schutz- und Risikofaktoren zusammenzutragen und im Erhebungsbogen abzubilden. Bei der 

Entwicklung des Erhebungsinstruments handelte es sich weiterhin um einen offenen 

Prozess, das heißt, dass der Erhebungsbogen im Laufe der Untersuchung durch weitere 

Items ergänzt und adaptiert werden konnte, um so eine möglichst umfassende Darstellung 

möglicher Einflussfaktoren zu gewährleisten.  

Um dem Phänomen in seinem Facettenreichtum gerecht zu werden und möglichst alle 

phänomenrelevanten Einflüsse zu erfassen, folgen Konzept und Aufbau des 

Erhebungsbogens dem  Modell der Kontextstruktur des Extremismus/Terrorismus 

(Kemmesies, 2006a). Der Erhebungsbogen bildet die unter Punkt 2.4 vorgestellten 

Systemebenen ab. Er beinhaltet neben Fragen zu Schutz- und Risikofaktoren, die etwa in der 

Persönlichkeit des Täters angelegt sind (z. B.: Risikofreudigkeit, soziale Isolation oder 

Integration), sowie Fragen zu den die Personen umgebenen Mikrosystemen, wie das 

familiäre Umfeld oder der Freundeskreis, auch Fragen zu Faktoren, die auf höher gelegenen 

Systemebenen angesiedelt sind – wie etwa der Arbeitsmarkt oder die Medien.  

In der letzten Version enthielt der Erhebungsbogen, neben Fragen zu Methodik der 

Datenerhebung sowie Fragen zu sozialstrukturellen Hintergründen der betrachteten 
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Populationen, annähernd 100 aus der Literatur gewonnene Risiko- und Schutzfaktoren 

sowie mögliche Wendepunkte im Leben der betrachteten Personen. Darüber hinaus waren 

in den Studien keine weiteren Risiko- oder Schutzfaktoren dokumentiert, die nicht einem 

der im Verlaufe des empirisch-analytischen Prozesses herausgearbeiteten Faktoren bzw. 

Analysekriterien zuzuordnen war. Eine Übersicht der Faktoren kann dem Erhebungsbogen 

im Anhang B entnommen werden. 

3.3 Auswertung   

An der Auswertung der betrachteten Studien waren zeitweilig bis zu sieben Beschäftigte des 

Fachbereichs KI 11 beteiligt. Diese erhielten zunächst eine Einführung in den 

Erhebungsbogen sowie ergänzend dazu eine Ausfüllanleitung mit weitergehenden 

Erläuterungen. Die Auswertung der Studien erfolgte nach dem Vier-Augen-Prinzip, das 

heißt, dass jede Studie jeweils von zwei Personen ausgewertet wurde. Ergaben sich 

Abweichungen in den Ergebnissen, wurden diese unter den jeweiligen Auswertern erörtert 

und im Zweifelsfall die Bewertung eines weiteren Analysten einbezogen. Dieses Vorgehen 

sollte eine möglichst hohe objektive Einordnung bzw. Kategorisierung der mitunter recht 

komplexen und abstrakten Studienergebnisse ermöglichen. Die Eingabe und Auswertung 

der Daten erfolgte mittels der statistischen Analysesoftware SPSS (Version 21.0).  

4 Ergebnisse 

Die ausgewerteten Studien sind, vor allem die einzelnen Phänomene betreffend, durch eine 

starke Heterogenität hinsichtlich der Erkenntnisinteressen, der methodischen Ansätze und 

vor allem der Feldzugänge gekennzeichnet. So liegt hauptsächlich im Bereich des 

Rechtsextremismus eine Vielzahl an Studien vor, die sich qualitativer, oftmals gepaart mit 

quantitativen Methoden, bedienen. Primäres Erkenntnissinteresse dieser Studien sind 

zumeist Ursachen und Motive, die der rechtsextremistischen Gewaltausübung zugrunde 

liegen, Ein- und Ausstiegsprozesse in/aus entsprechende(n) Gruppierungen sowie 

Typologien bestimmter Täter. Im Fokus stehen überwiegend bereits straffällig, zumeist im 
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Bereich der Gewalt auffällig gewordene Jugendliche und Heranwachsende. Der Zugang zum 

Feld erfolgt häufig über Justizvollzugsanstalten oder die sozialen Dienste der Justiz (z. B.: 

Frindte/Neumann 2002; Kopp/Betz 2007; Krüger 2008; Müller 1997), in selteneren Fällen 

über die Schule (z. B.: Heitmeyer et al. 1997; Birsl 1994). Deutlich unterrepräsentiert sind in 

diesen Studien, wohl nicht zuletzt auch aufgrund der Feldzugänge, höher gebildete 

Rechtsorientierte aus den Führungskadern. 

Im Bereich des Linksextremismus ist nach wie vor ein deutliches Forschungsdefizit zu 

konstatieren. Wurden biographische Ansätze in den 1970er bis 1990er Jahre noch häufig 

verwendet (etwa: Waldmann 1993; Backes 1991), kommen in jüngerer Zeit kaum noch 

derartige Forschungsansätze zur Anwendung (Pfahl-Traughber 2010, 21).  Die zumeist 

quantitativ ausgerichteten Studien fokussieren vorrangig den historischen Linksextremismus 

(hier insbesondere die RAF (etwa: Jäger et al. 1981; Fetscher/Rohrmoser 1981) das 

Selbstverständnis und die Selbstdarstellungen der linken Szene (etwa: Schuhmacher 2014), 

deren Aktionsformen und Akteursnetze, die Verbreitung linksextremistischer Einstellungen 

sowie das damit verbundene Mobilisierungspotenzial (etwa: Neu 2012)). Gewaltakzeptanz 

und -ausübung spielen eher eine untergeordnete Rolle. Eine Ausnahme bildet hier die Studie 

zur linken Gewalt in Berlin des Verfassungsschutzes Berlin (2009) mit einer Auswertung 

linksmotivierter Gewaltdelikte, welche neben der Frage der Charakteristika linker Gewalt 

auch die Frage nach Gemeinsamkeiten zwischen linker und rechter Gewalt aufgreift. Bei den 

Befragten handelt es sich zumeist nicht wie im Bereich Rechts um (linksextremistische) 

Straftäter, sondern eher um links- und linksextremismusaffine Jugendliche sowie 

Sympathisanten. Vor allem im Bereich Links gestaltet sich der Feldzugang aufgrund des 

hohen Misstrauens in und die geringe Kooperationsbereitschaft mit staatlichen Institutionen 

äußerst schwierig. Neu (2012) konstatiert zudem Schwierigkeiten bei der Rekrutierung 

geringer gebildeter Interviewteilnehmer (ebd. 18). Entsprechend erfolgen die Zugänge zum 

Feld häufig über Schulen und Universitäten (vgl. Punkt 4.2.1).  

Die deutschsprachige Forschungslandschaft im Bereich Islamismus ist zunächst durch eine 

starke Heterogenität gekennzeichnet. Die in diesem Bereich publizierten Veröffentlichungen 

reichen von Einzelbiographien, über Phänomenbeschreibungen von Vertretern der 

Sicherheitsbehörden bis hin zu meist quantitativen Einstellungsstudien. Eine qualitative 

Forschung, die Radikalisierungsprozesse auch in einem biographischen Kontext betrachtet, 
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findet sich auch im Blick auf dieses Phänomenfeld kaum umgesetzt. Vorliegende Studien 

thematisieren eher Erscheinungsformen des radikalen Islams, die Verbreitung radikaler 

Orientierungen und damit ein mögliches Gefährdungspotenzial (etwa: Frindte et al. 2012) 

oder den Zusammenhang zwischen islamischer Religiosität und extremistischen 

Einstellungen (etwa Abdel-Samad 2005; Heitmeyer et al. 1997). Schwerpunkte der 

Erklärungsansätze liegen vor allem bei Ausgrenzungserfahrungen, gesellschaftlicher 

Nichtteilhabe sowie auf gelungener und misslungener Integration (etwa: Brettfeld/Wetzels 

2007; Heitmeyer et al. 1997).   

Die Unterschiedlichkeit vor allem der Feldzugänge erschwert eine phänomenübergreifende 

Bewertung der vielfältigen Einzelbefunde. Es ist schwer zu beurteilen, ob der sich im 

autonomen linken Spektrum, aber auch im islamistischen/salafistischen Umfeld 

abzeichnende Intellektualitätsverlust (Baron 2014; Bundesamt für Verfassungsschutz, 

Bundeskriminalamt & Hessisches Informations- und Kompetenzzentrum gegen 

Extremismus 2014) ein in den Feldzugangsschwierigkeiten begründetes methodisches 

Artefakt darstellt oder reale, tatsächliche Entwicklungen widerspiegelt. Dies sollte bei der 

Rezeption dieses Berichtes mit bedacht werden. 

4.1 Ideologie 

4.1.1 Ideologie und Religiosität 

Wenn Lebens- und Systemrisiken komplex und weder fass- noch artikulierbar sind, liegt es 

nahe, sich vermeintlich überschaubaren Zusammenhängen zuzuwenden, da diese einfache 

Bewältigungsstrategien zu eröffnen scheinen. Vor allem Themen, die eine einfache 

Identifizierung und Einordnung von Akteuren und deren Verhalten ermöglichen, erweisen 

sich als geeignete Projektionsflächen für abstrakte und allgemeine Lebensängste. 

Insbesondere Feindbildkonstruktionen ermöglichen die Externalisierung innerer Konflikte. 

So werden häufig ohnehin gesellschaftlich Diskriminierte wie Migranten und Asylbewerber, 

aber auch übergeordnete (gesellschaftliche) Systeme wie etwa „der Westen“ oder das 
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kapitalistische System für eigene Unzulänglichkeiten und Misserfolge verantwortlich 

gemacht (vgl. Neumann 2013, 7). Abstrakte Lebensängste und Verunsicherungen werden so 

benenn-, kommunizier- und vor allem bearbeitbar (vgl. etwa: Olson 2009, 58). Erfolgt ein 

Abgleich dieser zunächst individuellen Anschauungen innerhalb einer Gruppe und werden 

Kontakte zunehmend nur noch zu Gleichgesinnten gesucht, so findet keine 

Auseinandersetzung mit anderen Positionen bzw. Weltanschauungen – die im Sinne eines 

Korrektivs wirken könnten – mehr statt. Allmählich wird so die eigene, in der jeweiligen 

gleichgesinnten Bezugsgruppe vertretene Anschauung zur Wahrheit bzw. zur einzig wahren 

Sicht der Dinge erhoben. Unter den Bedingungen einer fortschreitenden Isolation bildet die 

Gruppe ein eigenes Werte- und Bezugssystem heraus, welches geltende gesellschaftliche 

Normen mehr und mehr durch abweichende Normen ersetzt. Ideologien sind Leitbilder 

sozialer Gruppen, erheben einen hohen Anspruch auf Wahrheit und besitzen Erklärungskraft 

für alle wesentlichen Probleme des Lebens (Backes/Jesse 2005, 55). Die Ideologie dient der 

Rechtfertigung und Begründung des eigenen Handelns und fungiert so als dessen 

Legitimationsbasis.  

Vor allem extremistische Ideologien bedienen sich der Freund-/Feind-Schemata. Begründet 

sich etwa die Weltanschauung im Bereich Rechts durch das sozialdarwinistische Recht des 

Stärkeren und wird Gewalt über biologische Ungleichwertigkeit gerechtfertigt, betonen 

linke Weltanschauungen die Gleichheit von Menschen und entsprechend zu gestaltende 

Lebensbedingungen, wobei insbesondere Rechte sowie Repräsentanten des Staates in den 

Feindbildfokus geraten, da diese aus Sicht linker Akteure der Schaffung gleicher 

Lebensbedingungen entgegenstehen. Auch islamistische Ideologien arbeiten mit diesen 

Schemata. Feindbilder der Islamisten sind, gerechtfertigt über eine göttliche Ordnung, 

Ungläubige sowie der Westen als solcher. Über die Verwendung solcher Freund-/Feind-

Schemata oder über den Glauben an die Verfolgung höherer Ziele wird der Versuch 

unternommen, auch schwerste Gewalttaten zu rechtfertigen. Auf diese Weise lassen sich 

auch die Aussagen mancher Linksextremisten nachvollziehen, ihre Gewalttaten als 

Notwehrhandlungen und Gegenreaktion auf staatlich ausgeübte Gewalt zu rechtfertigen. 

Dieser Umstand findet nicht zuletzt in dem Ausruf „Macht kaputt, was Euch kaputt macht“, 

seinen Ausdruck. 
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Tatsächlich lässt sich die ideologische Legitimation von Gewalt besonders anschaulich 

anhand der, im Selbstverständnis der linken Szene auf Gleichheitsideen fußenden, 

linksextremistischen Weltanschauung darstellen. Hier werden insbesondere Personen aus 

der rechten Szene, aber auch den Repräsentanten des Staates die ansonsten propagierten 

Menschenrechte abgesprochen. Über derartige Tendenzen der Entmenschlichung - etwa die 

Stilisierung der auf Demonstrationen eingesetzten Polizisten zu „Robocops“ - wird die sonst 

abgelehnte Gewaltanwendung legitimiert. Die grundsätzliche Distanzierung von Gewalt 

kann so je nach Kontext relativiert und akzeptiert werden (Neu 2012, 35). Auch van Hüllen 

(2013) bestätigt in seiner Befragung von 35 linksorientierten Jugendlichen diesen Befund. 

Den befragten linksorientierten Jugendlichen wurden Bilder eines im Rahmen einer 

Demonstration in Brand gesteckten älteren PKW-Modells vorgelegt. Zeigte man sich 

zunächst betroffen, änderte sich dies jedoch schlagartig, als sie die Zusatzinformation 

erhielten, der PKW gehöre einem Rechtsextremisten. Das Verständnis für oder die 

Bereitschaft zur eigenen Gewaltanwendung steigen, sofern das Ziel als  ̔richtig̕  bewertet 

wird (ebd. 106).  

Dabei muss zur eigenen Gewaltanwendung nicht notwendigerweise eine verfestigte 

extremistische Ideologie vorliegen. Im Gegenteil zeigen die vorliegenden Befunde, dass bei 

den Tätern häufig nur ideologische Versatzstücke oder Ideologiefragmente vorhanden sind. 

Die ideologische Begründung der Tat scheint oftmals zweitrangig zu sein und erfolgt häufig 

erst mit zeitlichem Verzug zur Tat und dann zumeist, um das eigene Handeln vor sich und 

anderen zu legitimieren. So hatte ein großer Teil der in den Studien betrachteten 

Rechtsextremisten vor dem Anschluss an die extremistische Peergroup häufig eher nur 

diffuse generelle Bedrohungsgefühle einer Benachteiligung der Deutschen. Eine 

Thematisierung dieser erfolgte zumeist allerdings erst im Gruppenkontext. Doch auch diese 

Thematisierung führt meist nicht zu einem verfestigten neonazistischen Weltbild, sondern 

eher zu einer mit Ideologiefragmenten durchzogenen Weltanschauung. 

Die Ergebnisse der Untersuchung von Marneros (2002) zu 61 rechtsextremistischen 

Gewaltstraftätern zeigen etwa, dass der politisch motivierte Tätertyp mit einem Anteil von 

ca. 10-15 % an der Gesamtheit der untersuchten Täter deutlich unterpräsentiert ist. 89% der 

untersuchten männlichen Gewalttäter wiesen nicht ansatzweise eine fundierte Ideologie auf 

und lediglich zwei Personen konnten Fragen zu ihrer politischen Ideologie, wie etwa: „Wer 
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war Hitler?“ oder „Wie ist der zweite Weltkrieg ausgegangen?“, befriedigend beantworten 

(ebd. 8). 

Auch die 24 im Rahmen der Hallenser Gewaltstudie befragten rechten Gewalttäter 

verfügten über keine Kenntnisse der rechtsextremen Ideologie und entsprechender 

historischer  Hintergründe. Den Autoren zufolge kann hier „von ‚Ideologie‘ im wahrsten 

Sinne des Wortes keine Rede sein“ (Bannenberg/Rössner 2007, 153). Der Anschluss an eine 

rechtsextreme Gruppierung erfolgte eher, um eine Gelegenheit zur Gewaltausübung zu 

haben; attraktiv seien Gewalt rechtfertigende Inhalte wie etwa das ‚Recht des Stärkeren‘, 

Selbstübersteigerung, Männlichkeit und Hierarchie (ebd. 153). 

Zu ähnlichen Ergebnissen kommt auch Heitmeyer in einer fünfjährigen Langzeitanalyse zur 

politischen Sozialisation von 31 Jugendlichen, die nach dem Abschluss der 10. Klasse den 

Einstieg in den Arbeitsmarkt bewältigen mussten: Der Zugang zu einschlägigen 

Gruppierungen erfolgte bei einem erheblichen Anteil der von ihm untersuchten Population 

eben nicht über die ‘rationale‘ Wahl politisch-ideologischer Optionen, sondern eher über 

Gewaltakzeptanz mit z. T. ‘aufgesetzter ideologischer‘ Motivation (Heitmeyer, 1993, 588).  

Neu (2012) zeigt in ihrer Befragung von 35 linksaffinen Personen, dass diese Befunde 

durchaus auch auf den linken Bereich zutreffen. Statt konsistenter, in sich geschlossener 

Weltanschauungen dominieren auch hier eher  ̔Patchworkideologien ̕, die wie ein ̔Setzkasten̕ 

arrangiert werden (ebd. 25). Dies findet auch in der bereits erwähnten Studie von van Hüllen 

(2013) Bestätigung: Offenbar dominierten in den meisten Köpfen inkonsistente, aus nicht 

selten widersprüchlichen Wertemustern zusammengestellte patchworkartige Weltbilder. 

Beachtet werden muss bei diesen Ergebnissen allerdings, dass es sich bei den Befragten 

dieser Studien nicht um Linksextremisten, sondern um linksaffine Jugendliche handelte. 

Durchgehend festzustellen war bei den befragten Jugendlichen allerdings die Freund-Feind- 

Konstruktion gegenüber Anhängern der rechten Szene sowie eine hohe Bereitschaft, gegen 

diese auch mit Gewalt vorzugehen (ebd.  111).  

Auch wenn hinsichtlich des Grades der Ideologisierung im Bereich Links nur wenige 

Erkenntnisse vorliegen, lässt auch der Ergebnisbericht der wissenschaftlichen Begleitung des 

Bundesprogramms „INITIATIVE DEMOKRATIE STÄRKEN“ des Deutschen Jugendinstitutes 
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(DJI, 2013) darauf schließen, dass Kernbefunde zur Ideologisierung im Bereich rechts auch 

auf den Bereich Links übertragbar zu sein scheinen. Das DJI stellt hierzu fest, dass, „[…] 

entsprechende Jugendszenen eher jugendkulturell geprägt [seien] und allenfalls einzelne 

Versatzstücke autonomer, anarchistischer, antikapitalistischer und antifaschistischer 

Ideologien zu finden seien“ (ebd.  96).  

Hierbei sollte allerdings bedacht werden, dass die Personen, die sich im innersten, oftmals 

radikalen Kern solcher Organisationen bewegen, über Befragungen kaum zu erreichen sind. 

Gegen die naheliegende Vermutung, dass diese Personen den höchsten 

Ideologisierungsgrad aufweisen, sprechen allerdings die Befunde von Olson (2009). Dieser 

stellte bei seiner Untersuchung von PMK-Gewaltstraftätern, die allesamt dem gewalttätigen 

Kern entsprechender Gruppierungen angehörten10, fest, dass Ideologie hier eher einen 

„Jargon“ darstelle, mit welchem man die Zugehörigkeit zur Gruppierung kommuniziere und 

über den man eine Identität gegenüber anderen konstruiere. Die Befragten selbst gaben an, 

kein Interesse an der Ideologie zu haben, gelangweilt vom „darüber reden“ zu sein und den 

Wunsch zu verspüren, endlich was zu unternehmen (ebd. 40f.). Dennoch wurde auch hier die 

Ideologie dazu genutzt, die Taten vor sich und anderen zu rechtfertigen. Ein Befragter 

formulierte es folgendermaßen: “I had no second thoughts about that. There was an 

ideology behind it, you know. We could justify anything with that ideology“ (ebd. 42). Nur 

wenige Befragungsteilnehmer konnten rückblickend erklären, warum sie sich ausgerechnet 

von dieser Ideologie angezogen fühlten, allerdings konnte sich aber auch keiner der 

Befragten vorstellen, sich der Gegenseite anzuschließen (ebd. 40), was dafür spricht, dass die 

ideologische Wahrnehmung, auch wenn sie zunächst nur fragmentarisch vorliegt, zumindest 

nicht ganz irrelevant beim Anschluss an entsprechende Gruppierungen zu sein scheint. 

Die Frage nach dem Stellenwert der Ideologie in den Radikalisierungsprozessen islamistisch 

orientierter Extremisten lässt sich deutlich schwieriger beantworten. Religiös motivierte 

Extremismen bauen im Gegensatz zu weltlichen ihr Ideologiegebäude auf ein vorhandenes 

Wertesystem auf, das im Kollektivbewusstsein einer Gruppe tiefer verankert ist. Die 

Berufung auf eine göttliche Autorität verleiht eine höhere Reichweite, immunisiert gegen 

                                                 

10 Leider wird in der Studie nicht aufgeführt, welcher Weltanschauung die Befragten jeweils anhingen. 
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rationale Argumente und erfordert keine umfassende Neuerfindung einer ideellen 

Weltordnung, wie es bei weltlichen Ideologien der Fall ist. Beim islamistischen Extremismus 

scheinen Religion/religiöse Ideologie und Politik bzw. politische Ideologie untrennbar 

miteinander verbunden zu sein. In den vorliegenden Studien wird oftmals nicht zwischen 

politischer und religiöser Ideologie differenziert. Hinzu kommt, dass nur bestimmte 

Strömungen des Islams Gewalt (insbesondere gegen Ungläubige) legitimieren. So finden 

sich Studien, in denen die Zusammenhänge zwischen Religiosität, Autoritarismus und der 

Neigung zu radikalen Ansichten thematisiert werden, während andere Studien von einem 

Missbrauch der Religion für Zwecke einer gewaltfördernden Ideologisierung sprechen. 

Entsprechend finden sich Befunde, die einen klaren Zusammenhang zwischen Religiosität 

und Gewaltbereitschaft/-anwendung konstatieren. Demgegenüber finden sich allerdings 

auch empirisch basierte Befunde, die zeigen, dass eine höhere Religiosität jenseits radikal-

fundamentalistischer Glaubensrichtungen auf Grund der Einbindung in eine soziale 

Gemeinschaft, die Anfälligkeit gegenüber radikalen Deutungsangeboten reduziert.                 

Zur Frage, inwieweit Religiosität als Risikofaktor einer Radikalisierung oder Bereitschaft zur 

Anwendung von Gewalt angesehen werden kann, zeichnet die Forschungslandschaft ein 

uneinheitliches Bild. So stellte etwa das Kriminologischen Forschungsinstituts 

Niedersachsen (KFN) in einer Befragung von 19.009 Schülern an 524 Schulen fest, dass sich 

ein Zusammenhang zwischen Religiosität und Gewaltbereitschaft andeute: Ein höheres Maß 

(islamisch geprägter) Religiosität geht offenbar mit höherer Gewaltbereitschaft einher. 

Dieser Zusammenhang sei zwar nicht signifikant, wohl aber der Zusammenhang zwischen 

Religiosität und den gewaltfördernden Faktoren „gewaltlegitimierende 

Männlichkeitsnormen“ und „Bevorzugung des Konsums gewalthaltiger Medien“ (Baier et al. 

2010, 127).  

Ebenso stellen Heitmeyer et al. (1997) in ihrer Befragung von 1.221 türkischen Jugendlichen 

deutliche Zusammenhänge zwischen islamzentrierten Überlegenheitsansprüchen, 

vorwiegend konservativ-traditionellen Sichtweisen und religiös fundierter 

Gewaltbereitschaft fest (ebd. 130). Beide genannten Studien weisen allerdings ausdrücklich 

darauf hin, dass die Ergebnisse zwar Zusammenhänge aufweisen, diese jedoch nicht als 

monokausales Ursache-Wirkungsprinzip verstanden werden dürfen. 
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Bezüglich des Zusammenhangs zwischen Religion und Gewaltbereitschaft verweisen 

Heitmeyer et al. (ebd.) zudem auf die folgende Unterscheidung: Religion könne motivierend 

für die Entstehung von Gewaltbereitschaft sein. Dies sei umso eher der Fall, je stärker eigene 

Überlegenheitsansprüche etabliert seien und diese durch Eliten instrumentalisiert würden, 

um Ungläubige abzuwerten. Religion könne aber auch als Legitimationsbasis benutzt 

werden, um bestehende – aus anderen Quellen gespeiste – Gewaltbereitschaft zu 

legitimieren (ebd. 131). Heitmeyer zufolge könne die erste Variante eher bei religiösen Eliten 

gegeben sein, wohingegen letztere eher bei Jugendlichen zu vermuten sei, die nach 

Erklärungen ihrer eigenen Lebenssituation suchten.  

Zu anderen Schlussfolgerungen kommt hingegen Abdel-Samad (2006) bei der Befragung 65 

muslimischer, vorwiegend arabischer, Studierender. Abdel-Samad zufolge wirke – wie 

bereits angedeutet – die Religiosität über die soziale Integration in Glaubensgemeinschaften 

eher als Schutzfaktor gegenüber einer möglichen Radikalisierung, da die Eingebundenheit in 

eine Gemeinschaft eine soziale Isolation verhindere, die häufig Ursprung einer Hinwendung 

zum fundamentalistischen Glauben sei (ebd. 222). Auch führe die religiöse Verpflichtung 

zum Lernen zu deutlich besseren Schulergebnissen sowie Deutschkenntnissen und damit zu 

einer besseren gesellschaftlichen Integration (ebd. 220). Gegen die These des 

Zusammenhangs zwischen Religiosität und Radikalisierung sprächen zudem auch die 

Ergebnisse seiner Analyse der Biographien der Attentäter des 11. Septembers. Es ließ sich 

feststellen, dass es sich bei den Attentätern vornehmlich um Konvertiten oder Re-

Konvertiten, also Personen, die nach Abschweifungen den Glauben neu entdecken, 

gehandelt habe. Abdel-Samad zufolge habe auch hier die Religion lediglich der Legitimation 

der Taten gedient und sei nicht der Motivationsfaktor zur Begehung dieser gewesen (ebd. 

206). Auch Lützinger (2010) stellt in ihrer Untersuchung fest, dass die Religion zwar als 

kulturell verankert und als in den Alltag integriert beschrieben wurde und sich insbesondere 

für die eingewanderten islamistischen Personen wie ein „roter Faden“ durch das Leben zog; 

von einer übersteigerten Frömmigkeit aber nicht gesprochen werden könne (ebd. 36).  

Festzuhalten bleibt, dass die Rolle der Ideologie im Prozess der Radikalisierung in Studien zu 

Islamisten deutlich weniger im Fokus steht, als es in Studien zu linken und rechten 

Akteursgruppen der Fall ist. Ob das ein Forschungsartefakt – welches insbesondere auf die 

mitunter mangelhafte begriffliche Abgrenzung von Ideologie und Religion zurückgeführt 
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werden kann – ist oder Ausdruck des realen Radikalisierungsgeschehens, ist fraglich. Neuere 

Beobachtungen (Bundesamt für Verfassungsschutz, Bundeskriminalamt & Hessisches 

Informations- und Kompetenzzentrum gegen Extremismus 2014) deuten zumindest – 

ähnlich wie im linken und rechten Spektrum – einen Wandel der Dynamik im 

Radikalisierungsprozess an. Auch im islamistischen Bereich scheint die Ideologie an 

Bedeutung zu verlieren und der Grad der Ideologisierung abzunehmen, was sich etwa in 

deutlich kürzeren Radikalisierungsprozessen vor einer Ausreise in ‚terroristische‘ 

Kampfgebiete (hier nach Syrien) abzeichnet. So radikalisierten sich 42% der 

Syrienausreisenden, zu denen Informationen vorlagen, innerhalb eines Zeitraums von unter 

einem Jahr, bei nahezu jedem zehnten Fall lag zwischen dem vermuteten 

Radikalisierungsbeginn und der Ausreise max. drei Monate (ebd. 6) 11.  

Auch innerhalb der islamistischen Szene scheinen zunächst andere als ideologische Gründe 

für einen Anschluss an extremistische Gruppierungen vorzuliegen, wie etwa der Wunsch 

nach Anschluss an eine soziale Gruppe oder das Suchen von sozialer Bestätigung. Eine 

Ideologisierung, oder eher Indoktrinierung, erfolgt auch hier zumeist erst im 

Gruppenzusammenhang (vgl. etwa NYPD 2007, 17). 

Keiner der von uns untersuchten Studien sind Hinweise darauf zu entnehmen, dass den 

begangenen Taten ausschließlich ideologische Motive zugrunde lagen. Zumeist waren 

gruppendynamische Prozesse, Alkohol, oder der Wunsch nach „Action“ als primär 

handlungsleitend anzusehen. In der Regel lagen vor dem Gruppenanschluss allenfalls 

fragmentarische ideologische Vorstellungen vor, die sich erst nach dem Gruppenanschluss 

zu einer Ideologie herausbildeten und – zumindest für eine gewisse Zeit – verfestigten bzw. 

handlungsleitend waren. 

Der Ideologie kommt offenbar eher die Bedeutung eines gruppenbildenden Stilmittels bzw. 

„Jargons“ zu, die primär dazu dient, sich gegenseitig zu erkennen und vor allem die eigene 

Gruppe gegenüber anderen Gruppen abzugrenzen. Sie dient gleichermaßen auch der 

                                                 

11 Einschränkend ist zu erwähnen, dass Radikalisierungsprozesse häufig früher beginnen, als es den 
Sicherheitsbehörden auffällt – selbst der unmittelbare soziale Nahbereich erkennt eine Radikalisierung häufig 

erst im fortgeschrittenen Stadium. 
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Konstruktion der eigenen Identität über die Produktion von Kultur und Narrativen (etwa: 

Symbole, Kleidungsstil, Musik, Rituale, Vorstellung von Gut und Böse), in deren Rahmen das 

Individuum sich verorten und seinen Platz einnehmen kann (Olson 2009, 40 f.). Aber auch 

bei der Rechtfertigung begangener Gewalttaten kommt der Ideologie eine Bedeutung zu. 

Sowohl linke, rechte als auch islamistische Extremisten greifen auf ideologische Narrative 

zurück, um begangene Taten zu legitimieren und auch vor sich selbst zu rationalisieren. Von 

einer tatsächlichen Ideologisierung kann in der Regel nicht gesprochen werden. 

4.1.2 Zwischenfazit Ideologie 

Da es sich in der weit überwiegenden Mehrzahl der Fälle nicht um tief ideologisierte 

Personen sondern allenfalls um Personen mit aus ideologischen Versatzstücken 

bestehenden Weltanschauungen und Deutungsmustern handelt, scheint eine auf die 

Ideologie fokussierende Prävention verfehlt bzw. nicht die ursächlichen Faktoren des 

Radikalisierungsgeschehens zu adressieren. Wahl (2003) folgend, seien über politische 

Aufklärungsversuche zudem nur jene Jugendlichen zu erreichen, die ohnehin politisch 

interessiert seien (ebd. 275). Dieser Typus Jugendlicher scheint allerdings vor allem in 

rechtsaffinen bzw. -extremen Milieus eher seltener anzutreffen zu sein, wie die Ergebnisse 

von Marneros (2002), Bannenberg und Rössner (2006) und Wahl (2003) nahelegen. 

Insbesondere die Jugendlichen, die nur über ein mangelndes Politik- und 

Geschichtsverständnis verfügen, zeigen sich gegenüber diskursiven Aufklärungsversuchen 

besonders resistent (Wahl 2003, 275).  

Vor dem Hintergrund, dass bei nur wenigen der untersuchten Täter verfestigte 

rechtsextremistische Motive vorliegen, verweist Müller (1997) darauf, dass das schnell 

vergebene Etikett „rechtsmotivierte Gewalttat“ das Erkennen der wahren der Tat 

zugrundliegende Motivation verhindert und damit auch die angemessene Ursachensuche 

und -bekämpfung (ebd. 243). Eine angemessene präventive Reaktion wäre entsprechend 

nicht eine ideologiebasierte, sondern die Stärkung des bei den Tätern durchaus 

feststellbaren Demokratieverständnisses bei gleichzeitiger (selbst-) kritischer Überprüfung 

der politischen Verfahrens- und Verhaltensweisen (ebd. 243). 
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4.2 Personale Ebene 

4.2.1 Schule und Ausbildung, Bildungssituation 

Unter den rechtsextrem orientierten Personen überwiegt in der Regel ein geringes 

Bildungsniveau mit niedrigen formalen Bildungsabschlüssen. 79% der von Marneros 

untersuchten 61 rechtsextremen Gewalttäter wiesen ein niedriges bis sehr niedriges 

formales Bildungsniveau auf. Bei 25% der Untersuchten fanden sich sogar Hinweise auf eine 

intellektuelle Minderbegabung (Marneros 2003, 10). Auch die von Müller befragten 

rechtsextremen Gewalttäter sowie die Befragten der Hallenser Gewaltstudie verfügten nur 

über geringe formale Bildungsqualifikationen. Die Mehrheit der Befragten konnte keinen 

Bildungsabschluss aufweisen (Bannenberg/Rössner 2006, 142; Müller 1997, 46). Die 

Bildungsverläufe der rechtsorientierten Personen waren in der Regel von Schulabstinenz 

und Schulabbrüchen gekennzeichnet. So fiel der weit überwiegende Teil der von Frindte und 

Neumann (2002) befragten fremdenfeindlichen Gewalttäter (mitunter schon in der 5. Klasse) 

durch Schulschwänzen auf, jeder zweite sogar durch wiederholte und/oder länger 

anhaltende Schulabstinenz (ebd. 131). Ursächlich hierfür waren zumeist soziale 

Auffälligkeiten, wie impulsives oder aggressives Verhalten oder Provokationen (mitunter 

schon in der Grundschule), die einen gegenseitigen Ausgrenzungsprozess bedingten, auf 

welchen die Betroffenen häufig mit Fernbleiben von der Schule reagierten (vgl. Lützinger 

2010, 28; Bannenberg/Rössner 2006, 143). Bis auf zwei berichten alle der 101 von Frindte 

und Neumann (2002) befragten Gewalttäter, in der Schule durch aggressives Verhalten 

aufgefallen zu sein, 80% berichteten gar über erhebliche Gewalthandlungen. Entsprechend 

häufig kam es infolge des gezeigten Verhaltens auch zu Schulverweisen. 37% der 

Interviewten berichteten von „zwangsweisen Schulwechseln“, in deren Folge sich das 

Verhalten nach Angaben der befragten Jugendlichen aber weiter verschlechterte (ebd. 131). 

Auch die verurteilten Gewaltstraftäter der Intensivtäterstudie von Wahl wiesen mehrheitlich 

Schulabbrüche oder -verweise auf, zumeist wegen Gewalttätigkeiten gegen Mitschüler aber 

auch Lehrer (Wahl 2003, 135).  
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Inwieweit sich hinter den niedrigen formalen Bildungsabschlüssen tatsächlich auch niedrige 

Bildungsniveaus und unzureichende kognitive Leistungsfähigkeiten verbergen oder diese 

eine Folge von Schichtzugehörigkeit und sozialen Auffälligkeiten darstellen, kann aufgrund 

der Befunde nicht näher beantwortet werden. Es sollte allerdings bedacht werden, dass in 

diesen Studien eine geringe formale Schulbildung auch nur indirekt, über auffälliges 

Verhalten in der Schule, zum Risikofaktor erklärt wird. Zudem erfolgen die Feldzugänge zu 

Rechtsorientierten häufig über Einrichtungen der Jugendarbeit. Intellektuell besser 

gebildete Personen aus den Kadern werden so eher nicht erreicht. 

Brüche in der Schulbildungsbiographie setzen sich in der Regel in der Ausbildung und 

während des Berufslebens fort. Zwar befanden sich entsprechend dem Altersdurchschnitt 

(20,8 Jahren) der von uns ausgewerteten Studien mitunter die Hälfte der Personen der 

untersuchten Populationen zu den Zeitpunkten der Befragungen noch in der Schule oder in 

Ausbildungsverhältnissen (vgl. etwa Wahl 2003, 216), für die erwerbsfähigen Personen 

ergaben sich allerdings Arbeitslosenquoten zwischen 14% und 80% , welche meist deutlich 

über den Durchschnittswerten der entsprechenden Alterskohorten der Gesamtbevölkerung 

lagen. Sofern eine Beschäftigung vorlag, handelte es sich häufig um atypische, 

unregelmäßige Beschäftigungsverhältnisse (vgl. etwa Frindte/Neumann 2002, 128). 

Entsprechend der verhältnismäßig niedrigen Bildungsabschlüsse dominierten unter den 

Berufstätigen die „Arbeiterberufe“, häufig auch ungelernt (vgl. Wahl 2003, 220). Beachtet 

werden muss bei diesen Ergebnissen, dass es sich hier lediglich um Momentaufnahmen 

handelt, die nicht den gesamten Ausbildungs- und Berufsverlauf der Befragten abbilden. 

Selbst Jugendliche, die sich zum Zeitpunkt der Befragung in Ausbildungs- und 

Beschäftigungsverhältnissen befanden, können diese zuvor mehrfach abgebrochen oder 

verloren haben. So geben 12% der von Birsl (1994) befragten 77 Jugendlichen an, zuvor eine 

oder mehrere Ausbildungen abgebrochen zu haben (ebd. 218). In der Studie von Frindte und 

Neumann (2002) zu verurteilten Gewaltstraftätern (91 Fälle) wiesen sogar 56% ein oder 

mehrere Ausbildungsabbrüche auf (ebd. 128).  

Die Befunde zu Schul-, Ausbildungs- und Bildungssituationen von linksorientierten 

Personen stützen sich auf eine geringe empirische Basis. Ihnen zu Folge weisen Personen 

dieses Spektrums ein höheres formales Bildungsniveau auf, als Personen des rechten 

Spektrums. So hatten 25% der vom Berliner Verfassungsschutz aufgrund von 
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Ermittlungsakten untersuchten Personen die Allgemeine Hochschulreife erworben oder 

studierten an einer Hochschule. In den beiden Vergleichsstudien im Bereich Rechts traf 

selbiges lediglich auf 3% bis 5% der Personen zu. Jeweils 40% befanden sich noch in der 

Ausbildung (Senatsverwaltung für Inneres und Sport, Abteilung Verfassungsschutz Berlin 

2009, 67).  

Die von Matuschek et al. (2008) befragten Jugendlichen der Antifa12 waren ebenfalls 

bildungsnäheren Milieus zuzuordnen, verfügten „[…] über ein hohes Maß an kulturellem und 

sozialem Kapital […] und setzten sich auf einem hohen intellektuellen Niveau mit 

gesellschaftlichen Strukturen, Weltpolitik [und] Geschichte auseinander […]“ (ebd. 24). 

Auch die Studie Lützingers (2010) weist ähnliche Ergebnisse auf. Ein Viertel der befragten 

Rechtsextremisten verfügten über keinerlei Schulabschluss, nahezu jeder Zweite (11) hatte 

lediglich einen Hauptschulabschluss. Das Abitur oder die Fachhochschulreife hatte keiner 

der Befragten erlangt. Hingegen verfügten alle der insgesamt elf befragten Linksextremisten 

über einen Schulabschluss, davon hatten lediglich zwei einen Hauptschulabschluss, fünf 

verfügten über eine (Fach-)Hochschulreife und ein weiterer hatte ein Studium 

abgeschlossen (ebd. 213). Die Ergebnisse Lützingers zeigen aber ebenso, dass trotz der 

formal höheren Bildungsabschlüsse auch die Bildungsbiographien linker Extremisten in der 

Regel von Klassenwiederholungen und Schulunterbrechungen gekennzeichnet sind.  

Zu etwas anderen Ergebnissen kommen die Einstellungsstudien von Neu (2006) sowie von 

Baier und Pfeiffer (2011). Auf Basis eines Datensatzes der Konrad-Adenauer-Stiftung, der 

aus einer im Jahr 1997 durchgeführten direkten Befragung von 3533 Bürgern aus Ost- und 

West-Deutschland zum Thema Extremismus resultierte, zeigt Neu, dass das 

linksextremistische Personenpotenzial ebenfalls zum überwiegenden Teil eine geringe 

Bildung, einen hohen Arbeiteranteil und eine überdurchschnittliche Arbeitslosigkeit aufweist 

(ebd. 247). Zu ähnlichen Befunden kommen Baier und Pfeiffer, die 3167 Schüler 

allgemeinbildender Berliner Schulen unter anderem zu ihren politikbezogenen Einstellungen 

                                                 

12 Befragt wurden insgesamt 96 Personen unterschiedlicher linksaffiner Milieus, die insgesamt neun 
Untergruppen zugeordnet wurden (etwa: kritische Bildungselite, bedrohte Arbeitermitte, Prekariat). Wie viele 
Personen die Untergruppe ‚Antifa-Jugendliche‘ umfasst, ist der Studie leider nicht zu entnehmen. 
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und Verhaltensweisen befragten. 21% der untersuchten Hauptschüler konnten auf Basis der 

im Zuge der Studie entwickelten Linksextremismusskala als (eher) linksextrem eingestuft 

werden. In den untersuchten Gymnasien lag der Anteil an Schülern mit entsprechenden 

Werten hingegen nur bei 11,9%. Dieses Verhältnis blieb auch dann bestehen, wenn lediglich 

diejenigen Jugendlichen betrachtet wurden, die linksextreme Einstellungsmuster aufwiesen 

und linksextreme Straftaten begangen haben oder linksextreme Verhaltensweisen, zu denen 

auch das Tragen einschlägiger Buttons zählte, aufwiesen. Auch hier fällt der Anteil unter 

Hauptschülern mit 6% doppelt so hoch aus wie der entsprechende Anteil unter 

Gymnasiasten (3%, ebd. 161). 

Vor dem Hintergrund des zumeist formal höheren Bildungsniveaus der Repräsentanten der 

linken Szene fällt die vergleichsweise hohe Anzahl an Erwerbslosen auf, die sich von 

derjenigen des rechten Spektrums quasi nicht unterscheidet: 40% der untersuchten 

Personen verfügten nicht über eine Erwerbsarbeit (Senatsverwaltung für Inneres und Sport, 

Abteilung Verfassungsschutz Berlin 2009, 67). Zu beachten ist in diesem Zusammenhang 

ferner, dass Angaben zur sozialen Herkunft auch den Ermittlungsbehörden nur zu einem 

kleinen Teil der Tatverdächtigen vorliegen, da diese Daten nicht systematisch erhoben 

werden, sofern sie nicht zur Klärung des strafrechtlichen Sachverhalts beitragen. Bleibt 

festzuhalten: Aufgrund der dünnen Forschungslage und lückenhaften Informationslage in 

Ermittlungsakten ist zur Frage der Arbeitslosigkeit insbesondere der linken Akteursgruppen 

keine verlässliche Situationsbeschreibung möglich.  

Linksorientierte Personen scheinen zwar deutlich länger im Bildungssystem zu verbleiben 

und höhere Qualifikationsabschlüsse zu erwerben, dann aber ebenfalls mit der Bewältigung 

der Entwicklungsaufgabe des Einstiegs in das Berufsleben große Schwierigkeiten zu haben. 

Relevant könnte hier aber vor allem auch die gesellschaftsweite Tendenz zur ‚Prekarisierung‘ 

sein, die auch im akademischen Bereich angekommen ist und sich hier vor allem in einem 

erschwerten Arbeitsmarktzugang und prekären Arbeitsverhältnissen niederschlägt. 

Ein etwas anderes Bild ergibt sich für islamistisch orientierte Personen. Diesen gelingt es 

offenbar eher, schlechte Ausgangsbedingungen zu kompensieren und einen schulischen 

Aufstieg zu realisieren (Lützinger 2010, 29). Fünf der sechs von Lützinger befragten 

Islamisten verfügten über die Allgemeine Hochschulreife und einer über einen 
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Realschulabschluss (ebd. 213). Auch Sageman (2004) stellt in seiner Analyse der Lebensläufe 

von 172 verurteilten Jihadisten fest, dass diese eher über höhere Bildungsabschlüsse sowie 

zum Großteil bessere Anstellungs/-Arbeitsverhältnisse verfügten. Von den 132 Personen, zu 

denen Informationen vorlagen, verfügten 33% über einen Collegeabschluss, 5% verfügten 

über einen Abschluss, der dem Master vergleichbar war, und 4% verfügten über einen der 

Promotion vergleichbaren Abschluss (ebd. 75). Entsprechend dem Bildungsniveau war der 

überwiegende Teil der Untersuchten in ausbildungsadäquaten Berufen tätig, etwa Lehrer, 

Physiker, Architekten. Allerdings waren auch 33 der 134 Personen, zu denen Informationen 

vorlagen, in ungelernten Beschäftigungsverhältnissen tätig (ebd. 78). Die Attentäter der 

geplanten bzw. durchgeführten Anschläge von Madrid, Amsterdam, London, 

Sydney/Melbourne und Toronto in den Jahren 2004 bis 2006 verfügten laut Untersuchung 

des New York City Police Department ebenfalls mindestens über einen High-School-

Abschluss, wenn sie nicht sogar studierten (NYPD 2007, 23). Allerdings stellt sich die Frage, 

inwieweit diese auf frühere ‚Generationen‘ von islamistischen Jihadisten bezogenen 

Beobachtungen auch auf die aktuelle Generation übertragbar sind. Eine gemeinsame 

Untersuchung zu 378 bis Ende Juni 2014 nach Syrien mutmaßlich in salafistisch-

jihadistischer Motivation ausgereisten Personen durch das Bundesamt für 

Verfassungsschutz, das Bundeskriminalamt und das Hessische Informations- und 

Kompetenzzentrum gegen Extremismus (HKE) zeigt, dass diese insgesamt eher ein etwas 

niedrigeres Bildungsniveau aufweisen, als die Gesamtbevölkerung. 35% wiesen die 

allgemeine Hochschulreife, 27% einen Realschulabschluss und 28% einen 

Hauptschulabschluss auf. Von mindestens sieben Personen ist bekannt, dass sie die Schule 

ohne Abschluss verlassen hatten. Auch die Ergebnisse von Brettfeld und Wetzels (2007) 

scheinen diese Befunde in Teilen zu bestätigen. Zwar handelte es sich beim untersuchten 

Personenkreis nicht um radikalisierte Personen, sondern um muslimische Schüler und 

Studierende, allerdings ließ sich ein deutlicher Zusammenhang zwischen mangelnder 

Integration und geringem Bildungsniveau sowie der Legitimation politisch motivierter 

Gewalt nachweisen (ebd. 191). Zu diesem Ergebnissen kommen auch Heitmeyer et al. 

(1997), die zeigen konnten, dass vor allem Personen mit niedrigerer Bildungsaspiration, hier 

Haupt- und Berufsschüler, militant islamische-fundamentalistische Orientierungen 

kundtaten und islamzentrierte Überlegenheitsansprüche aufwiesen (ebd. 127 f.). Auch hier 

handelte es sich bei den Befragten allerdings um Schüler allgemein- und berufsbildender 
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Schulen, die „[…] weit davon entfernt [sind], durch gewalttätige Aktionen auf sich 

aufmerksam zu machen“ (ebd. 128). 

In der Gesamtschau zeigen die Ergebnisse zwar, dass Personen mit linksextremistischen und 

islamistischen Einstellungsmustern in der Regel höher qualifiziert sind als Anhänger 

rechtextremistischer Weltanschauungen. Allerdings sind die Bildungsbiographien vor allem 

der linksorientierten Personen mitunter ähnlich brüchig und durch Schulunterbrechungen 

und Klassenwiederholungen gekennzeichnet. Während rechtsorientierte Jugendliche eher 

früher aus dem Bildungssystem aussteigen, schaffen es linksorientierte und islamistische 

Jugendliche eher, einen schulischen und mitunter auch akademischen Aufstieg zu 

realisieren, dann allerdings am beruflichen Einstieg zu scheitern, was vor allem für die 

linksorientierten Jugendlichen zu gelten scheint. 

Die Hälfte (15) der von uns ausgewerteten Studien benennen explizit Risikofaktoren, die im 

Bereich Schule und Bildungsbiographie zu verorten sind. Neun dieser Nennungen entfallen 

auf ein niedriges Bildungsniveau/eine niedrige formale Bildungsqualifikation. Mit Ausnahme 

der Befragung des KFN handelt es sich bei diesen Studien ausschließlich um Studien zum 

rechten Bereich. Eine niedrige Bildung scheint empfänglich für rechtsextreme 

Deutungsmuster zu machen oder aber Ausdruck eines intellektuellen Horizontes zu sein, der 

mit einer entsprechenden Empfänglichkeit für derartige Deutungsmuster einhergeht. 

Marneros (2003) zufolge ist eine niedrige Bildung gar eine Voraussetzung für die 

Entwicklung rechtsextremer Einstellungen (ebd. 10). Ein niedriges Bildungsniveau kann also 

ein Risikofaktor für die Entwicklung rechtsextremer Ansichten darstellen, scheint aber 

angesichts der Beobachtungen zu formalen Qualifikationen linksextremistisch und 

islamistisch orientierter Personen kein Risikofaktor für eine Hinwendung zu radikalen, 

extremistischen Einstellungen per se zu sein. 

Dennoch werden Bildung und Bildungsperspektiven, auch für Personen mit 

linksextremistischen Einstellungsmustern, mehrfach als Schutzfaktor benannt (s. etwa, 

Baier/Pfeiffer 2011, 160; Kopp/Betz 2007, 48).  

Entscheidender erscheint auch hier eher das aus einem niedrigen Bildungsniveau 

resultierende Konglomerat weiterer Faktoren. So führen formal niedrige Bildungsabschlüsse 
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in der Regel seltener zur Aufnahme einer Ausbildung, welche in eine Integration in den 

Arbeitsmarkt mündet. Der Mangel an damit verbundenen identitätsstärkenden 

Kompetenzerfahrungen, Entwicklungschancen oder Perspektiven kann eine Hinwendung 

zum Extremismus begünstigen. 

Neuere Forschungsbefunde deuten zudem darauf hin, dass hinsichtlich des Bildungsniveaus 

eine Angleichung zwischen den Gruppierungen stattzufinden scheint. So lässt sich Baron 

(2014) zufolge ein Intellektualitätsverlust vor allem im Bereich der autonomen linken Szene 

feststellen, welcher sich deutlich auch in Bekennerschreiben widerspiegelte. Betrachtet man 

die Bildungsabschlüsse der nach Syrien ausgereisten Personen im Vergleich zu früheren 

Akteuren des islamistischen Spektrums, scheint das Gleiche auch für den islamistischen 

Bereich zuzutreffen. 

Gut ein Drittel der von uns ausgewerteten Studien benennt explizit Risikofaktoren, die im 

Bereich der Beschäftigungssituation zu verorten sind und stellt konkret die Arbeitslosigkeit 

in den Zusammenhang von Radikalisierung und damit eventuell verbundenen Gewalttaten. 

Wahl (2003) formuliert hierzu, dass Arbeitslosigkeit zwar eine wichtige, aber nicht die 

wichtigste Bedingung sei, welche Fremdenfeindlichkeit und Rechtsextremismus begünstige 

(ebd. 263). Ähnlich argumentiert auch Heitmeyer (1993), wenn er schreibt, dass die formale 

Integration in den Arbeitsmarkt zwar eine zentrale, aber keine hinreichende Voraussetzung 

für die Entwicklung einer Distanz gegenüber Ideologien der Ungleichheit und 

Gewaltakzeptanz darstelle (ebd. 471). So konnte er mittels quantitativer Studien zeigen, dass 

Jugendliche, die über einen Ausbildungsplatz (vermeintlich) in das Berufsleben integriert 

waren, teils deutlich ausgeprägtere fremdenfeindliche Positionen vertraten als Jugendliche, 

bei denen das nicht der Fall war (ebd. 10). Demnach sei nicht die formale Integration als 

solche der entscheidende Schutzfaktor, sondern damit verbundene Entwicklungschancen, 

das Gefühl des ̔Gebrauchtwerdens̕, identitätsstärkende Kompetenzerfahrungen sowie eine 

vorwiegend sachlich-inhaltliche Arbeitsorientierung. Entsprechend kritisch seien 

̔Sondermaßnahmen̕ [bezuschusste Tätigkeiten auf dem zweiten Arbeitsmarkt; Anmerkung der 

Verfasser] zu werten (ebd. 472). Zu gleichen Ergebnissen kommen auch Kopp und Betz 

(2007) bei der Analyse zur Rückfälligkeit von 79 rechtsextremen Gewalttätern. Die Täter, die 

sich in berufsvorbereitenden Maßnahmen befanden, wurden deutlich häufiger rückfällig als 

jene, die sich in einem Ausbildungsverhältnis befanden. Vor allem der Mangel an 
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Perspektiven fördere laut Kopp und Betz die Hinwendung zum Rechtsextremismus (ebd. 

44). 

Auffallend sind aber die hohen Arbeitslosenquoten sowie der hohe Anteil an 

unregelmäßigen Beschäftigungsverhältnissen über alle Phänomenbereiche hinweg. 

Inwieweit Arbeitslosigkeit als solches tatsächlich einen Risikofaktor darstellt oder etwa auch 

die Folge vorausgegangener Devianz und daraus resultierenden Vorstrafen mit 

entsprechenden Eintragungen oder gar Haftaufenthalten ist, kann aus der Forschungslage 

nicht eindeutig abgeleitet werden. Hier scheint weniger eine monokausale Ursache-

Wirkungsrichtung vorzuliegen als vielmehr eine komplexe Wechsel-Wirkungsbeziehung. 

Zudem muss bedacht werden, dass es sich bei vielen der vorliegenden Studien um 

Querschnittsuntersuchungen handelt, die lediglich Momentaufnahmen der untersuchten 

Entwicklungs-/ Radikalisierungsverläufe abbilden. Das New York Police Departement 

(NYPD 2007) verweist zudem darauf, dass die Erfahrung des Jobverlustes, also nicht 

zwangsläufig die Arbeitslosigkeit als solche, einen Risikofaktor darstelle, da diese eine 

kognitive Öffnung hervorrufen könne, welche für andere Weltsichten empfänglich mache 

(ebd. 6f.). 

4.2.2 Alkohol/ Drogen 

Problematischer Alkohol-/Drogenkonsum ist offenbar nicht per se ein Risikofaktor für eine 

etwaige Radikalisierung, vielmehr scheint er Hand in Hand zu gehen mit anderen sozialen 

Problemen, wie etwa dem Verlust von Ausbildungs- oder Arbeitsplätzen oder dem 

Zerbrechen von Beziehungen, und so in einem Bündel diverser Risikofaktoren Einfluss auf 

Radikalisierungsprozesse zu nehmen. So berichteten zwei Interviewpartner in der Studie 

Lützingers (2010) „bereits im Alter von sieben Jahren täglich ̔schön angetrunken in die 

Schule gegangen̕ [zu sein]“ oder bereits im Alter von neun Jahren die erste 

Alkoholvergiftung gehabt zu haben (ebd. 33). Der Konsum begann und verstetigte sich 

zumeist im Cliquenkontext. Über den heftigen Konsum von Alkohol wird nicht selten die 

Gruppenzugehörigkeit gesichert. Vor allem der gemeinschaftliche Alkoholkonsum wirke laut 

Willems et al. (1993) enthemmend; das zusätzliche Hören extremistischer Musik oder die 
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Thematisierung von Medieninhalten gepaart mit dem Zwang, sich darzustellen oder zu 

beweisen, könne „das Faß zum Überlaufen bringen“ (ebd. 184 ff.; Wahl 2003, 47 f.). 

Entsprechend konstatiert Wahl, der starke Konsum von Alkohol sei entweder eine 

erhebliche Bedingung oder Nebenerscheinung fremdenfeindlicher und 

rechtsextremistischer Straftaten (ebd. 264). Beachtet werden sollte, dass auch hier kein 

monokausales Zusammenhangsmuster in Form eines „es passiert etwas, weil getrunken 

wird“ oder „es wird getrunken, damit etwas passiert“ vorliegt, sondern vielmehr eine sich 

gegenseitig verstärkende Interaktionsspirale aus gruppendynamischen Prozessen, 

Alkoholkonsum und Aggression (ebd. 45 f.). 

Entsprechend spielt Alkohol vor allem im rechten Bereich eine bedeutende Rolle im 

Tatvorlauf – im unmittelbaren Zeitraum vor der eigentlichen Tat. Frindte und Neumann 

(2002) konnten dies im Zuge ihrer Befragung von 101 verurteilten fremdenfeindlichen 

Gewalttätern nachweisen. Gefragt nach der Beschäftigung, die unmittelbar vor Tatbegehung 

ausgeübt wurde, entfielen die häufigsten Nennungen auf „sich mit Kumpels/Clique 

getroffen“ (54%), „Alkohol getrunken“ (59%) und „ohne besonderes Ziel in der Gegend 

umhergefahren oder gelaufen“ (43%), was Frindte und Neumann in der kurzen aber 

prägnanten Formel „getroffen-gesoffen-gedroschen“ zusammenfassten (ebd. 91 f.). Auch 

die Ergebnisse der Aktenanalyse von 284 Ermittlungsakten zu fremdenfeindlichen 

Gewalttaten mit 574 daran beteiligten Tätern von Willems und Steigleder (2003) bestätigen 

diesen Befund. Laut der polizeilichen Ermittlungsakten waren 80% der 434 Täter, zu denen 

diesbezüglich Informationen vorlagen, alkoholisiert. Aus sich anschließenden Interviews mit 

Tätern wird deutlich, dass dieser kollektive Alkoholkonsum eine Vorbereitung auf 

Auseinandersetzungen und die Suche nach Feinden darstellte (ebd. 15). Gleiches zeigt sich 

auch in der Aktenanalyse von Kopp und Betz (2007). Bei 69 der 79 untersuchten Gewalttäter 

lag bei Tatbegehung ein (erhöhter) Alkoholkonsum vor (ebd. 21).  

Gut ein Drittel der von uns ausgewerteten Studien benennen Alkoholkonsum als 

Risikofaktor. Diese Nennungen entfallen, mit Ausnahme der Studie Lützingers, allesamt auf 

den Phänomenbereich Rechts. Zwar wiesen auch die linksextremistischen Straftäter der 

Studie Lützingers ein problematisches Alkoholkonsumverhalten auf, allerdings ließe sich 

kein mit den rechtsorientierten Tätern vergleichbarer exzessiver Gebrauch feststellen 

(Lützinger 2010, 33). 
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Detaillierte Informationen zum Zusammenhang zwischen dem Konsum von Alkohol und der 

Begehung von PMK-Straftaten innerhalb der linken Szene sind lediglich der Auswertung 

„Linke Gewalt in Berlin“ des Verfassungsschutzes Berlin (2009) zu entnehmen. Allerdings 

wird Alkohol hier weder als Risikofaktor noch als tatfördernd benannt. Bei der Auswertung 

von 835 linksmotivierten PMK-Gewaltstraftaten gab es lediglich bei 8% der 810 

Tatverdächtigen Hinweise auf eine Alkoholisierung (Senatsverwaltung für Inneres und 

Sport, Abteilung Verfassungsschutz Berlin 2009, 36.). Bei der entsprechenden Studie im 

Bereich Rechts, liegt dieser Wert bei 41% (Senatsverwaltung für Inneres und Sport 2006, 30). 

Zu beachten ist hierbei allerdings, dass diese Alkoholisierung zumeist aufgrund äußerer 

Anzeichen bejaht wird. Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass bei den Personen, zu denen 

diesbezüglich keine Angaben vorliegen, der Konsum von Alkohol nicht grundsätzlich 

verneint werden kann. Baier und Pfeiffer (2011) konnten in ihrer Befragung von 3167 

Schülern allgemeinbildender Berliner Schulen zeigen, dass Jugendliche, die angaben, 

häufiger Alkohol zu konsumieren, mehr als doppelt so häufig (eher) linksextreme 

Einstellungsmuster und entsprechendes linksextremistisches Verhalten aufwiesen als 

Jugendliche, die angaben, nie Alkohol zu konsumieren. Die Autoren führen hierzu aus, dass 

„der Linksextremismus gerade auf jene Jugendlichen anziehend wirkt, die auf der Suche 

nach risikobehafteten Verhalten in eine bestimmte Freundesgruppe geraten, in der 

zusätzlich dem Alkohol zugesprochen wird“ (ebd. 163). Identische Ergebnisse ergeben sich 

auch für den Bereich Rechts. Auch hier stellten die Persönlichkeitseigenschaft der 

Risikosuche, der Kontakt mit delinquenten Freunden sowie der Alkohol die zentralen 

Bedingungsfaktoren für den Anschluss an die extremistische Gruppierung dar (ebd. 172). 

Auch im Bereich Islamismus wird der Konsum von Alkohol, wenn überhaupt, allenfalls am 

Rande thematisiert. Mehrheitlich wird vom westlichen Lebensstil der Attentäter der 

geplanten oder verübten Anschläge von Madrid, Amsterdam, London, Sydney/Melbourne 

und Toronto, aber auch von New York berichtet, der durchaus auch mit dem Konsum von 

Alkohol und Drogen einherging (NYPD 2007, 31ff.). Einige der Attentäter von Madrid waren 

bereits wegen Betäubungsmitteldelikten (BTM-Delikte) verurteilt worden (ebd. 24). Mit der 

Hinwendung zum Islam wurde der Konsum von Alkohol und Drogen aber eingestellt, da 

dies nicht mit der Religion vereinbar war (ebd. 31). Die gemeinsam vom Bundesamt für 

Verfassungsschutz, dem Bundeskriminalamt und dem Hessischen Informations- und 

Kompetenzzentrum gegen Extremismus (2014) erarbeitete Studie zu den Syrienreisenden 
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bestätigt diese Befunde. Zu 249 Personen lagen Informationen zu vorherigen 

polizeirelevanten Auffälligkeiten vor. Vor der Radikalisierung waren 117 Personen bereits 

polizeilich in Erscheinung getreten, 15% der begangenen Delikte entfielen auf BTM-Delikte. 

Nach der Radikalisierung liegen Informationen zu 16113 Personen vor, hier liegt der Anteil 

der BTM-Delikte nur noch bei 4% (ebd. 12f.). Vier Befragte aus dem islamistischen Milieu in 

der Studie Lützingers (2010) berichteten überdies, gar keine Erfahrungen mit Alkohol zu 

haben und aufgrund dieser Alkoholabstinenz Konflikte mit Gleichaltrigen gehabt zu haben 

und von diesen gehänselt worden zu sein, was sie als religiöse Diskriminierung deuteten 

(ebd. 33). 

Dem Alkohol scheint, insbesondere im rechten Bereich, eine zentrale Rolle im Tatvorlauf 

zuzukommen. Vor allem der Konsum in der Gruppe in Kombination mit übersteigertem 

Männlichkeitsgehabe kann als tatauslösend für Gewalttaten angesehen werden. Über die 

enthemmende Wirkung des Alkohols werden gruppendynamische Prozesse, oftmals auch 

willentlich, verstärkt. Die Befunde zeigen insgesamt, dass ein beträchtlicher Anteil der von 

Rechts verübten Gewalttaten in Gruppen unter dem teils erheblichen Einfluss von Alkohol 

begangen wird. Ob entsprechende Erkenntnisse auch auf den Bereich Links zutreffen, kann 

wegen der unzureichenden Forschungslage leider nicht näher beurteilt werden. Der 

Umstand, dass der Konsum von Alkohol keine Thematisierung in entsprechenden Studien 

erfährt, spricht dafür, dass diesem in der linken Szene eine geringere Bedeutung zukommt. 

Die Befunde des Verfassungsschutzes zur linken Gewalt in Berlin (2009) zeigen zudem, dass 

der Alkoholkonsum auch im Tatvorlauf kaum eine Rolle zu spielen scheint. Zwar ist die 

Aussagekraft dieser Daten wegen der hohen Anzahl an Tatverdächtigen, zu denen keine 

Informationen diesbezüglich vorliegen, stark eingeschränkt, dies gilt jedoch für Links wie 

Rechts gleichermaßen. Lediglich die Befunde Baiers und Pfeiffers (2011) deuten darauf hin, 

dass auch im linken Bereich ein kollektiver Alkoholkonsum innerhalb der Gruppierungen 

stattzufinden scheint. Inwieweit das jedoch bewusst und funktional-zielorientiert geschieht, 

um bestehende Hemmschwellen zu senken oder gruppendynamische Prozesse zu 

                                                 

13 Die Angaben zu Personen „nach der Radikalisierung“ sind nicht zwangsläufig deckungsgleich zu den 
Angaben der Personen „vor der Radikalisierung“, wenngleich eine hohe Schnittmenge zu vermuten ist. 
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verstärken, wird nicht erörtert. Keinerlei Bedeutung scheint dem Alkoholkonsum im Bereich 

des Islamismus zuzukommen, wenngleich Befragte davon berichten, wegen ihrer Abstinenz 

gehänselt worden zu sein (Lützinger 2010, 33). Zwar wird, im Zuge eines westlichen 

Lebensstils, vor der Radikalisierung noch Alkohol konsumiert, dieser Konsum wird in der 

Regel aber mit der Hinwendung zur Religion eingestellt. 

Alkohol kann über die mit dem erhöhten Konsum einhergehenden sozialen Probleme, wie 

dem Verlust des Arbeitsplatzes oder der Partnerschaft, als Risikofaktor einer möglichen 

Radikalisierung angesehen werden. So wird in nahezu jeder der von uns untersuchten 

Studien zum Phänomenbereich Rechts ein problematischer Alkoholkonsum verbunden mit 

damit einhergehenden sozialen Folgen konstatiert Ein solches problematisches 

Konsumverhalten könnte auf den Umstand zurückzuführen sein, dass Personen mit 

rechtsextremen Deutungsmustern deutlich häufiger aus konflikthaften, teils hoch belasteten 

Familienverhältnissen kamen, in denen das Aufwachsen häufig schon früh durch den 

Alkoholkonsum der Eltern geprägt wurde und durch eine mangelnde Kontrolle und 

Nachlässigkeit im Elternhaus gekennzeichnet war (siehe hierzu etwa: Böttger 1998, 389; 

Bannenberg/Rössner 2000, 136 f.; Lützinger 2010, 33).  

Mit Blick auf das Radikalisierungsgeschehen in islamistisch-salafistischen Umfeldern gibt es 

keine systematischen Befunde zu einem problematischen Alkoholkonsumverhalten, 

wenngleich in Einzelfällen immer wieder Beobachtungen berichtet werden, dass Personen 

mit einem alkohol-/drogenaffine Lebensstil und damit assoziierten Lebenskrisen sich der 

islamistischen Ideologie zuwandten (s. etwa: NYPD 2007, 31ff.) – möglicherweise als eine 

‚unbewusste‘ Bewältigungsstrategie, um sich aus problematisch erlebten 

Verhaltensweisen/Lebensstilmustern zu lösen. 

4.2.3 Diskriminierungs- und Ausgrenzungserfahrungen 

Diskriminierungserfahrungen können in verschiedenen Kontexten gemacht werden – 

sowohl in privaten, abgeschlossenen Bereichen, in halböffentlichen (etwa: Vereine, 

Discotheken, Jugendzentren) und/oder institutionellen Kontexten (etwa: Behörden) sowie 
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im öffentlichen Bereich (etwa: Kontakte auf der Straße mit anderen Personen, 

Polizeikontrollen). Häufig trägt auch eine indirekt erlebte Diskriminierung als Mitglied einer 

Gruppe, der man sich zugehörig fühlt und der diskriminierend-ablehnend begegnet wird zu 

einem Gefühl des Ausgegrenzt-Seins bei. Diese vermeintliche oder tatsächliche 

Ausgrenzung kann zu einem stärkeren Rückzug in die Eigengruppe und einer Grenzziehung 

gegenüber anderen Gruppen oder gar der Mehrheitsgesellschaft beitragen (Heitmeyer 1997, 

162 f.).  

Besonders intensiv werden diese Erfahrungen von Ausgrenzung und Nichtteilhabe im 

Kontext der Radikalisierung im islamistischen Bereich diskutiert, denn tatsächliche und 

wahrgenommene Ausgrenzungen werden von muslimischen Jugendlichen besonders häufig 

berichtet. Heitmeyer (1997) konnte bereits in den 1990er Jahren zeigen, dass muslimische 

Jugendliche, die überproportional von Diskriminierungen betroffen sind, häufiger Kontakt zu 

islamischen und türkischen Vereinen haben und ihre Freizeit deutlich häufiger in ‘ethnisch 

geschützten̕  Räumen verbringen als Jugendliche, die solche Diskriminierungen nicht 

erfahren (ebd. 162). Zudem konnte Heitmeyer auch belegen, dass diese Erfahrungen 

Reaktionen wie islamzentrierte Überlegenheit bzw. religiös fundierte Gewaltbereitschaft 

hervorrufen können (ebd.). Dem Rückzug in die „Wir-Gruppe“ und der Grenzziehung 

gegenüber anderen kommen hierbei zentrale Bedeutungen zu.  

Vor allem innerhalb dieser ‚ethnisch-geschützten ̕ Räume erzielen Angebote islamistisch-

fundamentalistischer Organisationen, die diese Diskriminierungserfahrungen aufgreifen und 

instrumentalisieren, ihre besondere Wirkung (ebd. 163).  

Das nicht angenommen Werden durch die Mehrheitsgesellschaft kann etwa über ein 

islami(sti)sches Narrativ positiv umgedeutet werden. Die eigene missliche Lage, die soziale 

Deprivation und die gesellschaftliche Ablehnung kann so zu einem selbst gewählten 

Zustand werden, dem über positiv besetzte Narrative – etwa als Gläubiger in einer 

ungläubigen Mehrheitsgesellschaft oder sogar als Kämpfer, der nur darauf wartet, die Welt 

zu erobern – eine Bedeutung beigemessen werden kann (vgl. Olson 2009, 46).  

Brettfeld und Wetzels (2007) konnten in einer Befragung unter 2.683 muslimischen Bürgern 

(davon 500 muslimische Schüler der 9. und 10. Jahrgangsstufe) zeigen, dass knapp die Hälfte 
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(44%) der jungen Muslime das Gefühl hat, als Ausländer „komisch angeschaut zu werden“ 

(ebd. 237). Zwei Drittel (61%) haben bereits „gemeine Bemerkungen“ wie „Geh doch zurück, 

wo Du herkommst“ gehört und etwa ein Drittel (38%) wurden beim Einkaufen schon 

unhöflich behandelt. Gleiches äußern nichtmuslimische Migranten in zum Teil deutlich 

geringerem Ausmaß. Von den nichtmuslimischen Schülern mit Migrationshintergrund sind 

die jeweiligen Vergleichszahlen auffällig niedriger: 33% geben an, schon einmal „komisch 

angeschaut worden“ (ebd. 237) zu sein, 17% haben bereits gemeine Bemerkungen gehört 

und 26% geben an, beim Einkaufen schon mal unhöflich behandelt worden zu sein (ebd. 

237). Entsprechend geben 36% der befragten muslimischen Schüler an, die deutsche 

Gesellschaft ablehnend zu erleben und eine kollektive Benachteiligung von Muslimen wahr 

zu nehmen. 

Diese Ergebnisse scheinen Bestätigung zu finden, wenn die Mehrheitsbevölkerung zu ihrer 

Einstellung gegenüber Muslimen befragt wird. Eine große Mehrheit der westeuropäischen 

Bevölkerung sieht den muslimischen Glauben als mit Demokratie und Menschenrechten 

unvereinbar an. Häufige Assoziationen zum Islam sind Terror, Gewalt sowie die 

Ungleichbehandlung zwischen Mann und Frau (Olson 2009, 16). Die jüngsten Ergebnisse des 

Religionsmonitors der Bertelsmann Stiftung (2015) zeigen, dass 57% der Deutschen im Islam 

eine Bedrohung sehen und 40% sich wie „Fremde im eigenen Land“ fühlen (ebd. 7). Auch die 

von der Universität Leipzig durchgeführten Mitte-Studien bestätigen diesen Befund. So 

liegen die Anteile der Personen, die ausländerfeindlichen Aussagen wie „Die BRD ist durch 

die vielen Ausländer in einem gefährlichen Maß überfremdet“ zustimmen, zwischen 30% 

und 34% (Decker et al. 2014, 32). Zwar ist die Zustimmung zu solchen Aussagen leicht 

rückläufig; dieser Trend wird sich bedingt durch die jüngsten Ereignisse in Frankreich 

vermutlich – zumindest vorübergehend – wieder umkehren. Olson (2009, 17) zufolge gäbe 

es für junge Muslime drei Möglichkeiten, auf die Wahrnehmung durch die 

Mehrheitsgesellschaft und daraus resultierende Stigmatisierungen zu reagieren: Junge 

Muslime könnten erstens den muslimischen Glauben abstreiten, zweitens für das Recht 

eintreten, beides zu sein – Muslime und Demokraten –, oder aber drittens, und dies ist der 

relevanteste Fall, die durch die Mehrheitsgesellschaft aufgezeigten Grenzen akzeptieren und 

sich den Erwartungen entsprechend verhalten. 
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Als besonders schwerwiegend sind Heitmeyer (1997) zufolge Diskriminierungserfahrungen 

im öffentlich-institutionellen Bereich anzusehen, also eine wahrgenommene 

Benachteiligung am Arbeits- und Wohnungsmarkt durch Behörden, aber auch durch die 

Polizei. Das liege an der „Unausweichlichkeit“ dieser Erfahrungen, da ihnen nicht aus dem 

Weg gegangen werden könne, wie etwa durch die Wahl ̔eigener ̕  Discotheken. Diese 

Diskriminierungen wirkten sich nicht nur auf das Wohlbefinden der Jugendlichen aus, 

sondern trügen in erheblichem Maße zu desintegrativen und demokratiefeindlichen 

Einstellungen bei (ebd. 161f.). 23% der von Brettfeld und Wetzels (2007) befragten Schüler 

gaben an, mindestens einmal eine Diskriminierung durch Behörden oder die Polizei erfahren 

zu haben, fast 5 % geben an, dass ihnen dieses innerhalb der letzten zwölf Monate sogar 

mehr als zehnmal widerfahren sei (ebd.  237). Hinsichtlich der Diskriminierungserfahrungen 

durch die Polizei konnten Oberwittler et al. (2014) in dem ländervergleichenden Projekt 

POLIS (nDeutschland=3.000) des Max-Planck-Instituts für ausländisches und internationales 

Strafrecht in Freiburg und des Institut d’études politiques-PACTE an der Université de 

Grenoble zeigen, dass beinahe die Hälfte der migrantischen Jugendlichen der Aussage 

zustimmte, dass die Polizei ausländische Jugendliche schlechter behandele als deutsche, 

obwohl Jugendliche mit Migrationshintergrund seltener Polizeikontakte hatten als 

einheimische Jugendliche und diese Kontakte auch als überwiegend positiv bewerteten (ebd. 

60f.). Eine Erklärung für dieses Missverhältnis zwischen ‚objektivem‘ Erleben und 

‚subjektiver‘ Wahrnehmung könnte im Umstand erlebter indirekter Diskriminierung 

begründet sein, wie etwa durch Erzählungen über Diskriminierungserfahrungen von Dritten. 

Denn auch hinsichtlich dieser indirekten Wahrnehmung von respektlosem Verhalten von 

Polizeibeamten zeigen sich deutliche Unterschiede zwischen einheimischen Jugendlichen 

und Jugendlichen mit Migrationshintergrund. So gab ein Drittel (31%) der einheimischen, 

aber 43% der migrantischen Jugendlichen an, indirekt respektloses Verhalten von 

Polizeibeamten wahrgenommen zu haben (ebd. 36). 

Zu deutlich anderen Ergebnissen bezüglich der Kontrollhäufigkeit verschiedener Ethnien 

und dem Verhalten der Beamten während der Kontrolle kommt hingegen der Bericht 

„Polizeikontrollen und Minderheiten“ des „European Union Minorities and Discrimination 

Survey“ (EU-MIDIS) der europäischen Agentur für Grundrechte (FRA), in welchem 23.500 

Zugewanderte und 5.000 Personen der Mehrheitsbevölkerung aus 27 EU-Mitgliedsstaaten 

zu ihren Erfahrungen mit Polizeikontrollen befragt wurden. Demnach gaben die Befragten 
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der Minderheitsgruppen „ehemalige Jugoslawen“ (25%) und „Türken“ (24%) an, mehr als 

doppelt so häufig kontrolliert zu werden wie die Angehörigen der Mehrheitsgesellschaft 

(11%). Allerdings führen nur 3% der „ehemaligen Jugoslawen“, aber 9% der “Türken“ diese 

Kontrollen auf ihre ethnische Herkunft zurück (Agentur der Europäischen Union für 

Grundrechte 2010, 7). 

Auch das Verhalten der Polizeibeamten während der Kontrolle wird deutlich unterschiedlich 

beurteilt. Während sich nur 15% der Mehrheitsgesellschaft und 13% der „ehemaligen 

Jugoslawen“ respektlos behandelt fühlten, waren es bei den befragten „Türken“ 25% (ebd. 

14). 

Insgesamt benennen fünf der von uns ausgewerteten Studien Diskriminierungserfahrungen 

explizit als Risikofaktor einer Radikalisierung, vier dieser Nennungen entfallen auf Studien zu 

Einstellungsmustern von muslimischen Personen. Besonders relevant scheinen vor allem 

Diskriminierungserfahrungen zu sein, die aus dem Kontakt mit Behörden und der Polizei 

resultieren. Vor allem im Kontakt mit der muslimischen Minderheit sollten die bereits 

bestehenden Anstrengungen ausgeweitet werden, das Vertrauen in die Behörden und die 

Polizei zu verbessen. 

4.2.4 Kriminelle Vorerfahrung 

Die Forschungslage überblickend lässt sich festhalten, dass ein großer Teil vor allem der 

rechten Akteure bereits (auch außerhalb der Politisch motivierten Kriminalität) straffällig 

geworden war. So stellten Willems et al. (1993) in einer Analyse von 1.398 polizeilichen 

Ermittlungsakten zu fremdenfeindlichen Straftaten fest, dass zu 47%14 der Tatverdächtigen 

bereits Erkenntnisse wegen sonstiger Straftaten vorliegen, fast jeder fünfte (24%) wurde 

bereits aufgrund einer solchen Tat verurteilt. 18% sind schon einmal im Bereich der 

                                                 

14 Hier findet leider keine Spezifikation der Straftaten statt. 
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politischen Motivation auffällig geworden und 6% wurden bereits wegen einer politisch 

motivierten Tat verurteilt (ebd. 131 f.). 

Zu ähnlichen Ergebnissen kommen Wahl et al. (2003) bei einer Analyse von 6.229 

Polizeiakten zu fremdenfeindlichen, antisemitischen oder rechtsextremistischen 

Tatverdächtiger.  Zu 56% der untersuchten Personen lagen bereits Erkenntnisse zu 

sonstigen, nicht politisch motivierten Straftaten vor. Hingegen weisen lediglich 34% der 

untersuchten Personen Vorerfahrungen im Bereich der politisch motivierten Straftaten auf 

und 13% waren bereits wegen einer politisch motivierten Straftat rechtskräftig verurteilt 

(ebd. 226). 

Auch von den von Marneros (2003) befragten rechtsextremistischen Gewalttätern waren 

zwei Drittel bereits polymorph auffällig. Bei der Mehrzahl der Taten handelte es sich um 

Eigentumsdelikte, die oftmals bereits in sehr frühen Jugendjahren begangen wurden (ebd. 

11). Ein früher Beginn einer kriminellen Karriere rechtsorientierter Straftäter bestätigt sich 

auch in anderen Studien. So stellen Frindte und Neumann (2002) fest, dass die erste 

Gewalttat im Schnitt bereits im Alter von etwa neuneinhalb Jahren und früher begangen 

wird (ebd. 138). Auch Lützinger (2010) stellt für die Befragten in Einzelfällen bereits erste 

soziale Auffälligkeiten und aggressives Verhalten im Grundschulalter fest (ebd. 28). 

Häufige und schon frühe Vorerfahrungen vor allem im Bereich der Eigentums- und 

Gewaltdelikte schilderten auch die befragten Gewalttäter der Hallenser Gewaltstudie. 

„Seitenlang berichteten die Jugendlichen von sinnlosen Schlägereien […]“, in denen sie aber 

ebenso häufig Täter wie Opfer waren (Bannenberg/Rössner 2000, 151). Gewalt wird 

augenscheinlich als legitimes Mittel angesehen, Konflikte zu lösen und eigene Interessen 

durchzusetzen (ebd. 152). 

Die Befunde für den Bereich Rechts deuten damit insgesamt auf eine auffällige 

Überschneidung zwischen klassischer Delinquenz, allgemeiner und fremdenfeindlicher 

Gewalt hin (vgl.: Wahl 2003, 227 oder Willems et al. 1993, 132), wobei der Anteil an 

sonstigen, nicht politisch motivierten Straftaten gegenüber den politisch motivierten Taten 

klar überwiegt. Auffallend sind hier insbesondere die frühzeitig begonnenen und lang 

andauernden kriminellen Karrieren, welche sich häufig bereits in sehr frühen sozialen 
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Auffälligkeiten und Gewalthandeln äußern und erst über den Anschluss an entsprechende 

Gruppen eine Politisierung erfahren. 

Auch wenn die Anzahl der Studien überschaubar ist, deutet sich zumindest eine etwas 

andere Befundlage im linksextremistischen Bereich an. Der Anteil an Personen, die aufgrund 

allgemeinkrimineller Straftaten rechtskräftig verurteilt wurden, liegt bei den 83515 vom 

Verfassungsschutz Berlin ausgewerteten Ermittlungsverfahren, die linksmotivierte 

Gewaltstraftaten zum Gegenstand hatten, bei 9%. Weitere 5% der Tatverdächtigen haben 

sowohl allgemeinkriminelle als auch politisch motivierte Straftaten begangen und nur 2% 

sind ausschließlich aufgrund politisch motivierter Delinquenz verurteilt worden. In nahezu 

jedem siebten (13%) Fall sind bereits schon mehrfach politisch motivierte Gewaltdelikte 

festgestellt worden16 (Senatsverwaltung für Inneres und Sport, Abteilung Verfassungsschutz 

Berlin 2009, 45 f.). 

Rechtsorientierte Personen fallen also offenbar häufiger als linksorientierte ebenfalls durch 

allgemeinkriminelle Taten auf. Dieses Ergebnis wird auch durch den Verfassungsschutz 

Berlin bestätigt. 47% der rechten Gewalttäter wiesen bereits Vorerkenntnisse im 

allgemeinkriminellen Bereich auf, davon 27% sogar ausschließlich in diesem Bereich 

(Senatsverwaltung für Inneres und Sport 2006, 45). Bei den linksmotivierten 

Tatverdächtigen lagen entsprechende Werte mit 14% bzw. 9% deutlich niedriger 

(Senatsverwaltung für Inneres und Sport 2009, 45). 12% der untersuchten rechten 

Gewalttäter wiesen bereits mindestens eine Haftstrafe ohne Bewährung auf 

(Senatsverwaltung für Inneres und Sport 2006, 45), bei den Linken waren es hingegen 3% 

(Senatsverwaltung für Inneres und Sport 2009, 45). 

Sowohl im Phänomenbereich Rechts als auch im Phänomenbereich Links verfügt ein nicht 

unerheblicher Anteil der untersuchten Täter bereits über kriminelle Vorerfahrung, mitunter 

                                                 

15 Zu diesen 835 Ermittlungsverfahren konnten 810 Tatverdächtige (689 verschiedene Personen) ermittelt 
werden. 

16 Untersucht wurden ausschließlich Taten, die in Berlin begangen wurden, es können keine Angaben zu Taten 
in anderen Bundesländern gemacht werden. 
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sogar verbunden mit justiziellen Sanktionen und Haftstrafen. Beide Gruppierungen weisen 

in hohem Maße auch Erfahrungen im allgemeinkriminellen, nicht politisch motivierten 

Bereich auf, wobei die allgemeinkriminelle Belastung im Bereich Rechts offenbar deutlich 

höher ist. Linke Täter scheinen dem Deliktsfeld der Politisch motivierten Kriminalität eher 

„treu“ zu bleiben bzw. werden mitunter ausschließlich in diesem auffällig. 

Zu beachten ist hierbei, dass es sich bei den vorliegenden Erkenntnissen wohl nur um die 

Untergrenze an begangenen Taten handelt, denn die Angaben betreffen lediglich Straftaten, 

welche den Ermittlungsbehörden bekannt geworden sind. Erkenntnisse zum Dunkelfeld 

liegen nicht vor. Auch Täter, zu denen zur kriminellen Vorerfahrung keine Erkenntnisse 

vorliegen, können bereits strafrechtlich in Erscheinung getreten sein. Weiterhin ist 

anzumerken, dass es sich im Fall der Auswertung von Ermittlungsakten bei den 

untersuchten Personen um Tatverdächtige handelt – eine verfahrensbeendende justizielle 

Bewertung liegt zu diesen Fällen somit noch nicht vor. Auch die Kategorisierung von Taten 

als ‚politisch motiviert‘ erweist sich in vielen Fällen als schwierig und lässt keinen 

Rückschluss auf die  der Tat tatsächlich zugrundeliegende Motivation zu. Insbesondere 

Gruppenprozesse (etwa das „Sich-beweisen-wollen“ oder Gruppensolidarität), die Suche 

nach Abwechslung und Action können ebenso tatauslösend sein wie etwa die allgemeine 

Gewaltbereitschaft eines Täters, der „sich die Opfer einfach unter den Schwächsten der 

Gesellschaft sucht“ (Lin 2002 zitiert nach Kopp/Betz 2007, 23). Entsprechend konnten etwa 

Kopp und Betz zeigen, dass Fremdenfeindlichkeit zwar ausschlaggebend für die Auswahl der 

Opfer ist, handlungsleitend seien allerdings eher Emotionen, der Gruppenkontext und der 

gemeinsame Alkoholkonsum. Ausländerhass und Fremdenfeindlichkeit stünden erst an 

zweiter Stelle der festgestellten handlungsleitenden Motive (ebd. 24). 

Zu polizeilichen Vorerkenntnissen zu islamistischen Personen liegen kaum Informationen 

vor, da der Fokus solcher Studien in der Regel nicht soziobiographisch ist, sondern eher 

Erscheinungsformen des radikalen Islam oder die Verbreitung radikaler Einstellungen 

fokussiert werden. 

Eine Untersuchung der Attentäter der geplanten oder durchgeführten Anschläge von 

Madrid, Amsterdam, London, Sydney/Melbourne und Toronto in den Jahren 2004 bis 2006 
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durch das New York City Police Department zeigt, dass diese in der Regel keine, und wenn 

nur eine geringe kriminelle Vorbelastung aufwiesen (NYPD 2007, 23).  

Zwei der in der Studie von Lützinger (2010) befragten Islamisten wiesen keinerlei kriminelle 

Aktivitäten auf. Bei den anderen vier Befragten war auffallend, dass die zumeist (allgemein-) 

kriminellen Aktivitäten mit der Sozialisierung in die Szene entweder eingestellt wurden, da 

sie dem Bild vom ̔guten Muslim̕ diametral gegenüberstanden, oder die kriminellen 

Aktivitäten in den Bereich der Politisch motivierten Kriminalität verlagert wurden (ebd. 54).  

Dies bestätigt sich auch in dem gemeinsamen Bericht über die 378 bis Ende Juni 2014 nach 

Syrien Ausgereisten durch das Bundesamt für Verfassungsschutz, das Bundeskriminalamt 

und das Hessische Informations- und Kompetenzzentrum gegen Extremismus (2014). Zu 

249 der 378 ausgereisten Personen lagen Informationen zu etwaigen Vorstrafen vor. Von 

diesen 249 waren vor dem Beginn der Radikalisierung bereits 117 durch Straftaten auffällig 

geworden. Bei diesen Taten handelte es sich zum großen Teil um Gewalt- (28%), Eigentums- 

(28%) und Drogendelikte (15%). PMK-Straftaten machten nur einen Anteil von 2% aus. 

Nach der Radikalisierung liegen Informationen zu 16117 Personen vor. Der Anteil der PMK-

Straftaten entspricht hier 32%. Auf die anderen Deliktsbereiche entfallen niedrigere Anteile 

(Gewaltdelikte: 23%; Eigentumsdelikte: 20%;  Drogendelikte: 4%; ebd. 12 f.). 

Zumindest jüngere Forschungsbefunde zeichnen bezüglich der kriminellen Vorbelastung 

islamistisch orientierter Personen ein ähnliches Bild wie zu den Phänomenbereichen Links 

und Rechts. Auch islamistisch orientierte Personen sind bereits vor der Radikalisierung 

durch ein breites Spektrum an Straftaten aufgefallen. Stark vertreten waren hier neben 

Eigentums- und Drogendelikten vor allem, ähnlich wie im Bereich Rechts, Gewaltdelikte. 

                                                 

17 Die Angaben zu Personen „nach der Radikalisierung“ sind nicht zwangsläufig deckungsgleich zu den 
Angaben der Personen „vor der Radikalisierung“, wenngleich eine hohe Schnittmenge zu vermuten ist. 
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4.2.5 Zwischenfazit Personale Ebene 

Während links- und islamistisch orientierte Personen in der Regel eher eine erfolgreiche 

Bildungsbiographie mit entsprechenden Bildungsabschlüssen aufweisen, steigen 

rechtsorientierte Personen häufig bereits frühzeitig aus dem Bildungssystem aus. 

Entsprechend verfügen diese damit nur selten über höhere formale Bildungsqualifikationen. 

Die bereits in der Schule gemachten Desintegrationserfahrungen setzen sich in der Regel im 

Berufsleben fort, da aufgrund von Qualifikationsdefiziten keine Integration in den 

Arbeitsmarkt gelingt. Zwar weisen Linksorientierte zumeist höhere Bildungsabschlüsse auf, 

dennoch legen die Befunde zu den Arbeitslosenquoten in diesem Milieu nahe, dass auch hier 

keine Integration in den Arbeitsmarkt gelingt. Das mit der Arbeitslosigkeit einhergehende 

Fehlen von identitätsstärkenden Kompetenzerfahrungen, Anerkennung und Perspektiven 

und daraus resultierende Gefühle der Ohnmacht bestärken den Wunsch, wieder „Herr der 

eigenen Lage“ sein zu wollen und begünstigen die Hinwendung zu extremistischen Milieus. 

Da die sich im Zeitverlauf kumulierenden Desintegrationserfahrungen, vor allem im rechten 

Bereich, ihren Ursprung häufig bereits in der Schule haben, müssen hier verstärkte 

Anstrengungen unternommen werden, um ihnen möglichst frühzeitig entgegenzuwirken 

(Müller 1997 ebd. 244). 

Betrachtet man die kriminelle Vorbelastung der untersuchten rechts-, links- und islamistisch 

orientierten Personen zeigt sich, dass ein nicht unerheblicher Teil bereits strafrechtlich in 

Erscheinung getreten ist. Zwar werden linke Personen deutlich seltener polizeilich registriert 

und bleiben eher dem Bereich der politisch motivierten Kriminalität „treu“, doch ist laut 

Verfassungsschutz Berlin auch im linken Bereich jede zehnte Person (10%) als verurteilter 

Täter in Erscheinung getreten (Senatsverwaltung für Inneres und Sport 2009, 45 f.). Zwar 

liegen für islamistisch orientierte Personen keine Verurteiltenzahlen vor, doch auch hier 

zeigt sich eine polymorphe Auffälligkeit, die sich zumeist erst nach der Radikalisierung vor 

allem auf den Bereich der PMK-Straftaten fokussiert.  

Hinsichtlich der Frage, inwiefern justizielle Sanktionen kriminalitätsfördernd oder -

hemmend wirken und damit entweder Risiko- oder Schutzfaktoren darstellen, ergibt sich 

aus den Studien ein heterogenes Bild. Dies ist nicht zuletzt auch den mitunter deutlich 
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heterogenen, kaum vergleichbaren Stichproben geschuldet. Neben Untersuchungen, die 

sich auf selbstberichtete Delinquenz stützen, finden sich Studien bzw. Befunde, die auf 

Tatverdächtigen und Personen beruhen, deren Verfahren gegen Auflagen eingestellt 

wurden, bis hin zu Studien, in denen abgeurteilte Täter mit mehrjährigen Haftstrafen 

untersucht wurden. 

Die reine Verbüßung von Haft scheint insgesamt eher kriminalitätsfördernd als -hemmend 

zu wirken. Ursächlich hierfür ist zunächst der Umstand, dass die Erfahrungen der sozialen 

Isolation und der gesellschaftlichen Desintegration, die als relevante Risikofaktoren einer 

Radikalisierung anzusehen sind, durch Haftaufenthalte weiter verstärkt werden. 

Insbesondere lange Haftstrafen führen häufig zum Bruch mit dem sozialen Umfeld. Der 

biographische Bruch beschränkt zusätzlich die häufig ohnehin eingeschränkten 

Möglichkeiten der gesellschaftlichen Teilhabe. Die in der Haft erfahrenen rigiden 

Sozialisationsbedingen, Schikanen durch andere Häftlinge und Personal sowie der 

‚notgedrungene‘ Zwang, Gewalt ausüben zu müssen, um sich gegen andere Gefangene zu 

schützen, tragen eher nicht dazu bei, vorhandene dysfunktionale Bewältigungsmuster und 

Konfliktlösungsstrategien abzulegen. Entsprechend konstatiert Böttger (1998) für die von 

ihm befragten Täter, dass der Vollzug insgesamt keinen Beitrag zur Resozialisierung leistet 

und die Gewaltbereitschaft eher noch befördert habe (ebd. 366 f.). 

Allerdings wird insbesondere der durch die Inhaftierung erzwungene Bruch mit dem 

sozialen Umfeld von Befragten immer wieder auch als Grund des Ausstiegs aus 

entsprechenden Szenen angeführt (vgl.: Bannenberg/Rössner 2006, 148). Dieser Bruch geht 

allerdings nicht unbedingt, wie Frindte und Neumann (2002) zeigen, auch mit einer 

Änderung der Einstellung einher (ebd. 152). 

Vor diesem Hintergrund scheint der Ruf nach mehr und höheren Strafen  verfehlt. Denn vor 

allem bei den von rechten Akteuren begangenen Gewalttaten handelt es sich in der Regel 

nicht um rational geplante sondern um spontane, aus gruppendynamischen Prozessen 

heraus begangene Taten, bei deren Begehung eben offenbar keine möglichen 

(strafrechtlichen) Konsequenzen bedacht werden (vgl.: Müller 1997, 222). Erschwerend 

kommt der Umstand hinzu, dass – insbesondere für das Jugendalter typisch – das eigene 

Verhalten und seine Auswirkungen auf die eigene Zukunft nur begrenzt kritisch reflektiert 
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werden (Kopp/Betz 2007, 13). So verwundert es nicht, dass die von Müller (1997) befragten 

rechtsmotivierten Gewalttäter die Frage, ob sie bei Tatbegehung mögliche strafrechtliche 

Konsequenzen antizipiert hätten, fast durchgehend verneinten (ebd. 222). 

Kopp und Betz (2007) hingegen konnten in ihrer Analyse zur Rückfälligkeit von 79 zur 

Bewährung verurteilten rechten Gewalttätern zeigen, dass die Angst vor einer Inhaftierung 

zumindest vordergründig die größte Motivation darstellte, nicht erneut straffällig zu werden. 

Dieser Effekt verstärke sich zudem, wenn die Täter vorher bereits eine Untersuchungshaft 

durchlaufen hätten und ihnen somit die Ernsthaftigkeit der Lage begreiflich geworden sei. 

Um einem Rückfall jedoch nachhaltig entgegen zu wirken, bedarf es flankierender, 

präventiver Maßnahmen, wie etwa Angeboten zur Entwicklungsförderung oder die 

Auseinandersetzung und Reflexion der Taten, beispielsweise in Form des Täter-Opfer-

Ausgleichs (vgl. ebd., 55). 

Der Konsum von Alkohol stellt nicht per se einen Risikofaktor dar, allerdings ist der 

problematische Konsum von Alkohol zumeist sowohl Folge als auch Auslöser 

individualbiographischer Problemlagen, die wiederrum eine Hinwendung zum Extremismus 

begünstigen. Darüber hinaus kommt dem Konsum von Alkohol, vor allem im rechten 

Bereich, eine entscheidende Rolle im Tatvorlauf zu.  

Vor allem muslimische Jugendliche berichten vielfach von Diskriminierungs- und 

Ausgrenzungserfahrungen. Die Ausgrenzungen müssen nicht persönlich erlebt worden sein 

– von Relevanz scheinen auch indirekte Diskriminierungserfahrungen. Diese berichteten 

Diskriminierungserfahrungen spiegeln sich auch in den angeführten, jüngst veröffentlichten 

Einstellungsstudien zum Thema Islam wider. Es ist davon auszugehen, dass die direkten und 

indirekten Diskriminierungserfahrungen desintegrative und demokratiefeindliche 

Einstellungen als auch einen Rückzug in die Eigengruppe befördern, in der Gruppen- und 

Isolationsprozesse ihre Wirkungen entfalten (Heitmeyer 1997, 161 f.). Auch hier ist 

wiederum zu betonen, dass Diskriminierungserfahrungen meist nicht allein ursächlich für 

eine Radikalisierung sind, sondern einen Faktor in einem meist komplexen Wirkungsgefüge 

darstellen.  
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Die bisher thematisierten Risikofaktoren stechen aus der Gesamtschau der gesichteten 

Studien hervor und können als zentrale Bedingungsfaktoren einer Radikalisierung 

angesehen werden. Gleichfalls ist hiermit jedoch nur ein kleiner Ausschnitt von (darüber 

hinaus durchaus denkbaren, aber noch nicht näher untersuchten) Faktoren angesprochen, 

die eine Hinwendung zum Extremismus begünstigen können. Festzuhalten ist, dass es 

zumeist nicht ein einzelner Risikofaktor ist, der zu einem delinquenten Lebensentwurf führt. 

In der Regel kommt ein Konglomerat von Faktoren mit je spezifischen Wechselwirkungen 

zum Tragen. Dabei scheint kein wie auch immer gearteter Automatismus zu wirken: Das 

Vorliegen selbst schwierigster biographischer Ausgangsbedingungen mündet nicht 

zwangsläufig in eine deviante Karriere bzw. strafbewehrtes Verhalten. Ein Grund hierfür 

kann etwa das Vorliegen von Schutzfaktoren sein, wie zum Beispiel erlernte positive 

Bewältigungsmuster oder soziale Unterstützung außerhalb risikobehafteter Umfelder, die 

negative Einflüsse abmildern können.  

4.3 Mikro-/Mesoebene 

4.3.1 Familie 

Die Familie ist die zentrale Instanz der primären Sozialisation und prägt das Aufwachsen des 

Kindes in besonderem Maße. Die wichtigste Bezugsperson stellt, aufgrund der Befriedigung 

der Grundbedürfnisse, zunächst die Mutter dar; die Bindung an weitere Menschen hängt 

davon ab, inwieweit sie in der Lage sind, zum Wohlbefinden des Kindes beizutragen 

(Lewinski 2006, 57 f.). Entscheidend sind hierbei vor allem Dauer und Beständigkeit der 

Bindung. Entsprechend gelten vor allem strukturell gestörte Familien, innerhalb derer das 

Kind mit nur einem Elternteil aufwächst, als Risikofaktor. Bereits in Untersuchungen zu 

jungen Rechtsextremisten, die noch vor 1933 der NSDAP beigetreten waren, zeigte sich, 

dass fremdenfeindliche Gewalttäter deutlich häufiger in unvollständigen Familien 

aufgewachsen sind (vgl.: Karstedt 1994, 243). Der überwiegende Anteil der von uns 

gesichteten Studien lässt schon bei alleiniger Betrachtung der Familienstruktur einen 

auffallend hohen Anteil an strukturell gestörten Familiensituationen offenkundig werden. 
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Von den 61 untersuchten rechtsextremistischen Gewalttätern in der Studie von Marneros 

(2003) berichten 33 von einer Trennung der Eltern, 14 über Heimerfahrungen, und sechs von 

einem Aufwachsen ohne Vater oder Mutter (ebd. 4). Auch bei den 160 von Müller (1997) 

anhand von Akten und Interviews untersuchten rechten Gewaltstraftätern liegt der Anteil 

derer, die in einer unvollständigen Familienkonstellation aufwuchsen, bei fast der Hälfte 

(ebd. 45).  

Darüber hinaus liegen in Fällen einer strukturell intakten Familienkonstellation zumeist 

schwerwiegendste innerfamiliäre Bedingungen, wie etwa Suchtproblematiken, Gewalt oder 

emotionale Instabilität vor. So berichteten 34% der von Marneros (2003) untersuchten 

Gewalttäter über eine bei einem Elternteil vorliegende Sucht und 66% erlebten Gewalt in der 

Ursprungsfamilie. Insgesamt wiesen 69% der Untersuchten eine Broken-Home-Situation 

auf. Auch die 2418 befragten Täter der Hallenser Gewaltstudie berichten über erhebliche 

Störungen der familiären Beziehungen und ein hohes Maß an innerfamiliärer 

Gewalterfahrung. So sei das Fehlen des Vaters bei den untersuchten Jugendlichen eher die 

Regel denn die Ausnahme. Gewalt, Alkohol, Gleichgültigkeit und soziale Inkompetenz 

prägten so das Aufwachsen der zumeist rechtsorientierten Jugendlichen 

(Bannenberg/Rössner 2000, 136f.). Die fremdenfeindlichen Gewalttäter der Befragung von 

Frindte und Neumann berichten dreimal häufiger19 von starker körperlicher 

Gewaltanwendung als die Befragten der Kontrollgruppe. Auch in der Befragung Lützingers 

(2010) berichtet der Großteil der Befragten sowohl von Rechts (jeweils zwei Drittel der 

Befragten) aber auch von Links über innerfamiliäre Gewalterfahrungen, wobei schwerste 

Gewalt mit dem Risiko bleibender Schäden (die z.T. tatsächlich auftraten) häufiger in den 

Familien rechtsorientierter Kinder und Jugendlicher vorzukommen scheint.  

Eine Broken-Home-Situation, die heutzutage eine weit verbreitete Sozialisationsbedingung 

darstellt, führt nur bei einem geringen Anteil der Betroffenen zu problematischen 

Entwicklungen. Die Trennung der Eltern oder das Aufwachsen bei alleinerziehenden 

                                                 

18 Von den 24 Befragten, bezeichneten sich 17 als (früher) rechtsdenkend bzw. Skinheads mit 
ausländerfeindlicher Einstellung. 

19 Dieser Unterschied ist zudem auf dem 99% -Niveau signifikant. 
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Elternteilen stellen nicht per se Risikofaktoren dar.  Zwar zeigt sich, dass ein im Verhältnis zu 

entsprechenden Vergleichsgruppen großer Teil vor allem der Rechtsorientieren in 

strukturell unvollständigen Familien aufwuchs (vgl.: Wahl 2003, 130), insgesamt scheint aber 

weniger die strukturelle Unvollständigkeit der Familie von Bedeutung, als vielmehr die 

Qualität der innerfamiliären Beziehungen: Konflikte, Süchte, Gleichgültigkeit und vor allem 

Gewalt stellen offenbar zentrale Risiko- bzw. Push-Faktoren dar, die zum Ausbruch aus der 

Familie und dem Anschluss an deviante Peergroups sowie eigene Gewaltanwendung 

motivieren. Mit der strukturellen Störung der Familie gehen offenbar allerdings 

weitergehende emotional-soziale Störungen der Familienbeziehungen einher. So 

berichteten die Gewalttäter der Studie von Wahl signifikant häufiger von einem kalten 

Familienklima, Streit mit den Eltern, Desinteresse und inkonsistentem Erziehungsverhalten 

als entsprechende Personen der befragten Kontrollgruppe (Wahl 2003, 132).   

Insbesondere die Beschädigung des Selbstwertgefühls durch erlebte Gewalt führt auf der 

Handlungsebene oftmals zu eigener Gewaltanwendung, um Selbstsicherheit und Stärke 

zurückzugewinnen. Und auf der Orientierungsebene befördern eben jene 

Gewalterfahrungen die Übernahme von Ideologien oder ideologischen Versatzstücken, da 

diese zumindest subjektive Sicherheit zu vermitteln scheinen (vgl.: Heitmeyer et al. 1997, 

57). Eigene, zumeist in der Herkunftsfamilie gemachte Gewalterfahrungen stellen somit 

offenbar einen zentralen Risikofaktor sowohl für Radikalisierungsprozesse als auch für 

eigene Gewaltanwendung dar. 

Den vorliegenden Studien im Bereich Links sind in weiten Teilen keine Aussagen über 

familiäre Hintergründe der Befragten zu entnehmen. Olson stellt in seiner 

phänomenübergreifenden Betrachtung der „dem harten Kern“ zuzurechnenden 

extremistischen Gewaltstraftäter allerdings fest, dass die Befragten alle aus gut 

funktionierenden, gebildeten, berufstätigen Familien stammten (Olson 2009, 19). Allerdings 

äußerten die Befragten immer wieder, dass die extremistischen Gruppierungen, welchen sie 

sich angeschlossen hatten, als eine Art Familienersatz fungierten, und sie mit der 

Hinwendung zur extremistischen Gruppe gegen die Herkunftsfamilie rebellieren bzw. sich 

von dieser separieren wollten (ebd. 13 f.). Inwieweit dies auf altersphasentypische 

Ablösungsprozesse vom Elternhaus oder auf dahinterliegende binnenfamiliäre Belastungen 

zurückzuführen ist, bleibt weitgehend offen. 



 

 67 

In diesem Kontext ist die Beobachtung interessant, dass einige Befragte äußerten, sich aus 

dem extremistischen Umfeld zurückgezogen zu haben, da ihnen bewusst geworden sei, wie 

sehr sie ihre Familien und Freunde durch ihre Aktivitäten belasteten (ebd. 53 f.). Die von Neu 

(2012) befragten 35, dem erweiterten linksextremistischen Sympathisantenumfeld 

zuzurechnenden Jugendlichen geben eine größtenteils positive Beziehung zu ihren 

Elternhäusern an. Allerdings handelt es sich bei den Befragten eben explizit nicht um 

Linksextremisten. Baier und Pfeiffer (2011) konnten in ihrer Befragung von 3 167 Schülern 

allgemeinbildender Berliner Schulen jedoch einen signifikanten Einfluss von elterlicher 

Gewalt auf die Entwicklung linksextremistischer Einstellungsmuster nachweisen. 

Jugendliche, die in der Kindheit erfahrene schwere Elterngewalt  angaben, wiesen fast 

dreimal so häufig (13%) (eher) linksextreme Einstellungsmuster und entsprechendes 

linksextremistisches Verhalten auf, wie Jugendliche, die nach eigenen Angaben nie Gewalt 

im Elternhaus erfahren haben (5%) (ebd. 163). Nahezu identische Ergebnisse werden für die 

Entwicklung rechtsextremistischer Einstellungen berichtet. Auch hier entwickelten 

Jugendliche, die elterliche Gewalt erfahren hatten, neunmal häufiger (eher) rechtsextreme 

Einstellungsmuster (ebd. 172). 

Angaben zu den familiären Hintergründen islamistischer Extremisten liegen bis dato zumeist 

in Form journalistischer oder sicherheitsbehördlicher Auswertungen von Einzelbiographien 

vor. Bei den hier betrachteten Tätern handelt es sich zumeist um die federführenden 

Attentäter geplanter oder durchgeführter terroristischer Anschläge, wie etwa jenen in New 

York, Madrid, London oder Toronto. Das New York Police Department (NYPD 2007, 23, 26) 

stellte etwa fest, dass die betrachteten Jihadisten überwiegend Mittelklasse- und 

wohlhabenden Familien entstammten, wobei der Studie nicht zu entnehmen ist, was 

konkret unter „Mittelklassefamilien“ verstanden wird. Lediglich für zwei der 19 

untersuchten Attentäter werden einschneidende familiäre Ereignisse benannt, die eine 

Hinwendung zur Radikalität begünstigt haben könnten. So verließ etwa die Mutter eines 

Attentäters der Anschläge von London 2005 die Familie, was eine traumatische Erfahrung 

für diesen darstellte und ihn dazu gebracht haben könnte, familiäre Geborgenheit und 

Unterstützung in einer salafistischen Moschee zu suchen (ebd. 34). Der Tod des Vaters eines 

der Attentäter vom 11. September 2011 wurde entsprechend als Katalysator für seine 

vertiefte Hinwendung zum Glauben gewertet (ebd. 78). Insgesamt lassen sich aus diesen 

wenigen Erkenntnissen aber keine Rückschlüsse auf familiale Belastungsfaktoren 
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islamistisch orientierter Personen ableiten – auf umfassendere systematische 

Untersuchungen zur Bedeutung der Sozialisationsinstanz Familie mit Blick auf (deutsche) 

salafistische-jihadistische Akteure kann noch nicht zurückgegriffen werden.  

Zu den Spielarten eines linken und salafistischen Extremismus sind eindeutige 

Forschungsdesiderate zur Frage der familiären Sozialisation festzustellen und damit eine 

vergleichende diesbezügliche Betrachtung des Radikalisierungsgeschehens in den 

unterschiedlichen extremistischen Milieus kaum möglich. Elf der von uns betrachteten 

Studien benennen Risikofaktoren, die im familiären Umfeld zu verorten sind. Vor allem ein 

emotional gestörtes Familienklima mit entsprechend dysfunktionalen familiären 

Bewältigungsstrategien sowie Gewalterfahrungen im Elternhaus können hier als zentrale 

Risikofaktoren für die Entwicklung abweichender Verhaltensmuster angesehen werden. Da 

der Fokus der ausgewerteten Studien zumeist auf den Entstehungsbedingen von 

Radikalisierung und damit einhergehendem strafbewehrten Verhalten liegt, werden in der 

Regel Personen befragt, bei denen sprichwörtlich das Kind bereits in den Brunnen gefallen 

ist – also keine Schutzfaktoren vorlagen, die risikobehafteten Einflüssen hätten 

entgegenwirken können. Dementsprechend findet nahezu keine Thematisierung eben jener 

schützenden Faktoren statt. Als schützender Faktor kann jedoch allgemein ein positives, 

unterstützendes und vertrauensvolles Familienklima angesehen werden, in welchem eine 

altersgerechte Persönlichkeitsentwicklung sowie das Erlernen konstruktiver 

Bewältigungsmuster und Konfliktlösungsstrategien möglich ist (Kopp/Betz 2007, 48 f.). Ein 

ebensolches familiales Klima wirkt einer Radikalisierung allerdings ebenso entgegen wie 

einer allgemeinen Delinquenz. 

4.3.2 Peergroup 

Als relevante Einflussfaktoren, wenn nicht sogar die einflussreichsten im Prozess der 

Radikalisierung, erscheinen allein bei kursorischer Sichtung der Forschungslandschaft 

Freunde und Freundeskreise bzw. Peergroups. Immer wieder betonen Extremisten in 

Interviews die Bedeutung ihrer Gruppen als Familienersatz (vgl. etwa hierzu Olson 2009, 14; 

Lützinger 2010, 27). Der Clique kommt allgemein eine Kompensationsfunktion zu, die 
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offenbar umso stärker wirkt, je negativer das Familienklima ist. Rieker (2007) konnte 

Zusammenhänge zwischen den Beziehungsqualitäten in den Familien und Peers sowie 

fremdenfeindlichen Ausprägungen aufzeigen. So berichten Jugendliche aus konfliktreichen 

und problembehafteten Familienverhältnissen eher von unverbindlichen Cliquenkontakten 

und wiesen eher aggressive Ausprägungen fremdenfeindlicher Orientierungen auf, während 

Jugendliche, die von harmonischen Elternhäusern berichten, häufiger auch individuelle 

Freundschaften und Partnerschaften pflegten und sich eher verhalten ethnozentrisch 

äußerten (ebd. 36). Dies spiegelt sich deutlich auch in den vorliegenden Studien wider. Zwei 

Drittel der von Frindte und Neumann (2002) befragten Gewalttäter geben an, durch 

entsprechende Gruppierungen ein Gefühl der Zugehörigkeit, emotionalen Unterstützung, 

Akzeptanz und Anerkennung zu erfahren. 88% erklären, dass die Clique einen großen 

Einfluss auf ihr Leben habe, wohingegen nur die Hälfte der Befragten angab, die eigene 

Mutter hätte eine Bedeutung für das eigene Aufwachsen gehabt, beim Vater war es sogar 

nur ein Drittel (ebd. 123, 138). Über den Anschluss an diese Gruppierungen erleben die 

Jugendlichen eben jenen sozialen Zusammenhalt, den sie in den häufig hoch 

konfliktbehafteten Familien nicht erfahren.  

Auch fehlende soziale Anerkennung in anderen sozialen Bereichen, wie etwa der Schule 

oder im Beruf, kann über die soziale Gratifikation der Clique kompensiert werden. Die 

Gruppe ermöglicht Solidaritätserfahrungen und Statuserwerb, die andernorts verwehrt 

bleiben. Der natürliche Wunsch zu zeigen „wer man ist“, Spuren zu hinterlassen und sich 

Ziele zu setzen, dessen Erfüllung einem immer größeren Teil von Jugendlichen faktisch 

verwehrt bleibt, kann über die militante Gruppe verwirklicht werden. Ein extremistischer 

Gewalttäter der Studie Olson (2009) äußert hierzu: “the story of having been a part of making 

history in the subculture. I think that this was very much the driving force for me” (ebd. 12). 

Häufig fallen diese Jugendlichen, bedingt durch hoch problematische Familienverhältnisse, 

bereits lange vor dem Anschluss an entsprechende Gruppierungen durch deviantes 

Verhalten und Gewalthandlungen auf, die die Sozialisation in „konforme“ 

Gleichaltrigengruppen erschweren. Viele der von Bannenberg und Rössner (2006) befragten 

Jugendlichen berichten, ausgeschlossen worden zu sein oder aber sich über die Provokation 

anderer Kinder auch selbst bewusst ausgeschlossen zu haben (ebd. 147). Dieser Prozess der 

sich gegenseitig verstärkenden Ausgrenzung mündet oftmals im Anschluss an Gruppen mit 
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ähnlichen sozialen Problemen, in denen das eigene abweichende Verhalten und die sozialen 

Auffälligkeiten nicht problematisiert, sondern sogar begrüßt werden (ebd.). Ein Großteil der 

in dieser Studie befragten Jugendlichen gibt an, sich bereits im Alter von 10 - 12 Jahren an 

Gruppierungen, zumeist älterer Jugendlicher, die ebenfalls durch abweichendes Verhalten 

wie Schulschwänzen, aber auch Kriminalität aufgefallen waren, angeschlossen zu haben 

(ebd. 146). 

Dass hierbei weniger eine Ideologie im Vordergrund gestanden hat, sondern eher der 

Wunsch nach sozialer Anerkennung, Akzeptanz und einem Zugehörigkeitsgefühl, zeigen 

auch die Ergebnisse von Frindte und Neumann (2002). Die von ihnen untersuchten rechten 

Gewalttäter fielen durch erste Gewalttaten bereits im Alter von etwa neun Jahren auf. Der 

Anschluss an eine rechtsextremistische Gruppierung, in deren Rahmen dann eine 

Ideologisierung eintrat, erfolgte im Schnitt erst vier Jahre später, in der Regel in der 7. oder 

8. Klassenstufe. Die erste fremdenfeindliche Gewalttat wurde zumeist erst etwa 1,5 Jahre 

später begangen (ebd. 138). Der Zustimmung zu den in der Gruppe vorhandenen 

extremistischen Einstellungen und thematisierten Inhalten kommt hierbei eher die 

Bedeutung eines Kennzeichens der Verbundenheit mit der Gruppe zu, als dass eine 

tatsächliche Überzeugung von den Inhalten vorliegt (vgl. Krüger 2008, 100). Olson (2009) 

zufolge komme der Ideologie hier eher die Funktion eines Jargons zu, mit welchem eben 

diese Zugehörigkeit, vor allem auch gegenüber anderen Gruppierungen, kommuniziert 

werden kann (ebd. 40). Diese Abgrenzung und Positionierung der Gruppe gegenüber 

anderen Gruppierungen, auch unter Anwendung von Gewalt, stärkt und stabilisiert den 

Zusammenhalt der Gruppenmitglieder (Bannenberg/Rössner 2006, 146). Derartige 

Mechanismen lassen sich im rechten wie im linken Spektrum gleichermaßen beobachten. So 

stellen auch Matuschek et al. (2008) in ihrer Befragung von Personen aus der Antifa fest, 

dass das „Wir-Gefühl“ sich auch hier über die Abgrenzung gegenüber „Rechten“ etabliert. 

Das Selbstverständnis als politischer Widerpart der abgelehnten politischen Ausrichtung 

stabilisiert den inneren Zusammenhalt und die Solidarität innerhalb der Gruppe und stärkt 

hierüber die Gruppenidentität (ebd. 25). Kontakte werden in der Regel nur noch mit 

„Gleichgesinnten“ gepflegt, die das vorherrschende Weltbild bestätigen; korrektive 

Gegenpositionen werden nicht mehr zugelassen und als „unpolitisch“ oder „uninteressiert“ 

abqualifiziert. Eigene gruppenspezifische Deutungsmuster werden implizit als Wahrheit 

gesetzt und entziehen sich so der kritischen Auseinandersetzung (ebd. 26). Aber auch die 
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Bevölkerungsmehrheit reagiert zunehmend skeptisch auf die von der Gruppe gelebten 

Verhaltensmuster. Es kommt zu einem wechselseitigen Isolationsprozess der Gruppe, in 

welchem allgemein gültige Norm- und Wertesysteme durch abweichende 

Wertvorstellungen ersetzt werden. Die Gruppe wird zum einzig akzeptierten Referenzpunkt. 

Auch die auf Straf- und Gewalttaten folgende staatliche Repressionen kann so die 

Gruppenidentität stärken und vorherrschende Ohnmachtsphantasien bestätigen (Böllinger 

2006, 62 ff.). Wahl et al. (2001) konnten zeigen, dass Gruppen ausländerfeindlicher 

Gewalttäter höhere Übereinstimmungen hinsichtlich Musikvorlieben, politischen Ansichten, 

Menschen generell, dem Verhalten in schwierigen Situationen und Aktivitäten aufweisen, 

also deutlich homogener waren, als entsprechende Vergleichsgruppen (ebd. 272 f.).  

Ähnliche Beobachtungen dokumentiert auch die Studie des New York Police Department 

(2007): Dem Anschluss an eine Gruppe Gleichgesinnter kommt eine zentrale Bedeutung zu. 

Ursächlich hierfür seien aber offenbar weniger konflikthafte Elternhäuser oder eine durch 

Verhaltensauffälligkeiten bedingte soziale Isolation, sondern eher Lebenskrisen, die zu einer 

Erschütterung der eigenen Glaubensgrundsätze führen und damit für neue Weltsichten 

empfänglich machten (ebd. 4). Vor allem die Suche nach Identität aufgrund eines Hin- und 

Hergerissen Seins zwischen dem religiösen Erbe der Herkunftskultur und westlicher 

Säkularität mache empfänglich für extremistische Ideologien (ebd. 5). Die erlebten Krisen 

führten zur Suche nach Gleichgesinnten, die mehr und mehr zum einzigen kommunikativen 

Bezugspunkt erwachsen und die Außenwelt ersetzen (ebd. 24). Das Gruppendenken 

beschleunige den Prozess der Radikalisierung, die Loyalität gegenüber der Gruppe zähle 

bald mehr als die Beziehungen zu allen anderen.  

Auch Sageman (2004) konnte zeigen, dass sich nur ein Bruchteil der von ihm untersuchten 

Jihadisten allein aufgrund des religiösen Glaubens, ohne die Einwirkung von Freunden, 

radikalisierte. Maßgeblicher Faktor für eine Rekrutierung für den Jihad waren soziale 

Bindungen und damit verbundene Verpflichtungen (ebd. 115). Die Ergebnisse der 

gemeinsamen Auswertung des Bundesamtes für Verfassungsschutz, des 

Bundeskriminalamtes und des Hessischen Informations- und Kompetenzzentrums gegen 

Extremismus (HKE) zu den Syrienausreisenden bestätigen die Befunde zur Relevanz der 

Freunde oder des Freundeskreises im Prozess der Radikalisierung. Bei 128 der 221 Personen 

zu denen Angaben über einen oder mehrere Gründe der Radikalisierung vorlagen, spielten 
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Personen des unmittelbaren Nahbereichs (Freunde, Familie, Schulkontakte) eine Rolle bei 

der Radikalisierung20. Bei 35 Personen wurde das Umfeld sogar als einziger Einflussfaktor 

genannt (Bundesamt für Verfassungsschutz, Bundeskriminalamt & Hessisches Informations- 

und Kompetenzzentrum gegen Extremismus 2014, 14). 

Neben Faktoren wie sozialer Anerkennung, dem Wunsch des Akzeptiert-Werdens oder der 

emotionalen Unterstützung wird die Möglichkeit zur Gewaltausübung vor allem von 

rechtsorientierten Jugendlichen immer wieder als Grund für den Anschluss an 

entsprechende Gruppierungen benannt (Bannenberg/Rössner 2006, 147). Warum es zur 

Gewaltausübung des Anschlusses an eine Gruppe bedarf, erläutert Müller (1997). Gewalt sei 

Ausdruck eines sozialen Prozesses und nicht allein auf das individuelle Verhalten 

zurückzuführen. Zwar sei Gewaltbilligung und -bereitschaft ein Ergebnis individueller 

Sozialisation, zu Gewalttätigkeit werden diese aber erst im Interaktionskontext, etwa in 

Gruppensituationen. Selbst grundsätzlich gewaltablehnende Einstellungen können so 

situativ irrelevant werden (ebd. 16). Entsprechend lässt sich auch nachvollziehen, warum es 

sich bei politisch motivierten Gewalttaten zum weit überwiegenden Teil um Gruppendelikte 

handelt. Bei den linksorientierten Personen ist der Anteil an Gruppentaten sogar deutlich 

höher als bei rechtsorientierten. Hier scheint dem Gruppenkontext aufgrund der geringeren 

Gewaltbilligung und -bereitschaft innerhalb der Szene und der damit höheren 

Hemmschwelle zu Gewaltanwendung eine höhere Bedeutung zuzukommen. So handelte es 

sich bei 87% der vom Berliner Verfassungsschutz untersuchten linken Gewalttaten um 

Gruppentaten: Bei einer ähnlich angelegten Studie im rechten Bereich ergaben sich Werte 

von 60% (Senatsverwaltung für Inneres und Sport, Abteilung Verfassungsschutz Berlin 2009, 

37; Senatsverwaltung für Inneres und Sport, Abteilung Verfassungsschutz Berlin 2006, 31). 

Bei der Ausführung islamistischer Anschläge sei Gruppendenken der stärkste Katalysator für 

das Begehen terroristischer Anschläge. Dieses vervielfältige die Kräfte des radikalen 

Denkens und schaffe ein Umfeld des Wettstreits darüber, wer der Radikalste sei (ebd. 8). 

Ähnlich äußern sich auch die von Olson (2009) befragten PMK-Straftäter: Zwar sei nicht die 

Möglichkeit der Gewaltanwendung entscheidend für den Gruppenanschluss gewesen, 

                                                 

20 Häufigkeiten (Mehrfachnennungen möglich): Familie (38), Freunde (114), und Schulkontakte (7). 
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allerdings berichten auch diese ausnahmslos über den „Kick“, den sie bei der Begehung der 

militanten Aktionen verspürt hatten, der der Ausübung einer Extremsportart gleichzusetzen 

sei. ̔It would be great to be able to say that it was solely out of ideological reasons that I did it 

and that it was only with eye for the target. But it was also about status and it was also about 

acceptance, and it was also about … when people parachute, I did this … to get a rush’ (ebd. 

35 f.). Auch Baier und Pfeiffer (2011) weisen darauf hin, dass der Linksextremismus 

insbesondere auf jene Jugendlichen anziehend wirke, die auf der Suche nach 

risikobehaftetem Verhalten in bestimmte Freundeskreise gerieten: Jugendliche, die angaben, 

mehr als fünf delinquente Freunde zu haben, wiesen zu 16,3% (eher) linksextreme 

Einstellungsmuster und entsprechendes linksextremistisches Verhalten auf, während es bei 

Jugendlichen, die angaben, keine delinquenten Freunde zu haben, nur in 1% der Fälle zutraf 

(ebd. 163). 

Den vorliegenden Studien sind leider kaum systematische Informationen zu der Art des 

Gruppenanschlusses zu entnehmen. Sageman (2004) verweist darauf, dass zwei Arten des 

Anschlusses zu unterscheiden seien. Zum einen die Entwicklung eines Freundeskreises zu 

einer radikalen Gruppierung, zum anderen der gezielte Anschluss eines Individuums an 

bereits bestehende Gruppierungen (ebd.  115). Lediglich in der Studie von Olson (2009) wird 

von einer gezielten Rekrutierung seitens der extremistischen Gruppe berichtet. Allerdings ist 

offenbar keine der von Olson befragten Personen durch charismatische Führer oder 

ideologische Prediger rekrutiert worden. Ein Anschluss erfolgte hier zumeist dadurch, dass 

man sich bereits im sympathisierenden Umfeld der Gruppierungen aufhielt und gezielt Orte 

und Veranstaltungen aufsuchte, die auch von den aktiven Gruppenmitgliedern besucht 

wurden. Mitunter wurden die Gruppen bereits vorher auf die ein oder andere Art und Weise 

– etwa durch das Verteilen von Flyern – unterstützt, in der Erwartung angesprochen zu 

werden. Eine Ansprache verbunden mit dem Angebot, sich an „Operationen“ zu beteiligen, 

erfolgte, wenn die Person sich als vertrauenswürdig und geeignet erwies. Dies impliziert 

allerdings auch, dass – wenn auch nur fragmentarisch – bereits vor dem Anschluss an die 

jeweilige Gruppierung entsprechende Orientierungen vorgelegen haben müssen (ebd. 32 ff). 

Die Hälfte der von uns ausgewerteten Studien benennen die Peergroup als Risikofaktor 

einer Radikalisierung – sie ist damit der am häufigsten thematisierte Einflussfaktor. Von 

diesen Studien, welche die Motive des Anschlusses an die jeweiligen Gruppierungen 
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thematisierten, benannten etwas mehr als ein Drittel (12)21 als Grund des Anschlusses das 

Bedürfnis nach Geselligkeit und damit verbundene Gefühle von Zugehörigkeit und 

Geborgenheit. Lediglich sechs Studien benennen als Grund des Anschlusses ideologische 

Motive. Die Anschlussmotive unterscheiden sich innerhalb der drei Phänomenbereiche 

kaum und sind zumeist auf Identitätskonflikte, Anpassungsprobleme oder mangelnden 

sozialen Rückhalt zurückzuführen. Der Ideologie kommt beim Gruppenanschluss allenfalls 

eine untergeordnete Rolle zu. Sie bildet sich meist erst im gruppendynamischen Geschehen, 

welches in der Regel durch einen Prozess der Isolation der Gruppe von der Außenwelt, einer 

Überhöhung der gruppenspezifischen Deutungsmuster sowie durch die Umpolung 

allgemeingültiger Wertvorstellungen gekennzeichnet ist, heraus. Eine Radikalisierung 

vollzieht sich, unabhängig vom Phänomenbereich, zumeist erst in der Gruppe, wenngleich 

mitunter bereits vor dem Gruppenanschluss Vorstellungen von der jeweiligen Ideologie 

vorhanden sind.  

Allerdings können auch gewalttätige Gruppierungen mitunter schützende Einflüsse 

aufweisen. Situationsbedingte Schutzfaktoren liegen etwa dann vor, wenn durch einzelne 

Gruppenmitglieder eine gewalthemmende Rolle eingenommen wird. So berichten etwa die 

von Böttger (1998) Befragten davon, dass einzelne Gruppenmitglieder darauf achteten, dass 

bei Gewalthandlungen ein bestimmtes Maß an Brutalität nicht überschritten werde (ebd., 

372). Entsprechend wurden Gewalttaten, die zu sehr schweren Verletzungen oder gar zum 

Tod des Opfers führten, deutlich häufiger von Einzelpersonen oder im Beisein einer 

weiteren Person als in Gruppen begangen. Neben der gruppendynamisch bedingten 

Steigerung der Gewalt ließen sich Böttger zufolge eben auch die Gewalt begrenzende 

Normen beobachten (ebd., 391).  

                                                 

21 Mehrfachangabe möglich. 
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4.3.3 Zwischenfazit Mikro-/Mesoebene 

In der Gesamtschau weisen vor allem rechtsorientierte Jugendliche eine zumeist 

problematische familiäre Sozialisation auf, die neben der strukturellen Unvollständigkeit der 

Familie oftmals auch durch Gewalterfahrungen, Alkoholkonsum seitens der Eltern und 

emotionale Defiziterfahrungen gekennzeichnet ist. Diese Defiziterfahrungen führen in der 

Regel zu frühen sozialen Auffälligkeiten, die erste Desintegrationserfahrungen bereits in der 

Schule begründen. Zumeist werden diese Defizit- und Desintegrationserfahrungen über den 

Anschluss an Gruppen Gleichgesinnter kompensiert, in denen soziale Unterstützung und 

Anerkennung erfahren wird und die daher nicht selten als „Familienersatz“ beschrieben 

werden. Der Anschluss an solche Gruppierungen und daraus resultierende 

Isolationsprozesse können als zentraler Risikofaktor einer Radikalisierung angesehen 

werden. Auch wenn kaum Forschungsbefunde zur familiären Sozialisation links- und 

islamistisch orientierter Personen vorliegen, sind es auch hier in der Regel soziale -  und 

eben nicht ideologische Faktoren - die zum Anschluss an extremistische Kreise führen. 

Insbesondere sind hier der Wunsch nach Zugehörigkeit, sozialer Anerkennung, Akzeptanz 

und Solidaritätserfahrungen, aber auch identitätsstiftende Aspekte wie etwa Statuserwerb 

oder der Wunsch „etwas Bedeutsames zu tun“ zu nennen, deren Erfüllung in Familie, Schule 

oder Beruf versagt bleibt. 

Es ist erkennbar geworden, dass unterschiedliche Mikrosysteme in einem für das 

Radikalisierungsgeschehen relevanten Wechsel-Wirkungs-Verhältnis stehen: Ganz 

offensichtlich wird dies in der Beobachtung, dass die Peergroup, die radikale Gruppe, 

offenbar nicht selten als Familienersatz in Erscheinung tritt. Wie genau sich dieses Wechsel-

Wirkungs-Verhältnis zwischen differenten Mikrosystemen, in denen sich die Personen 

bewegen, im Blick auf das Radikalisierungsgeschehen darstellt, findet sich allenfalls indirekt 

aber nicht systematisch untersucht: Neben den in der Forschung offenbar recht gut 

beleuchteten Mikrosystemen der Familie und Freundeskreise sind auch viele weitere 

Mikrosysteme zu nennen, in denen sich die betroffenen Personen bewegen (beispielsweise: 

Schulklassen, Vereine, Nachbarschaft, über die Herkunftsfamilie hinausgehende 

Verwandtschaft). Diese sind in der Radikalisierungsforschung mit Blick auf ihre Relevanz auf 

das Radikalisierungsgeschehen bisher weitgehend ausgeblendet: Wie ist es um ihren sich 
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wechselseitig ggf. verstärkenden oder moderierenden Einfluss auf Radikalisierungsprozesse 

bestellt? Hiermit ist ein ausgesprochenes Forschungsdesiderat angesprochen.  

4.4 Exoebene 

In den hier betrachteten Studien erscheinen die gesellschaftlichen Institutionen nur 

ausschnitthaft – unter Berücksichtigung ihres unmittelbaren Niederschlags auf die 

biographische Entwicklung der radikalisierten Akteure – betrachtet. Die Bildungsinstitution 

Schule oder der Arbeitsmarkt beispielsweise spiegeln sich hinsichtlich ihrer Bedeutung auf 

das Radikalisierungsgeschehen indirekt in gebrochenen Bildungs- und Berufskarrieren (vgl. 

Abschnitt 4.2.1) und die Kontrollinstanz Polizei in radikalisierungsfördernden 

Diskriminierungserfahrungen (vgl. Abschnitt 4.2.3 ) wider. Diese institutionellen Kontexte 

sind allerdings nicht in den näheren Fokus empirischer Analysen im Hinblick auf ihren 

Einfluss auf individuelle Radikalisierungsverläufe in den hier gesichteten Studien gerückt. 

Dies erforderte Vergleichsuntersuchungen in zeitlicher oder räumlicher Perspektive, die nur 

begrenzt – vor allem im Bereich der Radikalisierungsforschung – vorliegen. Ein Exosystem 

scheint jedoch auch an sich in seiner mittel- sowie unmittelbaren Bedeutung in den 

Analysen der jüngeren Radikalisierungsforschung immer wieder als bedeutungsvoll auf – die 

Medien. 

4.4.1 Medien 

Die Medien nehmen eine zentrale Rolle im Bereich des extremistischen, aber auch 

terroristischen Geschehens ein. Medien, und hier insbesondere in zunehmendem Maße das 

Internet, spielen nicht nur bei der Entwicklung politischer Meinungen - und damit auch für 

mögliche Radikalisierungen - eine relevante Rolle. Sie sind gleichermaßen ein zentrales 

Kommunikationsmedium von Extremisten und Terroristen und tragen über die 

Berichterstattung zu entsprechenden Taten auch zur Identitätsbildung der Täter, aber auch 

etwaiger Sympathisanten bei. Unmittelbar deutlich wird dies beispielsweise in den 

terroristischen Aktivitäten und Anschlägen, die durch die Veröffentlichung von Mohammed-



 

 77 

Karikaturen in der dänischen Tageszeitung ‚Jyllands-Posten‘ im Jahr 2005 quasi bis in die 

Gegenwart motiviert sind. 

Terror (lat.: Schrecken) zielt wesentlich auf die Verbreitung von Angst und Schrecken vor 

allem mit der Begehung oder Androhung terroristischer Anschläge ab, um Gesellschaften zu 

destabilisieren und so die verfolgten Veränderungen zu stimulieren bzw. mit Gewalt(-

androhung) zu erzwingen. Insofern wird Terrorismus u. a. von Münkler (2001) als eine 

Kommunikationsstrategie bezeichnet, die auf die Erreichung eines Gesellschaftszustands 

nach den eigenen ideologischen Vorstellungen abzielt. Neben den klassischen 

Massenmedien fällt hier in zunehmendem Maße dem Internet eine Bedeutung zu. 

Ein besonderes Risiko besteht darin, dass die Medien, überwiegend aufgrund ihrer auf 

Verkaufszahlen bzw. Zuschauer-/Zuhörerquoten ausgerichteten Berichterstattung, 

unweigerlich drohen, den terroristischen Akteuren in die Hände zu spielen. Der Schweizer 

Ökonom Bruno Frey (2004) spricht hier gar von einer „win-win“ Situation, da sowohl Medien 

als auch Attentäter ein Interesse daran hätten, terroristische Anschläge möglichst lange in 

den Schlagzeilen zu halten. Auch die Beobachtungen von Kemmesies (2006) bestätigen dies 

indirekt: So scheinen Ereignisse von hohem global-politischem Interesse, wie etwa der 

Tsunami im Jahr 2004, die öffentliche, massenmediale Aufmerksamkeit derart zu besetzen, 

dass weltweit betrachtet terroristische Aktivitäten unmittelbar nach solchen Geschehnissen 

merklich abzunehmen scheinen, da sie drohen, das öffentlich-mediale Interesse nicht in 

gewünschter Weise wecken zu können (Kemmesies 2006, 236). Demgegenüber ist ebenso 

empirische Evidenz für die immer wieder zu machende Beobachtung anzuführen, dass die 

Medienberichterstattung ganz in Gestalt des Copycat Effects auch Tatentschlüsse kurz- bis 

mittelfristig stimuliert. Neubacher (2000) konnte beispielsweise in einer Aktenanalyse zu 

fremdenfeindlichen Brandanschlägen zeigen, dass Meldungen über fremdenfeindliche 

Anschläge überhaupt erst zum Tatentschluss führten (ebd. 103). Einerseits würde durch die 

Berichterstattung latente Fremdenfeindlichkeit aktualisiert, andererseits erfolgreiche 

Modelle vorgeführt. Darüber hinaus stellen die Medienmeldungen für die Täter enorme 

mediale Aufmerksamkeit in Aussicht. So wirke die Darstellung einschlägiger Delikte in den 

Medien in mehrerlei Hinsicht mobilisierend (ebd.).  

Ein weiterer Aspekt scheint in der Untersuchung von Olson (2009, 50) auf: Ein interviewter 

extremistischer Gewaltstraftäter berichtete von zahlreichen Versuchen, die Presse zu 

friedlichen Veranstaltungen seiner zunächst gewaltlosen Gruppierung einzuladen, um über 
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deren Ziele zu berichten. Diese Einladungen seien in der Regel mit der Begründung 

abgelehnt worden, dass es für die Presse nicht von Interesse sei, ̔wenn nichts passiere̕. Da 

die Ziele sich nur mittels Gewalt verkaufen ließen, sei das oftmals der einzige Weg, die Idee 

zu verbreiten.  

Aber auch auf anderen Ebenen nehmen die Medien Einfluss auf das extremistische und 

terroristische Geschehen: Ihre Berichterstattung kann die öffentliche politische Meinung 

und damit auch eventuell daraus resultierende Radikalisierungsprozesse ihrer Konsumenten 

erheblich beeinflussen. So konnten etwa Frindte et al. (2012) durch eine telefonische 

Befragung von deutschen und nicht-deutschen Muslimen zeigen, dass Muslime, die private 

und ausländische Fernsehsender konsumierten, gegenüber einer Vergleichsgruppe von 

primär öffentlich-rechtliche Sender verfolgenden Personen, anfälliger waren für Vorurteile 

gegenüber Juden, religiösem Fundamentalismus sowie Einstellungen, die von 

Demokratiedistanz und negativen Emotionen gegenüber dem Westen zeugen. Die 

Präferenzen für türkische Sender (vor allem Kanal D/Euro D) üben laut Frindte „einen 

kausalen Einfluss auf die Akzeptanz ideologisch fundierter Gruppengewalt der 

nichtdeutschen Muslime aus [und] […] beeinflussen kausal auch die ̔Negativen Emotionen 

gegenüber dem Westen̕ “ (Frindte et al. 2012, 617). 

 

Insbesondere im Bereich des islamistischen/salafistischen Extremismus ist festzustellen, 

dass das Internet – und hier bevorzugt soziale Netzwerkplattformen – weltweit zum 

wichtigsten Kommunikations- und Handlungsraum wird. Das Internet bildet dabei ein 

„Marktplatz“ für Rhetorik, Ideologietransfer und höchst emotionalisierende Propaganda. Die 

aggressiv missionarische Verbreitung extremistischer und gewaltfördernder Weltbilder 

bedient sich eines jugendkulturellen Mediums. Dieses dient damit auch als Rekrutierungs-, 

Radikalisierungsort und sogar virtuelles Trainingslager für taktische oder technische 

Information zum Zweck des militanten Kampfes. 

Das NYPD (2007) stellte in seiner Auswertung zu elf jihadistischen Anschlägen und 

Anschlagsversuchen im Westen fest, dass das Internet vor allem durch den direkten Zugang 

zu ungefilterter radikaler und extremistischer Ideologie als Antriebs- und durch die 

Möglichkeit des virtuellen Treffens Gleichgesinnter als Befähigungshilfe für den Prozess der 

Radikalisierung gelten kann (ebd. 8). 
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Auch im Zusammenhang mit dem „Jihad-Hotspot“ Syrien zeigt sich die Schlüsselrolle des 

Internets beim gezielten Einsatz von Propagandavideos zur Beeinflussung von 

Ausreisewilligen. Die gemeinsame Auswertung vom Bundesamt für Verfassungsschutz, dem 

Bundeskriminalamt und dem Hessischen Informations- und Kompetenzzentrum gegen 

Extremismus stellte bei 18% der nach Syrien Ausgereisten einen Zusammenhang zwischen 

der Radikalisierung und der Nutzung des Internets fest, wobei die Bedeutung des Internets 

im fortschreitenden Radikalisierungsprozess allerdings abnehme. Als eventuelle 

Erklärungsmöglichkeiten für dieses Phänomen werden die zunehmende Relevanz 

realweltlicher Kontakte im fortlaufenden Prozess der Radikalisierung, aber auch gleichzeitig 

klandestiner werdende Internetaktivitäten vermutet (ebd, 10).  

Auch in anderer Hinsicht spielen die Medien eine Rolle bei der Ausübung extremistischer 

Straftaten. So berichten etwa die von Olson (2009, 39) befragten extremistischen 

Gewaltstraftäter von der Befriedigung, die die Presseberichterstattung mit sich bringt. 

Unabhängig davon, ob die Medien in ablehnender oder anerkennender Weise über die Taten 

berichteten, beschrieben die Täter, dass sie allein durch die Tatsache, dass die Medien 

darüber berichteten, das Gefühl verspürten, etwas Bedeutungsvolles getan zu haben, an 

dem es sich lohne fest zu halten. Dieser Effekt verstärkte sich, je größer das von den Medien 

entworfene Bedrohungsszenario ausfiel oder wenn sich gar die Polizei gegenüber den 

Medien zu der Bedrohung äußerte. Auch in der Hallenser Gewaltstudie 

(Bannenberg/Rössner 2006, 155) zeigte sich, dass den interviewten größtenteils 

rechtsorientierten Gewalttätern die erzielte Medienaufmerksamkeit, die sie durch ihre Taten 

erlangten, wichtig war. Einige sammelten Zeitungsauschnitte, die im Zusammenhang mit 

ihren Taten standen, oder versuchten, im Interview den Bekanntheitsgrad bestimmter 

Sendungen oder Meldungen herauszufinden. Bei diesem Streben dürfte es sich aber nicht 

um eine politisch-extremistische Propagandastrategie, sondern mehr um eine Möglichkeit 

handeln, Aufmerksamkeit und – wenn auch in negativer Form – Anerkennung in der 

Gesellschaft zu finden. Durch das bloße Gefühl etwas getan zu haben, was die 

Aufmerksamkeit anderer erregt, erfahren die Täter eine Bedeutungsaufwertung der eigenen 

Person, die ihnen wegen sozialer Immobilität nicht zuteilwird. Über die mediale 

Berichterstattung erleben sie eine Bestätigung der identitätsstiftenden Narrative wie das des 

Freiheitskämpfers, des Revolutionärs oder des Rebellen.  
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Immer wieder wird auch der Einfluss exzessiver Gewaltdarstellungen in den Medien auf 

möglicherweise selbst angewandte Gewalt diskutiert. Jugendliche stehen in der heutigen 

Zeit mehr denn je unter dem Eindruck von, teils massiven, Gewaltdarstellungen in den 

Medien. Hinzu kommt die ständige Verfügbarkeit mitunter extremster Gewalthandlungen 

über entsprechende Seiten im Internet wie etwa jüngst die Enthauptungs- und 

Exekutionsvideos des IS.  

Allerdings scheint die Annahme, dass zwischen der Rezeption von Gewalt und eigener 

Gewaltanwendung ein kausallogischer Zusammenhang bestehe, bereits seit den 1990er 

Jahren widerlegt. Vielmehr scheint es sich auch hierbei um ein komplexes Wechsel-

Wirkungsgefüge zu handeln, in welchem den Medien allenfalls eine steuernde Funktion 

zukommt, wie Böttger (1998, 68) in seiner Studie festhält: Auf der Grundlage einer Analyse 

rekonstruierter Lebensgeschichten von 100 u. a. rechtsextremistischen Jugendgewalttätern 

kommt er zu dem Schluss, dass für die eigene Anwendung von Gewalt nicht die in den 

Medien gezeigte Gewalt als ursächlich angenommen werden könne. Auch bei 

Computerspielen, in denen Gewalt simuliert wird, konnte kein Einfluss auf die 

Gewaltbereitschaft oder -tätigkeit der Jugendlichen gefunden werden. Diese Befunde gelten 

weder für extremistische, jugendliche Gewalttäter noch für die Vergleichskontrollgruppen 

derjenigen, die legal Gewalt einsetzen (junge Polizisten, jugendliche Kampfsportler). Viel 

eher scheint hier der Gewaltakzeptanz eine moderierende Wirkung zuzukommen. Bildet sich 

bereits in der Kindheit eine Gewaltakzeptanz heraus, wird diese zum einen die 

Wahrscheinlichkeit zu eigener Gewaltanwendung erhöhen und andererseits den Konsum 

medial vermittelter Gewalt begünstigen. Allerdings könne der gezeigten Gewalt eine 

steuernde Wirkung zukommen, indem rezipierte Gewalthandlungen in die 

Orientierungsgrundlage des eigenen Handelns übernommen werden (ebd.  363). 

4.4.2 Zwischenfazit Exoebene 

In der Radikalisierungsforschung finden sich soziale Strukturen der Exosystemebene in der 

Regel nur indirekt aufgegriffen, indem etwa im Befund gebrochener Schul- und/oder 

Berufskarrieren indirekt letztlich ein im Ausbildungswesen verankerter Risikofaktor 
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aufscheint. Eine systematische unmittelbare Untersuchung der Exosystemebene erforderte 

jedoch über Personengruppen oder Zeit hinweg angelegte vergleichende Untersuchungen, 

die allenfalls ansatzweise vorliegen. So wäre, um das einleitende Beispiel aufzugreifen, zu 

fragen, warum denn nicht alle Personen mit gebrochenen Ausbildungswegen in Kriminalität 

im Allgemeinen oder Extremismus/Terrorismus im Besonderen abgleiten. 

Dieses Forschungsdefizit gilt nicht nur für formelle, institutionalisierte Kontexte wie etwa 

die Sicherheitsbehörden oder den Schul-/Ausbildungssektor, sondern auch für informelle 

Kontexte wie Szenen, Subkulturen bzw. – dem Forschungsgegenstand entsprechend – 

‚radikale Milieus‘. Diese weitgehend informellen sozialen Strukturen werden erst allmählich 

in den Forschungsfokus gerückt, ohne dass sich bisher ein systematisch, über Zeit und/oder 

Raum hinweg vergleichendes Bild zeichnen ließe (überblickartig: Malthaner und Waldmann 

2012). 

Eine Ausnahme in der defizitären Forschungslage zur Exosystemebene ist für den Bereich 

der Medien festzuhalten. Insgesamt neun der von uns ausgewerteten Studien verweisen 

explizit auf einen Einfluss der Medien auf den Radikalisierungsprozess oder die 

Gewaltanwendung in Form extremistischer oder terroristischer Akte. Welchen Stellenwert 

Medien tatsächlich als potenzieller Risikofaktor im Radikalisierungsgeschehen darstellen ist 

schwer beurteilbar. Dies liegt vor allem daran, dass der Einfluss der Medien auf mehreren 

Ebenen wirkt und in einem komplexen Wechsel-Wirkungsgefüge mit anderen 

Einflussfaktoren steht und – ebenso wie es für alle bisher skizzierten Risikofaktoren 

ebenfalls gilt – deren Einfluss praktisch nicht isoliert von anderen Faktoren untersucht 

werden kann. 

Im weiteren Projektverlauf wird es darum gehen, einen besonderen phänomenbezogenen 

Ausschnitt der Exosystemebene in den Betrachtungsfokus zu rücken: Es geht um die 

Sichtung der phänomenbezogenen Präventionslandschaft im Spiegel der Kernbefunde der 

Radikalisierungsforschung, die im vorliegenden Bericht kursorisch zusammengetragen sind. 

Die breite Palette von Präventionsangeboten findet sich auf der Exosystemebene höchst 

unterschiedlich institutionell angebunden: Entsprechende Angebote werden von freien, 

zivilgesellschaftlichen Trägern (in der Regel Vereine), über Verbände und im Schulkontext 

angesiedelte Initiativen bis hin zu Behörden – wesentlich: Polizei, 
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Verfassungsschutzbehörden und Zentralen für politische Bildung in Bund und Ländern – 

offeriert. Evaluationsstudien zu Radikalisierungs-/Extremismusprävention sind rar, was wohl 

nicht nur Ausdruck von knappen Ressourcen ist, sondern auch Resultat enormer 

methodischer und vergleichsweise konkreter erkenntnistheoretischer Probleme: Denn wie 

soll in einer komplexen Welt unterschiedlichster Einflüsse ein verlässlicher Nachweis 

geführt werden, dass es (Präventions-)Maßnahme ‚A‘ ist, welche zum intendierten Erfolg ‚B‘ 

geführt hat? Und selbst wenn der intendierte Erfolg ‚B‘ nicht eingetreten ist, indem wir etwa 

ein gleich intensives oder gar intensiviertes Radikalisierungsgeschehen beobachten, kann 

durchaus argumentiert werden, dass die eingesetzte Maßnahme ‚A‘ zumindest zu verhindern 

wusste, dass es nicht schlimmer gekommen ist. Hiermit ist ein wesentlicher Grund 

angesprochen, warum bei der von uns im Weiteren vorzunehmenden Betrachtung der 

Präventionsangebote auf der Exosystemebene nicht eine ‚evaluative‘, sondern eine 

strukturell-konzeptionelle Perspektive eingenommen wird: Es gilt in Augenschein zu 

nehmen, inwieweit dem sich durch identifizierte Risikofaktoren artikulierenden Bedarf in der 

Präventionslandschaft entsprochen wird. All dies wird hier nicht näher betrachtet und ist 

Gegenstand des Projektmoduls III, in dem – soweit vorhanden – auch ein Blick auf etwaige 

Evaluationsstudien geworfen wird. 

4.5 Makroebene 

Die Makroebene umfasst die Gesetze bzw. die normativen Grundlagen einer Gesellschaft 

und auch die weitgehend gesamtgesellschaftlich sowie z. T. nur von gesellschaftlichen 

Teilgruppierungen geteilten Werte und Ideologien. Diese gesetzlichen wie wertebezogenen 

Manifestationen  im gegebenen gesellschaftlich-kulturellen Umfeld steuern die Aktivitäten 

auf den untergeordneten Systemebenen und damit auch das Verhalten der dort agierenden 

Individuen. Obwohl die auf dieser Systemebene auftretenden Friktionen, wie etwa kulturelle 

Widersprüche, die sich etwa zwischen islamischer und westlicher Kultur ergeben, als 

Auslösebedingung für terroristische und extremistische Phänomene angesehen werden 

können, gibt es bis dato keine systematische Untersuchung dazu, inwieweit die auf dieser 

Systemebene angesiedelten Faktoren Einfluss auf das Radikalisierungsgeschehen nehmen. 

Hinweise auf Einflüsse der Makrosystemebene lassen sich den Studien allenfalls wiederum 

nur indirekt – als in Erfahrungen des Individuums auf der personalen Ebene im 
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biographischen Verlauf widergespiegelt  –  entnehmen. So speisen sich die 

Identitätskonflikte, Ohnmachts- und Desintegrationserfahrungen sowie 

Handlungsunsicherheiten, welche die Einstellungen und Handlungen der befragten 

Personen bestimmen, in weiten Teilen aus den sich insbesondere in westlichen 

Gesellschaften dynamisch verändernden Werteorientierungen, wie sie in 

Ausdifferenzierungs-, Enttraditionalisierungs- und Individualisierungsprozessen 

Niederschlag finden (Müller 1997, 9). Um die Entstehung von Extremismus vollumfänglich 

zu erfassen, sei Müller zufolge daher eine Analyse der individuellen Verarbeitungsprozesse 

bzw. Bewältigungsversuche derartiger gesellschaftlicher Veränderungsdynamiken 

unumgänglich. So könnten etwa dergestalt begründete Handlungsunsicherheiten eine 

Suche nach Gewissheiten motivieren, was ein Einfallstor für simplifizierende (rechts-

)extremistische Konzepte bedeuten und/oder in eine Umformung von Ohnmachtsgefühlen 

in Gewaltakzeptanz münden könnte (ebd.  11). 

Interessante Befunde zu den Wechselwirkungen zwischen der Makrosystemebene und 

extremistischen Einstellungen sind einer Studie von Zick und Klein (2014) zu entnehmen. 

Unter der Annahme, dass sich das mit der neoliberalen Wende einhergehende 

unternehmerische Denken zunehmend nicht nur auf weite Teile des Sozialen – etwa in Form 

der Privatisierung von Krankenhäusern und Kindergärten – sondern im Zuge des Rückbaus 

des Sozialstaats und der damit einhergehenden Propagierung der Eigenverantwortlichkeit 

auch auf das Private und damit auf gesellschaftliche Normen und Werte auswirke, 

untersuchten sie den Zusammenhang zwischen der extremsten Form des neoliberalen 

Denkens – dem Marktextremismus – und dem Rechtsextremismus. Tatsächlich zeigen sich 

deutliche Zusammenhänge zwischen marktextremistischen und rechtsextremistischen 

Einstellungen. So stimmen Personen, die marktextremistischen Aussagen, wie etwa „Wer 

nicht bereit ist, was Neues zu wagen, der ist selber schuld, wenn er scheitert.“ oder „Der 

Schlüssel zum Erfolg ist, besser als die anderen zu sein.“ eher auch rechtsextremen 

Aussagen, wie etwa „Es gibt wertvolles und unwertes Leben.“ oder „Wenn Arbeitsplätze 

knapp werden, sollte man die Ausländer wieder in ihre Heimat zurückschicken.“ zu. Eine 

Erklärung finde dies vor allem in der sich aus der Wettbewerbslogik speisenden Bewertung 

von Menschen nach deren Effizienz und ökonomischer Leistungsfähigkeit, die dem 

sozialdarwinistischen Gedanken des Überlebens des Stärkeren, der durchaus auch 

wettbewerbsideologische Elemente beinhaltet, nicht ganz unähnlich ist (vgl. ebd.). 
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Auch Müller (1997) konstatiert, dass eine Gesellschaft, die den Menschen über ökonomische 

Prinzipen wie Leistung und Effizienz definiere, instrumentalistische und machiavellistische 

Sichtweisen befördere, von denen es nur ein kleiner Schritt zu rechtsextremen 

Orientierungen sei (ebd. 242). Diese ‚Ausweitung des Ökonomischen auf das Soziale ̕ 

(Krasmann/Bröckling 2000, 16) mache damit nicht nur anfällig für Ungleichwertigkeit, 

sondern wird vor allem zum Problem für diejenigen, die sich – aus welchen Gründen auch 

immer – nicht in der Lage sehen, ihr Leben in propagierter ökonomisch effizienter Weise zu 

gestalten, wie es bei einem großen Teil der Untersuchten der Fall zu sein scheint. Die 

Ergebnisse von Zick und Klein (2014) zeigen auch, dass insbesondere die Personen, die ihren 

Lebensstandard als durch die Eurokrise bedroht wahrnehmen, stärkere marktextremistische 

Ausprägungen aufweisen und diese über alle Dimensionen auch deutlich stärker mit dem 

Rechtsextremismus einhergehen als im Durchschnitt der Bevölkerung. 

Dort, wo soziale Identität nicht mehr über Zugehörigkeiten und damit verbundene klar 

abgesteckte Rollenmuster hergestellt werde, komme insbesondere der wechselseitigen 

Anerkennung eine zentrale Bedeutung im Prozess der Identitätsbildung zu. Und dort, wo 

diese Anerkennung verwehrt bleibe, werde die soziale Identität über die Suche nach 

Zugehörigkeiten definiert, etwa über die per Geburt erlangte Zugehörigkeit zu einer Nation 

oder einen Glauben. Durch das Ansetzen an Fähigkeiten statt der Betonung der Defizite 

könne die soziale Identität gestärkt werden (Müller 1997, 251). Müller verweist darauf, dass 

genau jenen, die in der Kritik der extremistischen Jugendlichen stünden, wie die etablierte 

Politik sowie die sie tragenden Parteien, eine besondere Verantwortung zukomme, das 

Vertrauen in die Redlichkeit der Erwachsenengesellschaft wiederzuerlangen (ebd. 250). 

4.5.1 Zwischenfazit Makroebene 

Insgesamt ist trotz interessanter (Teil-)Befunde die Forschungslage zur Frage 

makrosystemischer Einflüsse auf das individuelle Radikalisierungsgeschehen defizitär. Das 

ist einerseits in einer Grundproblematik sozialwissenschaftlicher Forschung begründet, dass 

angesichts der Komplexität sozialer Zusammenhänge Ursache-Wirkungs-Bezüge zwischen 

einem erklärungsbedürftigen Phänomen und möglichen Ursachen ohnehin nur mit großer 
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Unschärfe zu treffen sind. Das gilt vor allem dann, wenn zwischen dem Phänomen (hier: 

individuelles Verhalten/Radikalisierung) und den möglichen Ursachen (hier: Normen und 

Werte in einer Gesellschaft) eine große ‚soziale Distanz‘ liegt (etwa im Vergleich zur Frage 

des Einflusses der Herkunftsfamilie auf ein individuelles Radikalisierungsgeschehen). 

Defizitär ist die Forschungslage zum Einfluss des Makrosystems vor allem, weil kaum 

systematische, über Raum und Zeit vergleichende Studien durchgeführt wurden: Führen 

etwa Gesellschaftssysteme in differenten Ländern zu unterschiedlichen Radikalisierungs-

dynamiken? Oder gehen mit veränderten Gesellschaftssystemen über einen systematisch 

längsschnittlich beobachteten Zeitraum wiederum veränderte Radikalisierungsdynamiken 

einher? Dies zu ergründen verspräche einige relevante Erkenntnisse insbesondere zur 

Gestaltung primärpräventiver Phänomenzugänge. 

4.6 Kritische Lebensereignisse 

Durch (positive) Krisen oder traumatische Erlebnisse können bestehende Überzeugungen 

bzw. Einstellungen erschüttert und so eine kognitive Öffnung erzeugt werden, also die 

Bereitschaft bestehende Denkmuster und damit korrespondierende Handlungsweisen zu 

hinterfragen und mit neuen Wertvorstellungen und Ideen zu experimentieren (etwa.: 

Wiktorowicz 2005, 20). Kritische Lebensereignisse, die in dieser Weise als Katalysator 

fungieren, sind vielfältig, beispielsweise der Verlust des Arbeitsplatzes, 

Diskriminierungserfahrungen, politische Krisen, der Verlust eines nahen Angehörigen, aber 

auch im allgemeinen positiv assoziierte Lebensereignisse, wie die Geburt eines Kindes oder 

eine Hochzeit. Vor allem Menschen, die an einem derartig motivierten Scheideweg stehen 

und sich hinsichtlich ihrer Selbstverständnisses und ihrer Identität neu orientieren müssen, 

sind besonders empfänglich für neue Weltsichten und Narrative, wie z. B. extremistische 

Ideologien (NYPD 2007, 23). Derartige ‚kognitive Öffnungen‘ können, beispielsweise durch 

einen „moralischen Schock“, auch von außen induziert werden. Diese Strategie ist vor allem 

bei islamistischen Extremisten zu beobachten, die ihre politischen Botschaften und damit 

verbundenen Grausamkeiten über die Medien und vor allem über das Internet verbreiten 

und so bei Menschen, die diesen Bildern ausgesetzt sind, Gefühle der moralischen 

Entrüstung auslösen. Auf der Suche nach Antworten werden Menschen, die 

Identitätskonflikte durchleben, mit einer Fülle z. B. salafistischer Angebote konfrontiert und 
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begeben sich auf die Suche nach gleichermaßen Entrüsteten, welche sie – auch auf Grund 

weiterer übereinstimmender Sichtweisen – schließlich im extremistischen Umfeld finden 

(ebd.). Während bei rechten Akteuren offenbar eher eine Kumulation negativer 

Entwicklungslinien aus Familie und Schule den Weg in den Extremismus bahnt, scheinen 

sich Akteure des linken Spektrums, die in der Regel stabilere, bildungsnähere Elternhäuser 

aufweisen, dem Extremismus eher aufgrund erlebter Krisen oder nicht bewältigter 

Entwicklungsaufgaben zuzuwenden. Gleiches scheint auch für Personen zu gelten, die 

islamistischen Wahrnehmungsmustern nahestehen.  

Entgegen der Annahme der kognitiven Öffnung konnte Olson bei keinem der von ihm 

interviewten fünf PMK-Straftäter eine traumatische Erfahrung feststellen, die über die für 

Jugendliche üblichen Erfahrungen hinausgehen. Auf die Frage, ob es in Ihrem Leben ein 

Ereignis gegeben hätte, welches sie empfänglich für radikale Ideen gemacht hätte, gab eine 

Person einen Schulausschluss an. Seine Suche nach Anschluss an eine politische 

Gruppierung hatte allerdings schon vor diesem Ereignis begonnen. Ein weiterer Befragter 

nannte den Tod des Vaters sowie daraus resultierende Ohnmachtsgefühle. Diese Ereignisse 

sind Olson zufolge zwar relevant, allerdings keine alleinigen Bedingungsfaktoren für eine 

Radikalisierung. Die physischen und mentalen Veränderungen, die Jugendliche während 

ihrer Entwicklung durchliefen, könnten jedoch schon selbst eine kognitive Öffnung 

darstellen (Olson 2009, 18 ff). 

Während sich der Weg in den Extremismus bei rechten Akteuren eher durch eine 

Verkettung von Ereignissen, die ihren Ursprung zumeist schon in der Kindheit haben, 

begründet, lassen sich derartige negativen Entwicklungslinien bei linken und islamistischen 

Akteuren nicht in der Weise nachzeichnen. Dies mag dem Defizit biographischer Forschung 

zu diesen Akteursgruppen geschuldet sein, wobei darauf hinzuweisen ist, dass die zu diesen 

Gruppen vorliegenden Befunde – in der Regel Aufwachsen in bildungsnäheren und durchaus 

weltlich geprägten Elternhäuser – keinen Anlass bieten, von einer anderslautenden 

Annahme auszugehen (Matuschek 2008, 24; NYPD 2007, 31 ff.). Die Hinwendung zum 

Extremismus scheint hier eher auf durch Krisen verursachte Identitätsunsicherheiten 

zurückzuführen sein. Hierbei kann es sich zum Beispiel um nicht bewältigte 

Entwicklungsaufgaben, wie etwa der Einstieg in den Arbeitsmarkt, aber auch um 

Trennungen vom Partner oder den Tod eines nahen Angehörigen handeln.  
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Kritische Lebensereignisse können aber auch den Ausstieg aus einer (extremistischen) 

Gruppe begünstigen oder gar zum Bruch mit den bisherigen Einstellungen führen. So 

führten etwa eine neue, Gewalt missbilligende Freundin oder die Geburt eines Kindes häufig 

zum Umdenken. Auch eine Inhaftierung, die zum Bruch mit dem sozialen Umfeld führte, 

beförderte mitunter die Abwendung von der Szene (Bannenberg/Rössner 2006, 148).  

5 Zusammenfassung und Fazit 

Bei dem vorliegenden Bericht handelt es sich um einen Zwischenbericht zum zweiten Modul 

des Projektes „Entwicklungsmöglichkeiten einer phänomenübergreifend ausgerichteten 

Prävention politisch motivierter Gewaltkriminalität“ (PüG). Ziel des Projektes PÜG ist es zu 

prüfen, ob und wenn ja, welche Entwicklungsmöglichkeiten einer phänomenübergreifend 

ausgerichteten Prävention politisch motivierter Gewaltkriminalität vor dem Hintergrund 

aktueller Forschungserkenntnisse einerseits sowie der bestehenden Erfahrungen der 

Präventionspraxis andererseits bestehen.  

Der vorliegende Zwischenbericht gibt zunächst eine zusammenfassende Sichtung der 

zentralen Befunde der Radikalisierungsforschung zur Frage der Bedingungsfaktoren 

sogenannter politisch motivierter (Gewalt-)Kriminalität wieder. Folgende Fragestellungen 

standen im Vordergrund: 

• Lassen die aufgedeckten Gemeinsamkeiten und Unterschiede der Phänomene den 

 Schluss zu, dass übergreifende Präventionsansätze möglich und sinnvoll erscheinen?  

• Welche Schlussfolgerungen für die Prävention sind in der Fachliteratur bereits zu 

 finden? 

Mithilfe eines für die vorliegende Untersuchung entwickelten Erhebungsbogens wurden 

hierzu insgesamt 30 empirische Studien aus den Bereichen links-, rechts- und islamistisch 

motivierter Extremismus hinsichtlich benannter Risiko- und Schutzfaktoren, die einen 

Radikalisierungsprozess befördern oder diesem entgegenwirken, ausgewertet. Im Fokus der 

Auswertung standen biographische Interviewstudien. Da insbesondere zum Umfeld links- 
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oder islamistisch motivierter Gewalttäter kaum biographische Studien vorlagen, wurden zur 

Erkenntnisgewinnung auch Studien einbezogen, die sich im weiteren Sinne mit dem 

Radikalisierungsprozess als solchem oder mit extremistischen Einstellungen befassten.  

Die Auswahl der Studien orientierte sich an folgenden Gesichtspunkten:  

• Im Fokus der Studie standen Einflussfaktoren, die als relevant für die Entwicklung, 

Aufrechterhaltung und Loslösung von radikalen und extremistischen Einstellungen 

sowie daraus folgendem Verhalten (insbesondere Gewalthandlungen) anzusehen 

sind.  

• Es erfolgte eine Konzentration auf Biographiestudien, da sich unterschiedliche 

Einfluss-/Risikofaktoren, die zu einer Radikalisierung führen, in Biographien 

radikalisierter Personen konkretisieren: Hier geht es um Fallkonstellationen in denen 

radikale Einstellungen in konkretes strafbewehrtes, gewaltsames Verhalten 

umgeschlagen sind. 

• Primärstudien: Die Erarbeitung des Themas erfolgte empirisch unter Verwendung 

eigens erhobener Daten.  

• Die ausgewählten Studien weisen einen Betrachtungszeitraum rückblickend bis in 

das Jahr 1989 aus. Diese Entscheidung fußte auf zwei Überlegungen: Zunächst 

umfasst der gewählte Zeitraum nur Studien, welche die gesamtdeutsche Situation im 

Blick haben. Zum anderen begann zu jener Zeit die politische Sozialisation der noch 

im Hauptaltersspektrum liegenden politisch motivierten (Gewalt-)Täter (nur wenige 

Täter sind älter als 40 Jahre). 

Da vor allem zu linksextremistischen Gewalttätern nur wenige empirische 

Forschungsarbeiten im hier relevanten Zeitraum durchgeführt wurden, beziehen sich 

Aussagen zu diesem Phänomenbereich oftmals lediglich auf Sympathisanten der linken 

Szene. Ähnlich verhält es sich mit Blick auf islamistisch motivierte Gewaltakteure, weshalb 

zum Phänomenbereich islamistisch motivierter Gewalt auch Einstellungsstudien mit 

einbezogen wurden, die zumeist innerhalb der muslimischen Allgemeinbevölkerung 
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durchgeführt wurden, wobei hier allenfalls Tendenzen in Richtung mehr oder weniger 

ausgeprägter Gewaltakzeptanz abzulesen sind und selbst schon die Frage einer möglichen 

Gewaltbereitschaft allenfalls mit großer Unschärfe und nur vage beantwortet werden kann. 

Die Forschungsbefunde lassen sich, unter Berücksichtigung oben aufgeführter 

Einschränkungen, zu folgenden Kernaussagen zusammenfassen:  

• Für die weit überwiegende Mehrzahl der in den ausgewerteten Studien befragten 

Personen kann keine verfestigte Ideologisierung festgestellt werden. Dieser 

Kernbefund gilt – mit tendenziellen Differenzen – für linke, rechte und islamistische 

Personen gleichermaßen und bezieht sich auch auf nachweislich ins extremistische 

Milieu integrierte Personen. In der Regel weisen die Befragten eine aus ideologischen 

Versatzstücken bestehende Weltanschauung auf, die weniger Ausdruck einer 

gefestigten und konturierten ideologiebasierten Überzeugung ist, sondern der 

Legitimierung der eigenen Taten dient. Entsprechend liegen auch den begangenen 

Straftaten häufig andere als ideologische Motive zugrunde. Handlungsleitend sind 

hier vor allem Emotionen und Gruppendynamiken – nicht selten getrieben durch den 

Konsum psychoaktiver Substanzen (primär: Alkohol). Aufgrund dieser Erkenntnisse 

erscheint sowohl die vorschnelle Etikettierung der Taten als politisch motiviert, aber 

auch eine auf die Ideologie fokussierende Prävention verfehlt. 

• Links- und islamistisch orientierte Akteure weisen gegenüber rechtsorientierten 

Personen ein deutlich höheres Bildungsniveau sowie entsprechend höhere 

Bildungsabschlüsse auf. Rechtsorientierte Personen steigen dagegen meist deutlich 

früher aus dem Bildungssystem aus. Durch die so bedingten niedrigeren formalen 

Bildungsabschlüsse gelingt oftmals keine Integration in den Arbeitsmarkt. 

Gleichwohl lassen sich trotz formal höherer Bildungsabschlüsse im linken Milieu 

ähnlich hohe Arbeitslosenquoten wie im rechten Spektrum konstatieren. Auch 

islamistische Personen sind, trotz formal höherer Abschlüsse, überproportional 

häufig in ungelernten Arbeitsverhältnissen tätig. Insgesamt kann davon ausgegangen 

werden, dass dem relevanten Personenumfeld die mit einer Integration in den 

Arbeitsmarkt verbundenen identitätsstärkenden Kompetenzerfahrungen, 
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Anerkennung und Perspektiven häufig verwehrt bleiben, was 

Radikalisierungsprozesse in Richtung Gewalthandlungen zu befördern scheint.  

• Rechtsorientierte (Gewalt-) Akteure weisen häufig ein den Alltag beeinträchtigendes 

und augenscheinlich Gewalthandlungen motivierendes Alkoholkonsumverhalten auf, 

von dem offenbar nicht selten gewaltfördernde Gruppendynamiken ausgelöst 

werden. Die – wenn auch dünne – Forschungslage zum Bereich linksmotivierter 

Gewaltakteure/-handlungen lässt ein vergleichbares Muster drogeninduzierter 

Gewalthandlungen nicht erkennen. Dies gilt ebenso für den islamistisch motivierten 

Personenkreis, bei dem allenfalls ein Konsum psychoaktiver Substanzen (neben 

Alkohol auch illegale Drogen) in der Regel nur im Zeitraum vor der Radikalisierung 

feststellbar ist – mit zunehmender Hinwendung zum Islamismus wird dieser jedoch 

in der Regel eingestellt.  

 Sowohl im linken und, rechten, aber auch im islamistischen Bereich finden sich 

zahlreiche  Personen, die bereits polizeilich in Erscheinung getreten sind. 

Insbesondere rechtsorientierte Straftäter weisen polymorphe Erkenntnisse mit 

einem erkennbaren Schwerpunkt bei Gewalttaten auf, während linksorientierte 

Personen quantitativ seltener auffielen und eher dem Bereich der politischen 

motivierten Kriminalität „treu“ blieben bzw. primär in diesem auffällig werden. Vor 

der Radikalisierung lässt sich auch für die islamistischen Personen eine polymorphe 

Auffälligkeit konstatieren, die sich mit Hinwendung zum islamistischen Extremismus 

allerdings nahezu vollständig in den Bereich der PMK verlagert. 

 Vor allem für rechtsorientierte Jugendliche lässt sich eine zumeist problematische 

familiäre Sozialisation konstatieren, die häufig durch strukturelle Unvollständigkeit, 

Gewaltanwendung und missbräuchlichen Alkoholkonsum in der Herkunftsfamilie 

gekennzeichnet ist. Allerdings scheint hier weniger die strukturelle Vollständigkeit 

der Familien von Bedeutung, als vielmehr die Qualität der innerfamiliären 

Beziehungen. Gleichgültigkeit, Konflikte und Gewalterfahrungen bedingen oftmals 

frühe soziale Auffälligkeiten, die sich im Lebensverlauf kumulieren. Auch wenn kaum 

Forschungsbefunde zur familiären Sozialisation links- und islamistisch orientierter 

Personen vorliegen, so scheinen die Gründe, die zum Anschluss an radikale 
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Gruppierungen führen, auch hier eher soziale und identitätsstiftende Aspekte zu sein, 

wie etwa der Wunsch nach Zugehörigkeit, Anerkennung oder Statuserwerb,  deren 

Erfüllung im Elternhaus versagt bleiben. 

 Als relevantester Faktor im Prozess der Radikalisierung kann – phänomenunabhängig 

– der Freundeskreis, bzw. die Peergroup angesehen werden. Der Gruppe kommt 

zumeist eine Kompensationsfunktion für in den Elternhäusern nicht erlebte soziale 

und emotionale Unterstützung aber auch für fehlende soziale Anerkennung in 

anderen sozialen Bereichen zu, wie etwa in Schule oder Beruf. Gründe für den 

Anschluss an die jeweiligen Gruppierungen sind in der weit überwiegenden Anzahl 

der Fälle entsprechend nicht in der ideologischen Orientierung zu finden, sondern 

eher in Faktoren wie sozialer Isolation aufgrund eigener Verhaltensauffälligkeiten, 

konfliktbehafteten Elternhäusern oder Lebens- und Identitätskrisen. Eine Ideologie 

bildet sich zumeist erst im gruppendynamischen Geschehen heraus und dieser 

kommt dann eher die Funktion eines Jargons zu, welcher der Positionierung 

innerhalb der eigenen Gruppe aber vor allem auch der Abgrenzung gegenüber 

anderen Gruppen dient.  

Die Ergebnisse der vorliegenden Analyse zeigen, dass trotz augenfälliger Unterschiede 

zwischen den Phänomenbereichen – etwa hinsichtlich der auslösenden Faktoren der 

Radikalisierung - Gemeinsamkeiten bestehen, die phänomenübergreifende Ansätze 

insbesondere in den Bereichen der universellen Prävention, etwa in Form von politischen 

Bildungsangeboten, sowie der indizierten Prävention, etwa in Form von 

Resozialisierungsmaßnahmen nach einer bereits erfolgten Straffälligkeit, sinnvoll erscheinen 

lassen. 

Darüber hinaus lassen die Untersuchungsergebnisse den Schluss zu, dass eine die jeweilige 

Ideologie fokussierende Prävention wenig gewinnbringend scheint, da eine Ideologie, wenn 

überhaupt, zumeist nur versatzstückartig vorliegt. Dies trifft auf alle drei untersuchten 

Phänomenbereiche - Links, Rechts und Islamistisch - gleichermaßen zu und untermauert 

damit die Ergebnisse der durch das BKA veröffentlichten Studie Die Sicht der Anderen 

(Lützinger 2010), welche auf Grundlage biographischer Interviews  Gemeinsamkeiten in den 
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psychosozialen Dynamiken individueller Radikalisierungsprozesse in den jeweiligen Szenen 

identifizierte.  

In dem sich anschließenden Projektbaustein (Modul III) wird es ganz im Sinne dieser 

Erkenntnislage primär darum gehen zu prüfen, wie es um das Verhältnis von Angebot und 

Erfordernis bestellt ist. Hierzu wird in einem nächsten Schritt der Versuch unternommen, 

die Präventionslandschaft in Deutschland zu erheben und auf Basis der hier vorliegenden 

Befunde, gemäß Forschungslage, zu analysieren. 
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